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Vorbemerkung 

Mit dem Fünften Vei’sorgimgsbericht kommt die Biuides- 
regienmg ihrer gesetzlichen Berichtspflicht fiir die 
17. Wahlperiode nach. Nach der gesetzhchen Regehuig 
SOU sie „den gesetzgebenden Köiperschaften in jeder 
Walüperiode des Deutschen Bimdestages einen Bericht 
vorlegen. Der Bericht soU die jeweüs im Voijahr erbrach- 
ten Veisorgimgsleistimgeii im öffentlichen Dienst enthal- 
ten sowie Hochiechiiimgen fiii- die in den nächsten 
15 Jalnen zu erw^aitenden Versorgimgsleistimgen“.i Ge- 
genüber dem lu spninglichen Berichts auftiag ist der Pro- 
gnosezeiti aum erheblich emeiteit worden luid reicht nun- 
mehr bis in das Jahr 2050.2 Allerdings begrenzt sich der 
Bericht als Folge der Födeiahsmusrefoiin auf die Ent- 
wicklungen im Bund.3 Dementsprechend beschränkt sich 
die Darstellung bei der Zusatz\^ersorgmig füi' die Arbeit- 
nelmier des öffentlichen Dienstes auf die Entwickhmg der 
Versorgungsleistimgen imd -ausgaben der Zusatz\"ersor- 
gungseimichtungen ebenfalls auf den Bimd. 

Kernstück des Fünften Versorgimgsberichts sind die 
Darstelhmg luid Analyse der Versorgungsleistungen rmd 
-ausgaben des Biuides von 1999 bis 2010 sowie die Vo- 
rausberechmmg der Versorgungsausgaben von 2011 bis 
2050. 

Der Fünfte Versorgimgsbericht gliedert sich in vier Teile. 
Vorangestellt wmd eine Zusammenfassrmg der Ergebnisse 
in , J)as Wichtigste in Kürze“. 

Der erste Teil fasst die w^esenthehen Ergebnisse für die 
Versorgung der Beamten, Richter und Benifssoldaten des 
Biuides sowie füi' die Beamten der ehemaligen Deutschen 
Biuidesbahn, der ehemaligen Deutschen Bundespost und 
des mittelbaren Biuides dienstes zusammen und bew^ertet 
diese im jew^eihgen Saclizusammenhang. Weiterhin wer- 
den die Refonnmaßnahmen seit 1992 und das damit 
verbiuidene Einspaivohunen dargesteUt. Ein weiterer 
Abschnitt behihaltet Aussagen zur’ langfiistigen Voraus- 
berechinmg der Versorgungsausgaben und der Entwick- 
hmg der Zahl der Versorgungsempfänger bis ziun Jahi' 
2050. Darüber hinaus enthält er Ausfühnmgen über die 
Beihilfeausgaben der Versorgungsempfänger. Abschlie- 
ßend werden die Ergebnisse des Fünften Versorgungsbe- 
richts denen des Vierten Versorgungsberichts gegenüber- 
gestellt. 


1 Artikel 17 des Gesetzes zur Ändenrng des Beanitenversoigungsge- 
setzes imd sonstiger dienst- und versorgungsreditlicher Vorschriflen 
vom 18. Dezember 1989, BGBl. I S. 2218 (S. 2234), in der Fassung 
des Artikel 19 Absatz 8 des Gesetzes zur 'Umsetzung des Versor- 
gungsberichts vom 2. Juh 1998 (Versorgungsreformgesetz 1998), 
BGBl. IS. 1666 (S. 1689). 

^ In diesem Bericht wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit in der 
Regel auch bei nicht geschlechtsneutralen Bezeichnungen die männ- 
hche Form verwendet. Die weibhehe Form ist dabei mit eingeschlos- 
sen. 

^ Mit der Änderung des Grundgesetzes im Jahr 2006 - Föderahsmus- 
reform I — WTirden u. a. die Zuständigkeiten für die Beamtenbesol- 
dung und -Versorgung der Landes- und Kommunalbeamten wieder 
zurück auf die Länder übertragen, so dass der Bund die Gesetzge- 
bungskompetenz m diesen Bereichen seither nur noch für seine Be- 
amten und Versoigungsempfönger besitzt. 


Der zw^eite Teil stellt die Entwicklungen der Versorgung 
ionerhalb der Zusatz\'ersorgimg des öffentlichen Dienstes 
auf Bimdes ebene dar. 

Der dritte Teil dokumentiert die Versorgung der Dienst- 
ordniuigsangestellten des Bimdes, sowie die Versorgiuigs- 
leistimgen aus Sondeiversorgungs Systemen der ehemah- 
gen DDR. Daiiiber hinaus enthält er die statistischen 
Annahmen für’ die Modelhechnimgen. 

Der vierte Teil enthält die Verzeichnisse imd weiteres sta- 
tistisches Zahlenmaterial über die Versorgungsleistungen 
imd -ausgaben des Bimdes. 

Gegenstand der Untersuchimgen sind die Entwicklung der 
Versorgungsausgaben imd ihrer wesentlichen Bestim- 
mungsgrößen wie Zahl des Personals und der Versor- 
gungsempfänger bzw. Rentner, das Ruhestandseintritts - 
verhalten sowie die dui chsclmittlichen Ruhegehälter bzw; 
Betriebsrenten und Ruhegehaltssätze. Die Vorausberech- 
nungen basieren auf der vom Statistischen Bundesamt er- 
stellten Versorgimgsempfängerstatistik zum 1 . Januar 
2011 und der Personalstandstatistik zum 30. Juni 20 10 
bzw. auf versichenmgsmathematischen Bereclmimgen der 
Zusatz\'ersorgungseiniichtungen. Der Bestand des aktiven 
Personals imd der Versorgungsempfönger’ w^ird auf der 
Gnmdlage von Aimahmen über die Nachbesetzimg von 
Stellen, das Alter der Neueingestellten sowie das Ruhe- 
standseintrittsverhalten fortgeschrieben. Neben der Ent- 
wicklung der Zahl der Versoigimgseinpfanger bzw^. Rent- 
ner kommt es bei den Vorausberechnungen insbesondere 
auf die Höhe der Durchschnittsbezüge imd die künftigen 
Bezügeanpassimgen an, die im Zusammenhang mit den 
Annahmen über die wirtschafthehe Entwicklimg bis 2050 
zu bewerten sind. 

Die tangfiistigen Vorausberechnimgen des Fünften Ver- 
sorgimgsberichts verdeutlichen wie sich die maßgebli- 
chen Einflussgiößen - etw^a die Zahl imd Stiiiktur der 
Versorgungsempfanger - bei unterscluedlichen Amiah- 
men über die Bezügeanpassimgen auf die künftigen Ver- 
sorgimgsausgaben auswirken. Die Vorausberechnungen 
werden imter der Aimahme jäluhcher Bezügeanpassun- 
gen von l,5Piozent (Variante 1) imd 3 Piozent (Vari- 
ante 3) sowie in der mittleren Variante 2 dmehgeführt. 
Variante 2 geht diuchschnittlich von jäluhchen Bezü- 
geanpassungen von 2,6 Prozent aus, entsprechend des er- 
warteten nominalen Wachstiuns des Bnittonüandprodukts 
(BIP) (s. u,). Da allein die Höhe imd Entwickhmg der vo- 
rausberechneten nominalen Versorgungsausgaben über 
die TragMiigkeit der Alterssichenmgssysteme des öffent- 
lichen Dienstes w^enig aussagen, w^erden die Versorgimgs- 
ausgaben in einem weiteren Schiitt sow^ohl ins Verhältnis 
zum künftigen Bmttohilandsprodukt (Versorgungsquote) 
als auch - sow^eit sümvolP — zu den künftigen Steueiein- 
nahmen des Bimdes (Versorgungs-Steuer-Quote) gesetzt. 
Das Szenario geht von einem diuchschnittlichen Deflator 
des Bmttoiiüandsprodukts von 1,5 Prozent imd einem 


^ Dies sind die Bereiche, in denen die Versorgungsausgaben unmittel- 
har aus dem Bundeshaushalt finanziert werden und denen keine Ein- 
nahmen gegenüberstehen, die zweckgebunden hierfür verwendet 
werden. 
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durchschnittlichen realen BlP-Wachstiun von 1,1 Pro- 
zent ab 2012 aus. Das nominale jähiliche BlP-Wachstiun 
liegt somit im Diuchsclmitt bei nuid 2,6 Piozent. Die 
künftigen Steuereinnahmen werden daim als konstanter 
Anteil des projizierten Binttoinlandsprodukts enechnet. 

Die Vorausbeiechinmgen des Versorgungsbericbts sollen 
ein möglichst lealitätsnahes Bild der künftigen Versor- 
gungsausgaben in verschiedenen B er echinuigs alternati- 
ven widerspiegehi. Maßnalmien iin Besoldimgs- und Ver- 
sorgungsrecht luid bei der Personalpohtik, deren 
Auswiikimgen auf die Versorgungsausgaben sich erst 
langftistig bemerkbar machen, sollen erfasst und darge- 
stellt v^'erden kömien. Zu diesem Zweck liefern die Mo- 
delheclmrmgen für- jedes Jahr im Zeitiaiun 2011 bis 2050 
Angaben zm Höhe der Versorgungsausgaben des Bundes. 
Die drei Varianten der unterstellten künftigen Bezügean- 
passimgen (1,5 Prozent, nmd 2,6 Prozent bzw. 3 Piozent 
pro Jalir) sollen dabei die Bandbreite möglicher Entwick- 
hmgen abdecken. In den Vorausberechnungen whd füi' 
derzeit aktive Beamte das in Zukimft voraussichthch er- 
reichte tatsächliche Versorgurigsniveau in voller Höhe zu- 
giimde gelegt. Somit gehen zukünftige Dienstzeiten, all- 
gemeine Besoldungsanpassungen sowie ein Kanieretiend 
in die Ausgabenprojektion mit ein. Außerdem werden 
künftige Stellemiachbesetzimgen mit einbezogen, d. h. 
auch die (bis 2050 jedoch relativ geringen) Veisorgungs- 
ausgaben für’ erst künftig eingestellte Beamte sind Teil 
des Ergebnisses. 

Um eine Aussage über die Tragfähigkeit des Versor- 
gungssystems treffen zu kömien, werden die künftigen 
jähiiichen Versorgiuigsausgaben ins Verhältnis zu dem 
künftigen Bruttoinlandsprodukt (Versorgungsquote) und 
den künftigen Steuer eimiahmen (Versorgmigs- Steuer- 
Quote) des Bundes gesetzt. Die Entwickhmg der Versor- 
gungsquote und der Versorgungs-Steuer-Quote gibt an, in 
welchem Umfang die Versorgiuigsausgaben das Bnittoin- 
landsprodukt und die Steuereiimahmen des Biuides in 
Anspnich nelmien werden. Da füi' beide Quoten auch An- 
gaben aus der Vergangenheit verfligbar sind, lässt sich gut 
aufzeigen, ob und gegebenenfalls in welchem Zeitramn 
ein Niveau der Versorgimgsausgaben eneicht wiid, das 
politisches Handehi erfordert. 

Von diesem Konzept zu luiterscheiden sind Berechnim- 
gen, die bereits heute emorbene Anwartschaften abbil- 
den. Solche Berechnimgen werden beispielsweise bei der 
Ermitthuig von Pensionsrückstelhmgen, die privatwmt- 
schafthche Unteiiiehnien in ihrer Bilanz nachweisen müs- 
sen, angestellt. Die dabei beüachtete Größe, der „Bar- 
weif luiterscheidet sich in seiner Aussage giimdlegend 
von der Daistellung im Vei’sorgimgsbericht. Bei der bi- 
lanziellen Betrachtimg ist das Ziel, die zum Bilanzstich- 
tag bereits eiworbenen Pensionsverbindlichkeiten zu er- 
fassen. Es handelt sich dabei tun aufsummieite - mit 
einem Reclmimgszins abgezinste - künftige Versorgmigs- 
ausgaben, die über einen langen Zeitraum ziu Auszah- 
hmg gelangen werden. Im Gegensatz zum Versorgiuigs- 
bericht werden dabei keine künftigen Dienstzeiten bei 
aktiven Mitarbeitern imd keine Nachbesetzungen beffick- 


sichtigt. Die bilanzierten PensionsilicksteUungen hängen 
außerdem stark vom luiterstellten Rechnungszins ab. 

Bilanzierte Pensionsrückstelhmgen stellen also in einer 
einzigen Zalü die (diskontierte) Surmne aller bereits er- 
worbenen Pensionsanwartschaften dar. Sie liegen damit 
generell deutlich über den Pensionsausgaben in einem 
einzehien zukünftigen Jahr, hi der Vermögensrechnimg 
des Bundes werden zum 31. Dezember 2011 Pensions- 
rückstelhmgen füi- Beamte, Richter imd Berufssoldaten 
der Kemvemaltiuig des Bundes in Höhe von 148,06 Mid. 
Euro ausgewiesen. Dabei wmde von jähiiichen Lohnstei- 
geiimgen von 2,4 Piozent, welche bis 2020 scluitrtveise 
auf 3 R’ozent steigen imd auch langfiistig einer jähihchen 
Steigeiimg von 3 Prozent imterliegen, ausgegangen. Der 
verwendete Rechmmgszins beträgt dabei 3,95 Prozent 
pro Jahr, hi einer Studie im Auftrag des Bundes der Steu- 
erzahler e.V geben Tobias Benz et al.^ für’ Beamte imd 
Richter (keine Berufssoldaten) einen Wert in Höhe von 
107,6 Mi’d. Euro an, davon 88,7 Mrd. Euro füi' Pensionen 
imd 18,9 Mi’d. Eiuo für die Hinterbhebenenversorgimg. 
In der Studie wwde von Bezügeanpassimgen von Jähilich 
2 Piozent imd einem Rechmmgszins von 3 Prozent ausge- 
gangen. Die von der Resse aufgegriffene Zahl des Bai- 
werts in Höhe von 1,36 Billionen Euro bezieht sich auf 
die Siunine aller Pensionsveipflichtimgen des Biuides 
imd der 16 Bundesländer inklusive der künftigen Beihil- 
fen. 

Politischer Handlungsbedarf lasst sich aus diesen Zahlen 
nm’ unzureichend ableiten, da keine Vergleichswerte ftir 
einen längeren Zeitr amn vorliegen. Somit ist kaiun zu er- 
keimen, ob luid gegebenenfalls warm die scheinbar exor- 
bitant hohen Zahlen die öffentlichen Haushalte im lang- 
fristigen Vergleich tatsächlich über’mäßig belasten 
werden. Die entscheidenden Kriterien für’ die Bemteihmg 
der nachhaltigen Finanzierbarkeit der bereits eingegange- 
nen und der künftigen Versoigimgsveipflichtimgen sind 
daher die Versorgimgsquote imd die Versorgungs-Steuer- 
Quote. 

Das Wichtigste in Kürze 

1 . Nachhaltige Finanzierung der Beamten- 
und Soldatenversorgung gesichert 

Der Bericht verdeutlicht anschaulich die nachhaltige Fi- 
nanzieiimg der Beamtenversorgung des Bimdes dmch 
eine stabile Entwickhmg des Anteils der Versorgurigsaus- 
gaben am Bmttohilandsprodukt imd an den Steuereimiah- 
men des Bimdes. Die Nachhaltigkeit spiegelt sich wider 
in den stabilen Versorgungsaus gaben des Bimdes als Er- 
gebnis von imifangreichen Refoimen in der Bearnten- 
imd Soldatenversorgimg sowie den langjährigen konse- 
quenten Stelleneinspanmgen beim Bimd. Dadmch sind 
ein deuthcher Rückgang der Zahl der Veisorgungsemp- 
fanger bis 2050, ein Rückgang vorzeitiger Pensionienm- 
gen der Neupensionäre, ein Anstieg des Ruliestandsein- 


5 T. Benz, C. Hagist und B. Raffelhüschen, Ausgaber^iojektion und 
Refonnszenanen der Beamtenversorgung in Deutschland, Studie im 
Aufliag des Bundes der Steuerzahler Deutschland e. V, Berlin, 2011. 
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üitts alters sowie eine Absenkung des Versorgmigsniveaiis 
zu verzeichnen. 

Zu dieser Einschätzung kommt im Ergebnis auch der dem 
Imienausschuss des Deutschen Biuidestages voigelegte 
Piüfbericht des Brmdesministeiiums des hmem nach 
§ 69e Absatz 7 des Beamtenversoigimgsgesetzes 
(BeamtVG) zu Whkimgen von Veisorgmigsmindei'uiigen 
aufgnuid des Versorgrmgsändenuigsgesetzes 2001.^ 

1 .1 Umfangreiche Reformen in der Beamten- 
und Soldaten Versorgung - deutlicher 
Beitrag der Versorgungsempfänger des 
Bundes zur Konsolidierung des Bundes- 
haushalts 

Ursächlich för diese insgesamt stabile Entwicklung beim 
Bimd sind die umfangreichen Refonimiaßnabmen in der 
Beamten- und Soldatenversoigung, mit denen seit An- 
fang der 1990ei Jalne die Kosten senkenden Maßnahmen 
der gesetzlichen Rentenversichenuig regelmäßig wir- 
kungsgleich auf die Beamten- und Soldatenveisorgung 
übertr agen worden sind. Heivorzuheben sind dabei insbe- 


® Prüfbericht imch § 69e BeamtVG " http:/AA/ww.bmL.bund.de/Shared 
I>x:s/Dowiüoads/DE/Themm/OED_Vferwaltung/Oefifentlidier_ I>imsV 
Beamte/pmefbericbt veiM>rp^ggaeQdeTUDa.pdf? blob^pubhcahon 
File. Siehe auch Erster Teil, Abschmtt Dl, Unterabschnitt 3. 

Übersicht 1 


sondere die Naclizeiclinung des Nacbhaltigkeitsfaktors, 
die Einfiihnuig von Versorgimgsabschlägen rmd die Erhö- 
hung der Altersgrenzen für den Eintritt in den Ruliestand. 

Auch die moderaten Anpassungen der Versoigrmgsbe- 
züge in den letzten Jalnen tnigen zu dieser EntiATckliuig 
bei. 

Des Weiteren führt der seit mehr- als 1 5 Jahien anhaltende 
Personalabbau langfiistig auch zu einem Rückgang der 
Zahl der Versorgrmgsempfänger. Von 1993 bis 2011 sind 
im Bundeshaushalt bei den Beamten rmd Richtern 13 491 
Stellen (von 152 082 auf 138 591), bei den Soldaten 
64 759 Stellen (von 264 923 auf 200 164) imd bei den 
Taiiftjescbäftigen 102 310 Stellen (von 222 554 auf 
120 244) eingespait worden. Der Anteil der Personalaus- 
gaben insgesamt am Gesamthaushalt sank, trotz erfolgter 
BezügeanpassimgeiL von 11,5 Prozent im Jalu 1993 auf 
9,3 Prozent im Jahr’ 2010 rmd wird 2012 nur noch bei 
9,1 Prozent liegen. 

Druch die Maßnabmen zur’ Kostemeduzier’ung irr der Be- 
amten- lurd Soldatenversorguirg ist der Bimdesbarishalt 
inr Zeitrarun 1998 bis 2010 run nuid 4,2 Mrd. Euro ent- 
lastet worden (siehe Übersicht 1). 

Damit haben die Versorgrmgsempfänger zusammen mit 
den Beamten einen entscheidenden Beitrag zur’ Konsoli- 
dieinng des Brmdeshaushaltes geleistet. 


Einsparungen von 1998 bis 2010 bei den Verso rgungsausgaben des Bundes 
aufgrund der Reformmaßnahmen 


Reformmaßnahmen 

Einsparungen 
in Mio. Em o 

Dieiistrechtsrefomrgesetz 1997 

325 

Versorgrmgsrefoimgesetz 1998 

528 

Gesetz zur Neuordnrmg der Versorgungsabschläge 

21 

Versorgrmgsändenmgsgesetz 2001 

1.080 

Gesetz zm wirkungsgleichen Übeitiagung von Regehurgen der sozialen Pflegeversichenmg sowie 
der gesetzlichen Kiankenverskhenuig auf dienstrechtliche Vorschr iften 

270 

Gesamt 

2.224 

Haushaltsbegleitgesetz 2004 

- Absenkrmg der Sonderzahlmig ab 2004 

980 

- Übeiti agruig der Maßnahmen des Gesetzes zur Modeinisienurg GKV 

420* 

Haushaltsbegleitgesetz 2006 

- Kürzung der Sonderzahluirg ab 2006 

485 

Gesamt 

1.885 

Dienstrechtsneuordnuirgsgesetz 2009 

7 

Insgesamt 

4.176 


Versorgungsempföng^ und aktive Beamte 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-9- 


Drucksache 17/13590 


1 .2 Versorgungsausgaben des Bundes stabil 

Die Höhe der ^'eisoigiuigsausgaben iin iimnittelbaien 
Bunde sbereich beting 2010 nnid 5,1 Mrd. Euro und lag 
damit knapp über dem Niveau von 2002/2003. Die Ent- 
lAdcklung ist in den einzehien Beschäftigungsbereichen 
des Bimdes unteiscliiedlich {siehe Übersicht 2). 

Wählend bei den Veisorgimgsausgaben des Bimdes ftii' 
Beamte, Richter und Berufssoldaten in den Jahren 2005 
bis 2007 keine Steigeiimgen zu verzeichnen waren, sind 
sie von 2008 bis 2010 um- moderat auf 4,9 Mid. Emo an- 
gestiegen. hn Bereich des mittelbaren Biuidesdienstes ha- 
ben sich die Versorgimgsausgaben nur mwesentlich 
erhöht. Ebenfalls erhöht haben sich die Versorgungsaus- 
gaben im Bereich der ehemaligen Deutschen Bimdespost. 
Bei der ehemaligen Deutschen Bundesbahn sinken die 
Versorgungsausgaben stetig imd liegen mit 3,5 Mid. Euro 
in 2010 auf dem Niveau von 1 994. 

1 .3 Stabile Entwicklung des Anteils der Ver- 
sorgungsausgaben am Bruttoinlands- 
produkt und an den Steuereinnahmen 
des Bundes 

Die Vorausberechmmgen des Fünften Versorgungsbe- 
richts belegen, dass die Beamtenversorgimg des Bimdes 


sowie die Soldatenversorgung nachhaltig fmanzieit sind. 
Zwar werden die Versorgungsausgaben in den kommen- 
den Jahien auch bemi Bimd steigen. Entscheidend ist je- 
doch das Verhältnis der Vei'sorgimgsausgaben ziun künf- 
tigen Bnittoinlandsprodukt sowie zu den künftigen 
Steuereimiahmen des Bimdes. Hier zeichnet sich ein 
Rückgang bzw\ eine Stabihsienmg der gegenwärtigen Be- 
lastimg ab. Nach dem Ergebnis der Vorausberechnungen 
muss imter der Aimalime jähiiicher Bezügeanpassmigen 
ab 2014 in Höhe von 1,5 Prozent (Vhiiante 1) bis 2Ö50 
ein hmner geringer werdender Teil des Bnittoinlandspro- 
dukts bzw\ der Steiierehmalmien für Versorgungsausga- 
ben aufgewendet werden. Bei Bezügeanpassungen von 
2,6 Prozent (Variante 2) erhöht sich der Teil des Biuttoin- 
landsprodukt bzw. der Steuereimiahmen zimäclist bevor 
er wieder bis 2050 auf das aktuelle Niveau abshikt. Selbst 
imter der Armahme jälirlicher Bezügeanpassmigen von 
3 Prozent (Variante 3) w^erden die Versorgungsquote im 
Bereclmmigszeitiamn um maximal 0,03 Piozentpmikte 
imd die Versorgmigs-Steuer-Quote mn maximal 0,31 Pro- 
zentpunkte bis 2040 steigen mid daim wieder zmückge- 
hen (siehe Übersichten 3 imd 4). 


Übersicht 2 


Entwicklung der Verso rgungsausgaben des Bundes von 1999 bis 2010^ 


Jahr 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

G131 

unmittel- 
barer Bun- 
desb eieich 

Bahn^ 

Post^ 

mittel- 

barer 

Bundes- 

dienst 

Bund 

insgesamt 


in Mrd. Euro 

1999 

1,8 

2 ^ 

0,9 

4,8 

4,1 

4,6 

0,3 

13,8 

2000 

1,9 


0,8 

4,8 

4,1 

4,9 

0,3 

14,1 

2001 

2,0 

2,2 

0,7 

4,9 

4,2 

5,1 

0,3 

14,5 

2002 

2,0 

2,3 

0,7 

5,0 

4,2 

5,2 

0,4 

14,8 

2003 

2,1 

2,3 

0,6 

5,0 

4,2 

5,3 

0,4 

14,9 

2004 

2,0 

2,3 

0,5 

4,8 

4,0 

5,1 

0,4 

14,3 

2005 

2,1 

2,3 

0,5 

4,9 

3,9 

5,1 

0,4 

14,3 

2006 

2,1 

2,3 

0,4 

4,8 

3,7 

4,9 

0,4 

13,8 

2007 

2,1 

2,3 

0,4 

4,8 

3,6 

5,0 

0,4 

13,8 

2008 

2,2 

2,4 

0,3 

4,9 

3,7 

5,3 

0,4 

14,3 

2009 

2,3 

2,5 

0,3 

5,1 

3,7 

5,4 

0,5 

14,6 

2010 

2,4 

2,5 

0,2 

5,1 

3,5 

5,5 

0,5 

14,6 


7 


Versoigungsausgaben werden nicht m voUem Umfang aus Steuemutteln erbracht. Siehe dazu Erster Teil Abschnitt m Unterabschnitt 8.1 und 8.2. 
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Übersicht 3 

Entwicklung des Anteils der Versoi gnngsansgaben am Brutto inlandsprodnkt (Vei sorgungsquote) 
im nnmittelbaren Bundesbereich von 2011 bis 2050 


Jahr 

Variante 1 

Vaiiante 2 

Vanante 3 

in % 

2011 

0,20 

0,20 

0,20 

2015 

0,20 

OJÖ 

0,20 

2020 

0J9 

0,21 

0,21 

2025 

ÖJ8 

0,21 

0,21 

2030 

ÖJ7 

0,21 

0,22 

2035 

0J6 

0,21 

0,23 

2040 

0J5 

0,21 

0,23 

2045 

ÖJ4 

0,20 

0,23 

2050 

0J3 

0,20 

0,22 


Zu Einzellieiten über die zugrunde liegenden Annahmen siehe Dritter Teil, Abschnitt m. 

Übersicht 4 


Entwicklung des Anteils der Vei soi gungsansgaben an den Stenei einnahmen des Bundes 
(Versorgungs-Steuer-Quote) im unmittelbaren Bundesbereich 
unter verschiedenen Annahmen der Beziigeanpassungen von 2011 bis 2050 


Jahr 

Variante 1 

Variante 2 

Variante 3 

in % 

2011 

2,06 

2,06 

2,06 

2015 

2,05 

2,n 

2,11 

2020 

1,92 

2,12 

2,13 

2025 

1,84 

2,15 

2,20 

2030 

1,77 

2,18 

2,27 

2035 

1,70 

2,20 

2,35 

2040 

1,60 

2,16 

2,37 

2045 

1,48 

2,09 

2,36 

2050 

1,34 

2,01 

2,31 


Zu Einzelheiten über die zugrunde liegenden Annahmen siehe Dritter Teil^ Abschnitt m. 


1 .4 Nachhaltige Finanzierung der Beamten- 
und Soldaten Versorgung durch 
Umstellung auf Kapitaldeckung 

Einen wichtigen Beihag zui’ langfristigen luid nachhalti- 
gen Fmanzienmg dei’ Beamten- und Soldatenveisorguiig 
leistet auch der 2007 errichtete Versorguiigsfonds des 
Bundes, mit dein diese übei’ die bereits seit 1999 gebil- 


dete Versorgungsriicklage liiiiaus schiittw^eise auf eine 
vollständige Kapitaldeckimg lungestellt wild. 

Die als Sonderx^ennögen gefühlten Versoiguiigsilicklagen 
sollen ab 2018 über einen Zeitianm von 15 Jahren, also in 
Zeiten höherer Belastimg, einen Beiüag zur Finaiizienuig 
der Versorgungsaufrvendungen leisten imd den Bimdes- 
haushalt nm jähiiich lund 500 Mio. Euro entlasten. 
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Der ebenfalls als Sonden^eimögen gefLihrte Veisorgiuigs- 
foiids des Blindes zielt auf eine dauerhafte Finaiizienuig 
der Versoigimgslasten. Zuweisungen an den Veisorgiuigs- 
fonds erfolgen ftir alle seit 1 . Januar 2007 neu eingestell- 
ten Beamten, Richter und Benifs Soldaten beim Bimd. 

Ab 2020 werden die Versorgimgsausgaben fiii' den in den 
Versorgungsfonds des Bmides einbezogenen Personen- 
kieises aus diesem finanziert. 

Nach den Vorausberechnungen steigt die Zahl der Versor- 
gungsempfänger, die aus dem Versorgimgsfonds des Bim- 
des finanziert werden von 2020 bis 2050 auf nuid 52 000 
in 2050 (siehe Abbildimg 1). 


2050 werden somit die Ausgaben von über 50 000 Vei- 
sorgimgsempfängem aus dem Versorgimgsfonds des 
Biuides finanziert. 

Die Zalü der Versorgiuigsempfiinger, die nicht aus dem 
Fonds finanziert werden, sinkt ab 2020 bis 2050 von nmd 
191 000 auf nmd 141 000 und die der Ruhegehalts emp- 
fönger von nmd 140 000 auf nmd 94 000. 

Der laufende Bundeshaushalt wild ab 2020 um die ent- 
sprechenden Versorgungsausgaben entlastet. Die jäluh- 
che Entlastiuig diuch die Fonds finanziemng wäclist auf 
nahezu 4,5 Mid. Emo im Jalu 2050 an (imter Vaiiante 2 
der Bezügeanpassungen: siehe Abbildung 2). 

Abbildung 1 


EnhvickluDg der Zahl der Verso rgungsemp fange r im unmittelbaren Bnndesbereich, die ans dem 
Versorgnngsfonds des Bundes fmauziert werden, von 2020 bis 2050 
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Abbildung 2 

Entwicklung der Versorgungsausgaben im unmittelbaren Bundesberekh, die aus dem 
Versorgungsfonds des Bundes finanziert werden, von 2020 bis 2050 
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1 .5 Deutlicher Rückgang der Zahl der Versor- 
gungsempfänger heim Bund bis 2050 

Die Zahl der Versoigimgseinpfönger beim Bund ist seit 
2001 ilickläufig. 2011 betnig deren Zahl im Jahiesmittel 
mild 672 000. Seit 1999 (736 000) ist sie lun nind 9 Pro- 
zent gesunken. Die Zahl der Wrsorgiuigsempfiinger wird 
bis 2050 lun weitere 44 Piozent auf 379 000 zuiiickge- 
hen. Ab 2030 wird der Rückgang besonders deutlich aus- 
fallen (siehe Übersicht 5). 

In den einzehien Beschäftigungsbereichen des Bundes 
vollzieht sich die Enmdcklung unterschiedlich. Wähl end 
bei den Beamten, Richtern und Benifssoldaten sowie im 
mittelbaren Bundesdienst die Zalü der Versorgungsenip- 
faiiger noch bis 2030 bzw. 2035 weiter steigen imd an- 
sclüießend zmückgehen wild, ist in den übrigen Berei- 
chen (ehemalige Deutsche Bundesbahn, ehemalige 
Deutsche Biuidespost imd G 131) die Zahl der Versor- 
gungsempfänger stark rückläufig. 


1 .6 Deutlicher Rückgang vorzeitiger 
Pensionierungen 

Die Maßnahmen der Brmdesregienmg zm Eindämmimg 
von Frülipensionienmgen zeigen Wirkung. Immer mehi' 
Beamte, Richter imd Bemfssoldaten scheiden erst mit Er- 
reichen der für sie geltenden Altersgrenze (einsclüießlich 
Antiagsaltersgienzen) aus dem aktiven Dienst aus. Ihi’ 
Anteil an der Gesamtzahl der Pensionienmgen ist zwi- 
schen 1999 imd 2010 von 59 Prozent auf 85 Rozent ge- 
stiegen. Parallel dazu ist der Anteil der’ Frülipensionienm- 
gen wiegen Dienstuiifaliigkeit von 32 Rozent auf 10 Pro- 
zent zuiückgegangen. 

In den Bereichen der ehemaligen Deutschen Bimdesbalm 
luid der ehemahgen Deutschen Bundespost ist der Anteil 
der Fiühpensionienrngen nach wie vor höher. Obw^ohl 
auch hier ein deuthcher Rückgang zu verzeichnen ist und 
die Zurmhesetzungen wiegen Erreichens einer Alters- 
gienze insgesamt zugenommen haben, bleibt hi diesen 
Bereichen die Ziimihesetzung wegen Dienstunfiiliigkeit 
neben der Ziuiuhesetzimg aufgnmd von VoiTuliestandsre- 
gelungen der häufigste Giund des Ruhestandsemtiitts 
(siehe Übersicht 6). 


Übersicht 5 

Entwicklung der Zahl der Vei sorgungsempfanger des Bundes 
von 2011 bis 2050 


Jahr 

Zahl der Versorgungsempfanger* 

Unmittelba lei' Bundesbeieich 

übrige Bereiche 

ins- 

gesamt 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

G131 

gesamt 

mittelb. 

Bundes- 

dienst 

Bahn 

Post 

gesamt 


in 1 000 

2011 

85 

90 

18 

193 

19 

183 

276 

479 

672 

2015 

90 

92 

8 

189 

21 

163 

273 

458 

647 

2020 

95 

94 

3 

192 

26 

143 

264 

433 

625 

2025 

103 

94 

1 

197 

29 

127 

257 

413 

611 

2030 

110 

92 

0 

202 

32 

108 

246 

386 

589 

2035 

116 

90 

0 

207 

35 

88 

226 

350 

557 

2040 

118 

87 

0 

205 

35 

69 

195 

299 

504 

2045 

115 

84 

0 

199 

34 

50 

157 

242 

442 

2050 

112 

81 

0 

193 

33 

35 

119 

186 

379 


J ahnesdurchschnitt 
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Übersicht 6 


Anteil dei' Ruhestands Versetzungen beim Bund 
nach Gründen des Ruhestands eintritts in 1999 und 2010 



Gründe des Ruhestands eintiitts 

Beschäftigungsbereiche 

Erreichen einer 
Altersgrenze 

Dienstunfahigkeit 

Erreichen einer 
Altersgrenze 

Dienstunfähigkeit 


1999 

2010 


in % 

unmittelbarer Bundesbereich 

59,4 

51 J 

85,0 

9,8 

- Beamte imd Richter 

56,6 

40,8 

82,8 

16,5 

- Benifssoldaten 

67,2 

6,2 

87,6 

19 

Balm 

19 

62,4 

36,7 

63,3 

Post 

10 

66,1 

12,1 

28,8 

mittelbarer Bimdesdienst 

40,6 

59,4 

64,1 

30,3 


1 .7 Ruhestandseintrittsalter deutlich 
gestiegen 

Als Folge des gestiegenen Anteils von Ruhestandseintrit- 
ten mit Eiieichen der Altersgienze ist das duichschnittli- 
che Ruliestandseintiittsalter bei den Beamten luid Rich- 
tern seit 1999 um 2,6 Jahre auf 61,6 Jahre gestiegen. 
Gleichfalls deuthch gestiegen ist das duichschnittliche 
Rullestandseintrittsalter bei den Bemfssoldaten und den 
Beamten im niittelhaien Bimdesdienst sowie in den Be- 
reichen der ehemaligen Deutschen Bundesbahn mid ehe- 
mahgen Deutschen Bundespost (siehe Übersicht 7). 

1 .8 Absenkung des Versorgungsniveaus 

Die seit Anfang der 90er Jahie vollzogene wiikmigsglei- 
che Übertragimg der kostendämpfenden Refoiinmaßnah- 
men in der gesetzlichen Rentenversicheinng auf die Be- 


amten- und Soldatenversorgrmg hat bis 2010 zu einer 
Versorgungsniveauabflachung von mnd 5 Piozent ge- 
fülut. Die Wiederauüiahme dei’ Veisorgungsilicklage seit 
2011 bedingt eine weitere Abflachung mn nmd 1,4 Pro- 
zent. Die Abflachrmgsmaßnahmen haben, trotz deutlich 
gestiegenem Ruhestandsemtiitts alter, über alle Bereiche 
des Biuides hinweg zu einer Absenkung der diuchschnitt- 
lichen Ruliegehaltssätze gefühlt. Besonders deuthch ist 
diese Entwicklung an den diuchsclinitthchen Ruliege- 
haltssätzen der Neuzugänge zu erkemien. Die durch- 
schnitthchen Ruliegehaltssätze dei’ Zugänge lagen im 
Januar 2011 bei den Beamten luid Richtern nmd 7 Pro- 
zentpunkte imter dem Niveau von 1999. 

Bei den Bemfssoldaten ist das Versorgimgsniveau bei den 
Zugängen im selben Zeitiaum um nmd 5,1 Piozentpiuikte 
zuiückgegangen. 


Übersicht 7 

Entwicklung des Durchschnittsalters bei Ruhe Stands eintritt beim Bund von 1999 bis 2010 


Beschäftigungsbereiche 

Durchschnittsalter in Jahren 

1999 

2003 

2006 

2010 

mmiittelbarer Bundesbereich 

- Beamte luid Richter 

- Bemfssoldaten 

Balm 

Post 

mittelbarer Bimdesdienst 

59.7 61,7 62,6 61,6 

53.3 53,8 53,4 53,9 

56.4 56,6 55,9 58,2 

51.8 47,9 52,2 55,3 

58,0 60,1 60,8 60,3 
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Am 1. Januar 2011 betnig der dmchsclmittliche Ruhege- 
haltssatz beim Bund fiir den Bestand nind 69,4 Prozent 
(Beainte/Richter mnd 68,8 Rozent, Benifssoldaten nmd 
69,9 Prozent). Am 1. Januar 2007 betiug er beim Biuid 
noch 73,2 Rozent (Beainte/Kichtei nmd 72,8 Prozent, 
Benifssoldaten nuid 73,4 Rozent). 

Abbildung 3 


Bei den Neupensionär en lag der dmchsclmittliche Ru- 
hegehaltssatz am 1. Januar 2011 bei den Beamten luid 
Richtern lediglich bei 66,6 Prozent (2007: 70,1 Pro- 
zent) imd bei den Benifssoldaten bei 68,7 Rozent 
(2007: 71,6 Rozent) - (siehe Abbildung 3 imd Über- 
sicht 8). 


Entwicklung der (lurchschnittlichen Ruhegehaltssätze des Bestandes und der Zugänge 
bei den Beamten und Richtern des Bundes vom 1. Januar 1999 bis zum 1. Januar 2011 





1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 


Bestand 


— — — - Zugänge 


Übersicht 8 

Entwicklung dei' durchschnittlichen Ruhegebaltssätze beim Bund nach Beschäftigungsb er eichen 

vom 1_ Januar 1999 bis zum 1. Januar 2011 


1* Jan. 

Beamte, 

Richter 

Berufssoldaten 

Bahn 

Post 

mittelbaiei' 

Buudesdienst 

B" 

2- 

B" 


B" 

Z"" 

B" 

z- 


z- 


in % 

1999 

73 J 

73,6 

73,9 

73,8 

72,5 

72,0 

71,6 

68 J 

72,5 

71,4 

2000 

73 J 

72,6 

73,9 

68,5 

72,5 

71,2 

71,3 

68,5 

72,3 

70,7 

2002 

73J 

71,9 

73,9 

73,1 

72,3 

70,3 

70,6 

63,6 

71,8 

69,7 

2004 

73,0 

72,1 

73,7 

71,9 

72,5 

72,1 

69,9 

61,3 

71,4 

70,4 

2006 

72,9 

71,6 

73,5 

71,7 

72,3 

72,1 

69,4 

63,3 

71,0 

69,9 

2007 

72,8 

70,1 

73,4 

71,6 

72,2 

70,8 

69,2 

66,0 

70,9 

69,4 

2008 

72,6 

69,9 

73,6 

71,8 

72,2 

71,6 

69,0 

67,0 

70,7 

69,4 

2009 

72,4 

69,4 

73,7 

72,4 

72,7 

72,1 

68,9 

66,4 

70,6 

69,3 

2010 

72,2 

69,1 

73,4 

71,3 

72,0 

71,9 

68,7 

66,2 

70,5 

68,8 

20111 

68,8 

66,6 

69,9 

68,7 

68,9 

69,2 

65,6 

64,0 

67,3 

65,2 


B = Bestand; Z = Zugänge 

* Stichtag: 1. Januar 

** un Voijahr und Berichtsmonat Januar 

^ Absenkung des Höchstruhegehaltssatzes von 75 Prozent auf 71,75 Prozent. 
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2. Entwicklung der Versorgungsleistungen 
bei der Versorgungsanstalt des Bundes 
und der Länder (VBL) 

2.1 Zahl der Pflichtversicherten bei der VBL ist 
wieder gestiegen 

Die Zalü der Pfliclih'ersicheiten ist lange rückläufig ge- 
wesen. Sie ist von 1 933 700 iin Jahr 2002 auf 1 807 900 
iiii Jalu 2006 lun 6,5 Prozent gefallen. 2010 betiug sie 
1 829 109. Dies ist ein Anstieg lun 1,2 Prozent. 

2.2 Zahl der Renten bei der VBL erheblich 
angestiegen 

Die Zahl der Renten steigt kontiriuieiiich weiter. Von 
985 200 hn Jalu 2002, über 1 082 300 irn Jahr 2006 auf 
1 170 000 ini Jalu 2010. Dies ist ein Anstieg lun 19 Pro- 
zent. 

Der Anstieg ist auf die spezifische Alteisstiuktur der 
VBL imd die allgeineme demografische Enh\icklung zu- 
rückzufühien. 

2.3 Zugangsrate bei den Rentnern nicht 
kons^nt 

Die Anzahl der jähihchen Renteiuieuzugänge schwankt 
in den letzten 12 Jaluen zwischen 55 200 iin Jahr 2004 
luid 42 400 im Jahr 2006. hi den Jahien 2007 bis 2010 
liegt sie zwischen 47 000 und 49 000. Ein eindeutiger 
Trend lässt sich daraus noch nicht absehen. 

2.4 Konstanter Anteil der Rentenneuzugänge 
wegen Erwerbsminderung 

Der Anteil der Rentemieuzugänge wegen Eiw^eibsminde- 
nmg ist von 30,2 Prozent im Jalu 1996 auf 13,3 Prozent 
im Jahr 2010 gesimken. Seit 2002 bis 2010 hegt der An- 
teil zwischen 12,3 Piozent mid 14,7 Piozent. 

2.5 Renteneintrittsalter bei der VBL nahezu 
unverändert 

Seit 1999 hat sich das durchschnittliche Renteneiutrittsal- 
ter kaimi verändert. Es betiug sowohl im Jalu’ 1999 als 
auch im Jalu 2010 59,5Jahie. Gegenüber 1993 
(58,8 Jahie) ist allerdings ein Anstieg um nmd 1 Jalu- zu 
verzeichnen. Es ist festzustellen, dass sich die gesetzli- 


chen Regelungen ziu Erhölumg des Renteneintiitts alters 
- insbesondere Rentenabschläge wiegen vorzeitiger hian- 
spmchnahine - bis 2010 kaimi ausgewirkt haben. 

2.6 Anstieg der Ausgaben für Versorgungs- 
leistungen bei der VBL verlangsamt sich 

Die Ausgaben ftu Versorgimgsleistimgen bei der YBL 
sind von 1993 bis 2002 von 3,4 Mrd. Euro auf 
3,8 Mi’d. Euro tun ca. 12 Piozent gestiegen. Bis 2006 sind 
sie tun weitere 1 1 Prozent auf 4,2 Mid. Etuo gestiegen. 
Der Anstieg im Jahr 2010 auf 4,5 Mrd. Euro beträgt 
7 Piozent. Der verlangsamte Anstieg hängt mit der Ver- 
riugenmg des dtuchschnitthchen Versorgungsniveaus 
durch die Reform der Zusatz\'ersorgung im Jalu- 2002 zu- 
sammen. 

2.7 Anteil der Versorgungsleistungen der VBL 
am Bruttoinlandsprodukt bis 2050 nach 
den Vorausberechnungen leicht rückläufig 

Unter der Aimahme der Entgeltanpassungen entspre- 
chend der Schätztmg der Entwicklung des Bnittoinland- 
produktes (Variante 2) sinkt der Anteil der Versorgtmgs- 
leisttuigen der \"BL am BIP von 0,18 Prozent auf 
0,15 Piozent. In der Variante 1 sinkt er von 0,18 Piozent 
auf 0,13 Piozent. In der Variante 3 bleibt er nahezu kon- 
stant (0,18 Piozent im Jahi' 2010, 0,17 Prozent im Jahi' 
2050). Gegenüber den Vorausbereclmimgen im Vierten 
Versorgungsbericht ist dies eine wesentlich germgere Ab- 
nahme. Die Varianten sind zwur nicht identisch, lassen 
aber doch Rückschlüsse zu. In der Variante 1 wwde ein 
Rückgang von 0,18 Piozent auf 0,10 Rozent, in der Va- 
riante 2 auf 0,11 Prozent und in der Variante 3 auf 
0, 13 Piozent emaitet. Ui'sachen für den geringeren Rück- 
gang sind eine deuthche Eihöhimg der Lebenserw^artiuig, 
der Eintritt eines Bestandsaufbaus statt eines erwarteten 
Bestandsabbaus und - als Folge der vorstehenden Giünde - 
der Anstieg der Anzahl der Rentner. 

Das gegenwärtige hohe Niveau der Versorgungsleistun- 
gen wird denmach auch langfristig zu tragen sein. Die Ta- 
rifvertragsparteien des öffentlichen Dienstes sind in der 
Verantw^oitung, die demografischen imd biometrischen 
Entwicklungen zu bemcksichtigen imd auch die für’ die 
Zusatz\'ersorgtmg des öffenthchen Dienstes wichtige Ent- 
wicklung des Kapitalmarktes nicht außer BeUacht zu las- 
sen. 
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Erster Teil: Beamtenversorgung des Bundes und 
Soldatenversorgung 

I. Systemg rundlagen 

1. Grundlagen und Aufgaben der Beamten- 

und Soldaten Versorgung 

1 .1 Allgemeine Grundlagen für die Versorgung 
der Beamten und Richter des Bundes 

Die Versoigimg der Beamten des Bundes ist ein eigen- 
ständiges System der sozialen Sichemng. Es handelt sich 
um ein gegenüber der gesetzlichen Rentenversichening 
imd anderen Alterssichenuigssystenien in sich geschlos- 
senes Regelwerk. Mit ihren Leistimgen ist die Beamten- 
veisorgimg ein zentraler Baustein flir die Attraktivität des 
öffentlichen Dienstes. 

Die Gewährleistimgspfhcht des Staates für- die Alters- 
sichenmg der Beamten leitet sich aus Artikel 33 Absatz 5 
Gnuidgesetz (GG) ab. Die Beamtenversoigrmg beruht da- 
mit auf den veifassirngsrechtlichen Giimdlagen der her- 
gebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentiuns (Arti- 
kel 33 Absatz 5 GG). Diese beinlialten den Kernbestand 
der Stiuktiuprinzipien, die allgemein oder doch ganz 
übenAiegend währ end eines längeren, tr aditionsbildenden 
Zeitraums als verbindlich anerkarmt luid gewahrt worden 
sind. 

Zu den hergebrachten Gnuidsätzen des Berufsbeamten- 
tiuns gehört das sog. Ahrnentationsprinzip. Nach der 
Rechtsprechiuig des Bmidesverfassimgsgerichts ver- 
pflichtet es den Dieristherin, den Beamten luid seine Fa- 
milie lebenslang angemessen zu alimentieren imd dun 
nach seinem Dienstrang, nach der mit seinem Amt ver- 
bundenen Veiantwoitung und nach Maßgabe der Bedeu- 
tiuig des Benifsbearntentums fth die Allgememheit 
entsprechend der EntiAÜcklmig der allgemeinen wht- 
schafthchen und finanziellen Verhältnisse luid des allge- 
meinen Lebensstandards einen angemessenen Lebensim- 
terhalt zu gewähr en. 

Der Beamte muss dabei über ein Nettoeirikonuneri verfü- 
gen, das seine whtschafthche Sicherheit mid Unabhän- 
gigkeit gewährleistet. Dabei ist auch die Attraktivität des 
Beamtenveihältnisses sowie die vorn Amtsinhaber gefor- 
derte Ausbildung luid Qualifikation zu berücksichtigen. 
Diese Besoldiuigsgiundsätze prägen zugleich die Ausge- 
staltimg des Ruhegehalts. Zu den Grundlagen des Benifs- 
beamtentums gehört, dass das Ruhegehalt anliand der 
Dienstbezüge des letzten vorn Beamten bekleidetem Amt 
zu berechnen ist imd sich die Länge der aktiven Dienst- 
zeit in der Höhe der Versorgungsbezüge niederschlägt. 
(Urteil des Bimdesverfassimgsgerichts vom 27. Septem- 
ber 2005 - 2 BvR 1387/02; st. Rspr.).« 

Artikel 33 Absatz 5 GG gilt nach Rechtsprechimg des 
Bimdesverfassungsgerichts nicht fiu Soldaten. Ein ver- 
gleichbarer verfassungsrechtlicher Schutz wird diesen al- 
lerdings über Artikel 14 GG (Gnuidr echt auf Eigentum) 
zuteil. 


Gesetzhche Grundlage für die Versorgiuig der Beamten 
imd iluer Hin terbliebenen ist das Beamtenversorgungsge- 
setz (BeamtVG), imd ZAvar für alle Ver'sorgimgsernpfän- 
ger des Bundes einschließlich Balm und Post sowie Kör- 
perschaften, Anstalten und Stifhuigeri des öffentlichen 
Rechts. Flu Richter gelten die \br Schriften des Beamten- 
versorgungsgesetzes entsprechend. 

1.1.1 Allgemeine Grundlagen für die Versorgung 
nach dem G 131 

Nach dem Zweiten Weltkrieg lAairden viele Dieristverhält- 
nisse im öffentlichen Dienst nicht fortgesetzt, weil die be- 
treffende Dienststelle nicht fortbestand, die Angehörigen 
des öffentlichen Dienstes kriegsgefangen oder vertrieben 
waren hzw. aufgiund ihrer politischen Belastungen aus 
dem öffenthchen Dienst ausscheiden mussten. 

Um die daraus resultierenden Probleme zu bewältigen, 
ermächtigte Artikel 131 des Grundgesetzes (GG) den 
Bimdesgesetzgeber zu einer Regelung der dienstrechtli- 
chen Anspniche und der Versorgungsansprüche für den 
betroffenen Personenkreis. Dmch das 1951 in Kraft ge- 
tretene Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der 
imter Artikel 131 GG fallenden Per'sonen (nachfolgend 
„G 131“) erhielten die nach dem 8. Mai 1945 nicht wie- 
der verwendeten ehemahgen Beamten, Berufssoldaten, 
Führ er der Reichs arbeitsdienste, Arbeiter und Angestell- 
ten des Deutschen Reiches, soweit sie einen Anspnich auf 
beamtemechtliche Versorgung hatten, sowie ehemalige 
Bedienstete au^elöster Dienststellen und ihre Hinterblie- 
benen eine beamtemechtliche Versorgung. 

Die Regelungen des G 131 er'streckten sich ausschließlich 
auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland in den 
Grenzen bis zum 2. Oktober 1990. In der DDR wanden 
keine vergleichbaren Regelungen getroffen. Nach der 
Wiederwereinigimg Deutschlands wurden die Regelimgen 
des G 131 gemäß Artikel 6 des Einigimgs Vertrages in den 
neuen Bimdesländerii mit Rücksicht auf die inzwischen 
vergangene Zeit sowie aus Kosterigründen nicht in Kraft 
gesetzt. Die Alters- und Hinterbliebenenversorgung der 
ehemaligen Beamten hn Beitritts gebiet wüd daher nicht 
nach dem G131, sondern nach dem Reriten-Überlei- 
tmigsgesetz auf rein reriteruechtlicher Grundlage gere- 
gelt. 

Mit Whkimg vom 1. Oktober 1994 wurde das G 131 auf- 
gehoben, weil es seinen Zw^eck, der grundsätzlich auf 
eine berufliche Eingliederung bzw^. Wiederwerw^endimg 
gerichtet war und riiu nacluangig Versorgungsleistungen 
vorsah, nmd 50 Jahre nach Kriegsende erfüllt hatte. Neue 
Ansprüche auf Versorgiuig nach dem G 131 körmen vor 
diesem Hintergrund nicht mehr- entstehen. 

1 .1 .2 Allgemeine Grundlagen für die Versorgung 
der Beamten der ehemaligen Deutschen 
Bundesbahn 

Die Beamten der ehemaligen Deutschen Biuidesbahn sind 
seit der Privatisierung Beamte des Bundeseisenbahnver- 
mögeris (BEV). Sie sind beim BEV selbst beschäftigt 
oder der Deutschen Balm AG zugewiesen bzw. zu ihr' be- 


8 SieheBVerfGE114,25S-302. 
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miaubt. Als umnittelbaie Bimdesbeainte gelten fiii' sie 
dieselben Rechtsvoiscliriften wie ftir die übrigen Biuides- 
beamten. 

Die Besoldung und ^'eisoigiuig der Beamten sowie der 
Versorgungsemp langer der ehemaligen Deutschen Bim- 
desbalm wild durch das BEV als Sonden' eimögen des 
Biuides erbracht. Die Deutsche Bahn AG beteiligt sich 
auf der Gnuidlage von § 21 des Gesetzes über die Giiin- 
dung einer Deutsche Bahn Aktiengesellschaft {Deutsche 
Bahn Giiindmigsgesetz - DBGrG)^ an den späteren Ver- 
sorgungslasten der iln zugewiesenen bzw^ zu ihi' beur- 
laubten Beamten. Diese Regehmg hat das Ziel, die Deut- 
sche Balm AG gegenüber den Mitbewerbern am Markt 
gleichzustellen imd konkurTenzfahig zu machen. 

Die Deutsche Bahn AG leistet an das BEV für die ihi' zu- 
gewiesenen Beamten Zalilrmgen in Höhe der Anwen- 
dungen, die sie füi- Arbeitsleistimgen vergleichbarer, neu 
einzustellender Aibeitnehrner unter Einbeziehung der Ar- 
beitgeberanteile zur gesetzhchen Sozia Iversicheiimg so- 
wie der betrieblichen Altersversorgung erbringt bzw\ er- 
bringen müsste (§21 Absatz 1 Satz 1 DBGiG). 

Für die ziu Deutschen Balm AG beurlaubten Beamten 
zahlt diese dem BEV einen Zuschlag in Höhe des Betia- 
ges, den sie olme die Eiteihuig eines Gewähiieistungsbe- 
scheides an Sozialversicherungsbeiträgen für eine Ge- 
samU'ersorgung (Arbeitnelmier- und Arbeitgeberanteil 
zur’ gesetzlichen Rentenversichenmg und Beitrag ziu be- 
trieblichen Alters Vorsorge) zu leisten hätte (§21 Absatz 3 
DBGrG). 

Die nicht diuch eigene Eimiahmen gedeckten Anwen- 
dungen des BEV w^erden aus dem Bimdeshaushalt getra- 
gen (§16 Absatz 1 des Gesetzes zm Zusammenflihnuig 
imd Neughedenmg der Bimdeseisenbahnen- BENZG).'^ 

Nach § 3 des Gesetzes ziu Verbessenmg der personellen 
Struktur beim Bimdeseisenbahnveimögen imd in den 
PostnachfolgeimtemelmieiFi koimten von Umsüiiktiuie- 
nmgsmaßnalimen beüoffenene Beamte des einfachen und 
mittleren Dienstes mit Vollendimg des 55. Lebensjahres, 
Beamte des gehobenen Dienstes mit Vollendimg des 
60. Lebensjalnes aufgiimd einer Vonnhestandsregehmg 
“ zimächst befristet bis 31. Dezember 1998 - in den Ru- 
hestand versetzt werden, sofern eine andemeitige Ver- 
wendimg des Beamten in der eigenen oder in anderen 
Verwaltmigen nicht möglich oder nach allgemeinen be- 
amtenrechtlichen Gnmdsätzen nicht zmnutbar war. Nach 
Artikel 1 des Ändeiirngsgesetzes vom 15. Mai 2002^^ 


^ Deutsche Balm Giimdmigsgesetz vom 27. Dezember 1993 (BGBl. I. 
S. 2378, 2386, (1994, 2439)), zuletzt geändert durch Artikel 307 der 
Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407). 
Bundeseisenbalinaeughederungsgesetz (BEZNG) vom 27. Dezem- 
ber 1993 (BGBl. I S. 2378, (1994, 2439)), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel 306 ^r Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2407). 

11 Gesetz zur Verbessenmg der personellen Struktur beim Bundeseisen- 
babnvermögen und in den Postnachfolgeunternebmen vom 27. De- 
zember 1993 (BGBl. I S. 2378, 2426), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 10. November 2006 (BGBl. I S. 2589). 

12 Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Verbessenmg 
der personeUen Struktur beim Bundeseisenbabnvermögen und m den 
Unternehmen der Deutschen Bundespost vom 15. Mai 2002 (BGBl. I 
S. 1579). 


wiude diese Regelung befristet bis zum 3 1 . Dezem- 
ber 2006 wieder in Kiaft gesetzt. Insgesamt konnten in 
der Zeit vom 23. Mai 2002 bis zum 31. Dezember 2006 
etwa 7 200 Beamte den ^bnuhestand in Anspmch neh- 
men. 

Die Inanspnichnalime dieser \biiiLhestandsregelung geht 
mit einem steigenden Bestand an Versorgimgsempfän- 
gein imd steigenden Versorgungsleistungen einher. Dies 
führt jedoch nicht zu znsätzhchen Belastimgen ftü den 
Biuid, da Mehrkosten von der Deutschen Bahn Aktienge- 
sellschaft ausgeghchen w^erden. 

Als Folge hat das Bundeseisenbalmvermögen bereits vor 
dem regulären Eintritt in den Ruhestand Ruliestandsbe- 
züge zu zahlen, was insgesamt zu einem Ansteigen des 
Personalhaushalts beim Bundeseisenbalmvermögen ge- 
führt hat. Die finanzielle Belastimg des Bundes verrin- 
geite sich dadurch, dass die Deutsche Bahn AG sich an 
den Kosten des Vonuhestandes durch Zahlung eines Pau- 
schalbetiages von 30 678 Euro pro VoiTuhestandsfall, 
d. h. mit einem Gesamtbetrag von 21 8 Mio. Eur o beteihgt 
hat. Diese Beteiligmig entspricht in etw^a den Kosten, die 
die Deutsche Balm AG an Abfindimgen an vorzeitig aus- 
scheidende Aibeitnehrner zahlt. 

Nach Auslaufen der befristeten Voriiihestandsregehuig 
w^ude bis zimi 3 1 . Dezember 2009 die Bewilligung von 
Altersteilzeit nach § 72b des Bimdesbeamtengesetzes 
(BBG) - neu § 93 BBG - füi' die Beamten des BEV als 
besonderes Personalabbauinstiument genutzt, lun vorhan- 
denes Personal sozialverlräglich zu reduzieren. 

Da der Geltungsbereich des Gesetzes zur Zusanmienfüh- 
nmg imd Neughedenmg der Bimdeseisenbahnen (BEV 
imd Deutsche Balm Konzern) zu dem festgelegten Stel- 
lenabbaubereich zählt^^, ist eine Ändenmg des Entschei- 
dungsrahmens m § 72b BBG - neu § 93 BBG - (keine 
Gew^älinuig mehr von Altersteilzeit im Blockmodell) 
nicht vorgesehen. Eine Belastimg des Bimdeshaushaltes 
findet dadurch nicht statt, da auf die Ausbringimg imd 
Besetzung von Ersatzplanstellen verzichtet wdrd. 

Seit dem Jahi' 2011 kaim Altersteüzeit nach § 93 BBG 
imter modifizierten Voraussetzimgen bis zum 31. Dezem- 
ber 2016 wieder beantiagt w^erden.^^ 

1 .1 .3 Allgemeine Grundlagen für die Versorgung 
der Beamten der ehemaligen Deutschen 
Bundespost 

Die Versorgimgs- imd Beihüfeleistimgen füi' Versor- 
gungsemp langer der ehemahgen Deutschen Bimdespost 
werden von der Postbeamtenversorgungkasse erbracht. 
Deren Funktion nhiunt seit dem 1. Januar 2013 die Bim- 
desanstalt fth Post und Telekommimikation Deutsche 
Bimdespost w^ahi’. 

Zuvor lag die Aufgabe beim Bundes-Pensions- Service füi' 
Post und Telekommiuükation e. V Sitz der Bundesanstalt 
füi' Post imd Telekonmiiuukation ist Boim. Die Rechts- 


Rimdschrei1>en. des BMI vom 28. Mai 2006 (D 1 - 210 172/20). 

14 Rundschreiben des BMI vom 11. Febniar 2oi 1 (Dl — 210 272/32). 
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und Fachaiifsicht obliegt dem Bimdesministeriimi der Fi- 
nanzen. 

Zur Finanzienmg der Aufgaben der Postbeamtenversor- 
gungskasse leisten die Post- Aktiengesellschaften (Deut- 
sche Post AQ Deutsche Postbank AG, Deutsche Telekom 
AG) gemäß dem Postpersonahechtsgesetz^^ jährliche 
Beiträge in Höhe von 33 Prozent der Bmttobezüge ihrer 
aktiven und der fiktiven Biuttobeziige ihrer luhegehaltfii- 
hig beurlaubten Beamten an die Postbeamtenversor- 
gungskasse. 

Der Bimd ist veipfhchtet, die Unterschiedsbetiäge 
zwischen den laufenden Zahlungsveipflichtimgen der 
Postbeaintenversorgungskasse aus Versorgimgs- tmd Bei- 
hilfeleistiuigen und den Beiträgen der Post-Aktiengesell- 
schaften auszugleichen. Der entsprechende Bundeszu- 
schuss wird im Einzelplan 60 des Bundeshaushalts, 
Kapitel 60 02 Titel 685 01 veranschlagt. 

Seit November 2006 gibt es mit dem Zweiten Gesetz zm 
Ändenmg des Gesetzes zut Verbesseiung der personellen 
Stniktur beim Biuideseisenbahnvennögen und in den Un- 
ternehmen der Deutschen Bimdespost'® eine Voiiuhe- 
standsregehmg, die bis Ende des Jahres 2016 befiistet ist. 
Danach kömien Beamte bei den Post- Aktiengesellschaf- 
ten unter bestimmten Voraussetzungen mit vollendetem 
55. Lebensjaln’ in den Ruliestand heten. Die Inanspmch- 
nahme dieser’ Vomiliestandsregehmg geht mit einem stei- 
genden Bestand an Versorgimgsempfiingeiii rmd steigen- 
den Versorgrmgsleistimgen einlier. 

Dies fülnt jedoch nicht zu zusätzlichen Belastungen fiir 
den Bimd, da Mehrkosten von den Post-Aktiengesell- 
schaften ausgeghchen w^erden. 

1 .1 .4 Allgemeine Grundlagen für die Versorgung 
der Beamten im mittelbaren Bundesdienst 

Zimi mittelbaren öffentlichen Dienst gehören öffentlich- 
rechthch verfasste Einiichtimgen mit Sonderaufgaben, 
die nicht in die immittelbare Staats- oder Kormmmalver- 
w^altiuig eingegliedert sind. Der mittelbare öffentliche 
Dienst umfasst die Bundesagentui- fiir’ Arbeit, die Deut- 
sche Brmdesbank, die Sozialversichenuigsträger unter 
Aufsicht des Biuides bzw^ der Länder rmd die Träger der 
Zusatzi'ersorgrmg des Bundes, der Länder und Gemein- 
den/Gemeirideverbände sowde rechthch selbständige Kör- 
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts mit Diensthennfahigkeit. Die Versorgrmgsausga- 
ben dieser Eimichtimgen w^erden in der Regel aus dem 
Haushalt des jew^eiligen Diensthemi bestritten. 


PostpersonMrechtsgesetz vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325, 
2353), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Neuordnung 
der Postbeaintenversorgungskasse (PVKNenG) vom 21. November 
2012 (BGBL IS. 2299). 

Zweites Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Verbesserung der per- 
sonellen Stmktnr beim Bundeseisenbahnvermögen und in den Unter- 
nehmen der Deutschen Bundespost vom 10. November 2006 (BGBl. 
I S. 2589), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes zur Neuord- 
nung der Postbeaintenversorgungskasse (PVKNeuG) vom 21. No- 
vember 2012 (BGBl. L S. 2299). 


Im mittelbaren öffentlichen Dienst eihalten neben den 
dort beschäftigten Beamten teilw^eise auch Angestellte 
eine Versorgung nach beamtenrechthchen Voischiiften 
oder Gnmdsätzen (sog. Dienstoidnungsangestellte; siehe 
hierzu Dritter Teil, Absclmitt 1) . 

1 .2 Allgemeine Grundlagen für die Versorgung 
der Berufs- und Zeitsoldaten 

Rechtliche Grundlage fth die Eibringimg von Versoi- 
gungsleistungen ist das Gesetz über die Versorgung fth 
die ehemaligen Soldatinneii imd Soldaten der Bimdes- 
wehi’ imd ihie Hinterbliebenen (Soldatenversorgungsge- 
setz - SVG), dessen Regelungen im Wesentlichen denen 
des Beamtenveisorgmigsgesetzes entsprechen. 

Wegen der Besonderheiten, die sich vor allem aus den fth 
Berufssoldaten nach dem Gesetz über die Rechtsstellung 
der Soldaten (Soldatengesetz - SG)'^ geltenden besonde- 
ren Altersgrenzen (siehe Übersicht 11) ergeben, ist eine 
gesonderte Betrachtimg iimerhalb der öffentlich-rechtli- 
chen Veisorgmigssysteme erforderlich. 

Benifssoldateii eneichen den Höchstruhegehaltssatz von 
71,75 Prozent der iiihegehaltMliigen Dieiistbezüge beim 
Ruhestandseintiitt wegen der besonderen Altersgrenzen 
in der Regel nicht. Dieser Nachteil wird für die Beiiffssol- 
daten über eine Erhöhimg des Ruhegehaltssatzes ausge- 
glichen, die nach Altersgrenzen gestaffelt ist (§26 Ab- 
Wz2bis4SVG). 

Die niedrigen Altersgrenzen dei’ Beiiffssoldaten verlän- 
gern die Laufzeit des Ruhegehalts und haben damit einen 
wesentlichen Einfluss auf die Höhe der Veisorgungsaus- 
gabeii. 

Vo iiuhe stan dsregelii ogen 

Eine Möghchkeit, bereits vor Erreichen der besonderen 
Altersgienzeii in den Ruhestand versetzt zu werden, 
waude mit dem Peisonalstärkegesetz von 1991 für den 
Zeitr aum von 1992 bis 1998 geschaffen. Hhitergrimd w^ar 
die im Zusammenhang mit der Wiedeiverehiiguiig ent- 
standene Notw^endigkeit zm Reduzienmg der Streitkräfte. 
Auf der Grundlage dieser Voiiuhestandsiegelmig koimte 
der erforderliche Personalabbau sozialverträ glich dmch- 
geftibit w^erden. 

Am 1. Januar 2002 trat das Gesetz zm’ Anpassung der 
Pei’sonalstäi’ke der Streitkiäfte (Persoiialanpassmigsge- 
setz - PersAiipassG) in Kiaft. Danach bestand die Mög- 
lichkeit, in den Jahren 2002 bis 2006 insgesamt bis zu 
3 000 Benifssoldateii - Offiziere und Unteroffiziere - im 
dienstlichen Interesse imd bei Vorliegen ilirer Zustim- 
mung vorzeitig zur Ruhe zu setzen, sofern sie das 50. Le- 
bensjahr vollendet hatten mid einem stniktmell überbe- 
setzten Geburtsjahigang angehöi’ten. 


Gesetz über die RechtsstelluDg der Soldaten (Soldatengesetz — SG) 
vom 30. Mai 2005 (BGBl. I S. 1482), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung wehirechtiicher und anderer Vorschriften (Wehr- 
rechtsänderungsgesetz 2008 — WehrRÄndG 2008) vom 31. Juh 2008 
(BGBl. I S. 1629). 
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Dienstgrade 

bis 2001 

ab 2002 

ab 2007 

ab 2011 

ab 2013 

ab 2015 

ab 2024 

Lebensjahr 

Bemfsmiteroffrziere 

53 

53 

53 

53 

54 

54 

55 

Offiziere 

(Leutnant bis Hauptrnami) 

53 

54 

54 

55 

55 

55 

56 

Stabshauptmarm 

55 

56 

57 

57 

57 

57 

59 

Major 

55 

56 

56 

56 

56 

57 

59 

Oberstleutnant A 14 

57 

58 

58 

58 

58 

59 

61 

Oberstleutnant A 15 

57 

58 

59 

59 

59 

59 

61 

Oberst A 16 

59 

60 

60 

60 

60 

61 

62 

Oberst B 3 

59 

60 

61 

61 

61 

61 

62 

Stralüflugzeugführer (BO 41) 

41 

41 

41 

41 

41 

41 

41 

General (allgemeine Altersgrenze) 

60 

61 

62 

62 

621« 

62 

62 


Wegen der zeitlichen Begrenzung konnte das Personalan- 
passiuigsgesetz nicht alle tiberbesetzten Geburtsjahrgänge 
erfassen. Ani 13. Dezember 2007 trat daher das Erste Ge- 
setz zur’ Ändeiung des Personalanpassnngsgesetzes in 
Kraft. Danach konnten in den Jahren 2007 bis 2011 bis 
zu 1 200 Benifs Soldaten mit ihrer Zustinmiiuig vor Über- 
sclneiten der ftii’ sie maßgeblichen Altersgienze in den 
Ruliestand versetzt werden, wemi 

- sie das 50. Lebensjahr’ vollendet hatten, 

- aus organisatorischen oder sonstigen dienstlichen 
Gnuiden eine anderv'eitige adäquate Veiwendiuigs- 
möglichkeit iiii Geschäftsbereich des Bimdesmhiiste- 
riums der Verteidigung für sie mcht bestand, eine 
Uniwandliuig des Dienstverhältnisses eines Benifssol- 
daten in das eures Soldaten auf Zeit oder eine Verset- 
zung in den Bereich einer anderen Brmdesbehörde 
mcht inöghch war und 

- die Ziuiuhesetzimg unter Beiticksichtigrmg dadurch 
not^vgii^iger personeller Folgemaßnahmen der Schaf- 
ftmg von Jahi’gangsstiuktiu en diente, welche die Ein- 
satzbereitschaft der Bundesw^elir nacblialtig verbes- 
serte und keine vergleichbaren stnikturellen Folgen in 
anderen Geburtsjahigängen emarten ließen. 

Die Zahl der Berufssoldaten, die auf der Gnmdlage dieser 
Regehmg wühlend eines Jahres vorzeitig in den Ruhe- 


Für Generäle (sowie Lanfbahnen des Sanitätsdienstes, des Militär- 
musikdienstes und des Geoinfonnationsdienstes der Bundeswehr) 
wurde bis znm 31. Dezember 2012 keine besondere Altersgrenze 
festgesetzt. 

Erstes Gesetz zur Änderung des Personalanpassungsgesetzes vom 
7. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2807). 


Stand versetzt w^erden konnten, hing von den daftii’ jähr- 
lich zur Verftigrmg stehenden Haushaltsnuttehi ab. 

Auf Gnmdlage des idealtypischen Personalstniktimno- 
dells 2010 bestand auf alle Gebiutsjahrgänge bezogen ein 
stniktureller Überhang von lund 4 200 Bemfssoldaten. 
Die Überhänge verhindeiJen Verwendimgsflüsse imd da- 
mit ehie planmäßige, alters- tmd stnikturgerechte Verset- 
zung von Soldaten auf Dienstposten, die sie mi Interesse 
eines geordneten Veiwendrmgsaufbaus und der erforderh- 
chen Verw^endiuigsbreite eiimelmien mussten. Insbeson- 
dere im Hinblick auf das erw^eiterte Aufgabenspektrum 
der Stieitkräfte (Einsätze mi Rahmen der Kiisen- imd 
Konftiktbewültigung, ehischließhch des Kampfes gegen 
den internationalen Teirorismus) koimte dies letzthch zu 
einer Beeinträchtigiuig der Einsatzbereitschaft führen. 

Ein Abbau der Überhänge dur ch reguläre Zimuhesetzun- 
gen wäre erst in etwu 15 Jahien erreichbar gewiesen. Es 
bediu’fte daher einer Erw^eitenrng des zeithcheri Rahmens 
des Personalanpassungsgesetzes. 

Die Voraussetzung der Vollendmig des 50. Lebensjahres 
mid die Begrenzmig auf bis zu 1 200 Bemfssoldaten soll- 
ten gewührleisten, dass lediglich bestiriunte, aufgnuid ih- 
rer Überbesetzung besonders bedeutsame Gebuitsjahr- 
gänge beüoffen waren. Die Versetzimg in den Ruhestand 
wrude zusätzlich an weitere Voraussetzungen geknüpft, 
tun eine Zuriuhesetziuig niu’ darm zu ermöghchen, weim 
sie dienstlich geboten war. Damit wurde die bisherige Re- 
gelung nicht lediglich fortgeschrieben, sondern von 
neuen, einengenden Maßgaben abhängig gemacht. Sie 
dokumentierten, dass eine vorzeitige Zminhesetzimg niu 
eine „ultima ratio“ sein kormte. 
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Die Versoigungsbeziige bei Inanspmchiiahine einer Vor- 
niliestandsregehmg entsprachen denen, die auch bei ei- 
nem Ruliestandseintiitt wegen Eireichens der Jeweihgen 
Altersgienze eneicht worden wären. Bei den Benifssol- 
daten ab der Besoldungsgruppe A 16 wurden gestaffelte 
Versorgungsabscliläge von maximal 5 Piozent der luhe- 
gehaltßihigen Dienstbezüge, aus denen sich das Ruhege- 
halt bereclmet, voigenommen. 

Soldaten auf Zeit 

Soldaten auf Zeit erhalten keine Versorgung. Ihre Alters- 
sichenmg erfolgt durch eine Nachveisicheiung in der ge- 
setzlichen Rentenversichenuig auf der Grundlage der 
ffülieren Dienstbezüge. Bei Beendigung des Dienstver- 
hältnisses wegen Ablaufs der Zeit, für die sie in dieses be- 
nifen smd, oder wiegen Dienstimföhigkeit erhalten Solda- 
ten auf Zeit zm Unteistützimg der Einghedenmg in das 
zivile Berufs- imd Erwerbsleben eine so genannte Über- 
gangsbeihilfe in Höhe eines von der Dauer der Dienstzeit 
abhängigen Vielfachen der Dienstbezüge des letzten Mo- 
nats. 

Ein Eingliederungs- oder Zulassimgsschein vermindert 
die Höhe der ab 2009 voll zu veisteueinden Übergangs- 
beiliilfe, soweit das Dienstverhältnis vor 2006 begründet 
wurde. Die Übergangsbeiliilfe w^kd bei Beeridigimg des 
Dienstverhältnisses in einer Siunrne ausgezahlt. 

Zusätzlich erhalten Soldaten auf Zeit nach einer Wehr- 
dienstzeit von mhidestens vier Jahren bei Beendigung des 
Dienstverhältnisses wegen Ablaufs der Zeit, für die sie in 
dieses berufen sind, oder wiegen Dienstiuifähigkeit so ge- 
naimte Übergangsgebülunisse in Höhe von 75 Prozent 

Übersicht I 2 


der Dienstbezüge des letzten Monats. Die von der Dauer 
der Dienstzeit abhäneiae Bezugsdauer beträgt (im Regel- 
fall) 

- 7 Monate bei \der und weniger als sechs Dienstjahr en, 

- 12 Monate bei sechs und w^eniger als acht Dienst] äh- 
ren, 

- 21 Monate bei acht und w^eniger als zw^ölf Dienstjah- 
ren und 

- 36 Monate bei zwölf imd mehr Dienstjahren. 

Das Gesetz zm Begleitung der Bundesw^eluTeform sieht 
künftig längere Bezugszeiten der Übergangsgebüliniisse 
für- diejenigen Soldaten auf Zeit vor, deren DiensUverhält- 
nis nach dem Inkrafttreten des Gesetzes begründet wur- 
den ist. Die längere Bezugsdauer trägt dem Umstand 
Rechnung, dass die Freistellimg am Ende der Dienstzeit 
luiter Weitergewühiimg der Dieristbezüge, die bislang fth 
Soldaten auf Zeit mit einer Dienstzeit von seclis tmd mehr- 
Jahr en in Betr acht kam, künftig nicht mehr gewvährt w^ird. 

Einkommen aus einer Verwundung irn öffentlichen 
Dienst oder einer Tätigkeit in der’ Privatwvhtschaft wird 
nach Maßgabe des SVG auf die Übergangsgebührnisse 
arigerechnet. 

Am 30. Dezember 2010 gab es nuid 131 880 Soldaten auf 
Zeit. Zu diesem Zeitpunkt erhielten 23 600 ehemalige 
Soldaten auf Zeit Übergangsgebühniisse. Außerdem wur- 
den 2010 an r-und 17 300 ehemalige Soldaten auf Zeit 
Übergangsbeihilfen gezahlt. Die Entwicklung der Versor- 
gungsausgaben für ehemahge Soldaten auf Zeit von 1970 
bis 2010 ist aus der Übersicht 1 2 ersichthch. 


Entwicklung der Versor gunssausgaben für ehemalige Soldaten auf Zeit 

von 1970 bis 2010 


Jahr 

Übergangsgebührnisse 

ÜTrergangsbeihilfen 

gesamt 

in Mrd* Enro 

1970 

0,07 

0,10 

0,17 

1980 

0,24 

0,19 

0,43 

1990 

0,35 

0,16 

0,51 

2000 

0,44 

0,16 

0,60 

2001 

0,41 

0,15 

0,56 

2002 

0,39 

0,14 

0,54 

2003 

0,39 

0,15 

0,54 

2004 

0,38 

0,13 

0,52 

2005 

0,40 

0,15 

0,55 

2006 

0,38 

0,14 

0,52 

2007 

0,39 

0,14 

0,53 

2008 

0,41 

0,16 

0,57 

2009 

0,51 

0,13 

0,64 

2010 

0,57 

0,14 

0,71 
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Übernahme lebensälterer ehemaliger NVA-Soldaten 

Auf die Ent\\dcklung der Höhe der Versorgungsausgaben 
lATi’kt sich auch die Übernahme lebensälterer ehemaliger 
NVA-Soldaten Anfang der 90er Jahre im Bereich der Sol- 
datenvei’sorgung aus. Dieser Personehkreis hat neben 
dem Anspiuch auf Versorgiuig nach dem Soldatenversor- 
gungsgesetz regehnäßig einen Anspmch auf Rente aus 
der gesetzlichen Rentenversicheiung. 

Bei Eintiitt in den Ruliestand wegen EiTeichens einer Al- 
tersgrenze oder wegen Dienstiuifähigkeit erhalten sie, so- 
fern sie einen Ruliegehaltssatz von 66,97 Prozent nicht 
eneichen, fiu die Zeit bis zmn Eiieichen der gesetzhchen 
Altersgrenze eine vorlibergehend erhöhte Versorgiuig 
{§ 26a SVG), imi die Versorgiuigslücke bis zimi 65. Le- 
bensjalu zu schließen. Ab dem 65. Lebensjahr- erhalten 
sie dami rieben der Altersrente aus der gesetzhchen Ren- 
tenversichenmg nur noch das erdierite Ruhegehalt. 

Der Personenkreis, für- den diese Regehuig zutrifft, wird 
in den kommenden Jahren größer w^erderi. Das whd in zu- 
nelimeriderii Maße die Versorgiuigsausgaberi beeinflus- 
sen, bevor sich die Meluausgaben u. a. wegen des Weg- 
falls der vor-übergehenden Versorgungserhöhimg infolge 
des Eneichens des Renterialters diuch die älteren Jahr- 
gänge und des Erdieneris der Kappimgsgrenze fiü- die vo- 
rübergehende Erhöhung von 66,97 Prozent der ruhege- 
haltfaliigeri Dienstbezüge durch jüngere Jahrgänge 
wieder kontinuierhch bis auf NuU verringern w^erden. 

1.3 Aufgaben der Beamten- und 
Soldatenversorgung 

Die Beamten- und Soldatenversorgung nimmt Aufgaben 
walu, die sich im System der’ sozialen SicheiTtng ansons- 
ten verschiedene Sozialversichenuigsträger teilen. 

- Die Regelsichenuig wird von der gesetzlichen Renten- 
versichenuig gewäluleistet. 

- Die Zusatzsichenmg W'iid nach dem Beüiebsrentenge- 
setz tariflich oder beü-iebhch garantiert. 

- Bei AibeitsimfaUen oder -beschädigimgen übeiiieh- 
riien die Bemfsgenossenschaften die entsprechenden 
Leistungen, die allein von den Arbeitgebern finanziert 
W'erderi. 

- Darüber liinaus trägt die Beamten- luid Soldatenver- 
sorgung einen Teil der Kosten des Personalabbaus, 
eine Aufgabe, die für Tarifbeschäftigte - etwa beim 
Voiinhestand - die Bimdesagentur für Arbeit mid die 
gesetzhche Rentenversicherung zu reahsieren haben. 

2. Grundzüge des Systems der 
Beamtenversorgung 

Versorgungsleistungen sind das Ruliegehalt, bei einem 
Dienstunfall das Unfalh-uhegehalt sowie die Hhiterbliebe- 
nenversorgung. Entlassene Beamte, die noch keinen An- 
spruch auf Ruliegehalt erworben haben, können unter be- 
stimmten Voraussetzungen einen Unterhaltsbeitrag 
erhalten. 


Voraussetzimg für- den Anspmch auf Ruhegehalt oder 
Hinterbhebenenversorgung ist gmndsätzlich die Erfül- 
hmg einer fiinQährigen Wartezeit. Bei einer Dienstbe- 
schädigimg gilt die Wartezeit generell als erfüllt. 

Dies entspricht den Regelungen der gesetzlichen UnfaU- 
versichemng, die gleichfalls keine Mindest\"ersichemngs- 
zeiten vorsieht. Scheidet der Beamte aus dem Beamten- 
verhältnis aus, ohne dass eine Versorgung gew^ährt wird, 
ist die Zeit im Beamtenverhältnis durch den Dienstherm 
bis zur Höhe der Beiü-agsbemessimgsgrenze in der ge- 
setzhchen Rentenversichenmg nachzuversichem. 

Berechnungsgnuidlagen füi- die Versorgungsbezüge sind 
die mhegehaltfaliigen Dienstbezüge und die mhegehaltfö- 
higen Dienstzeiten. 

Ruliegehaltfähige Dienstbezüge sind in der Regel das 
Gnuidgehalt, das vor dem Ruhestand mindestens 2 Jahie 
lang bezogen worden ist, zuzüglich bestimmter Zulagen, 
die im Besoldiuigsrecht als luhegehaltMiig bezeklmet 
sind. 

Ruliegehaltfähige Dienstzeiten sind insbesondeie Zeiten 
in einem Beamtenverhältnis sowie im bemfsmäßigen 
oder nichtbenifsmäßigen Wehrdienst. Weitere Zeiten 
kömien als mliegehaltfähig anerkannt werden, z. B. Zei- 
ten in einem piivatiechthchen Arbeitsverhältnis im öf- 
fentlichen Dienst sowie geforderte Ausbildungszeiten. 
Zeiten einer Teilzeitbeschäffigung zählen als mhegehalt- 
fahige Dienstzeiten inu' entsprechend iluem Anteil an der 
vollen Arbeitszeit. Elteinzeiten odei’ Zeiten einer Kindei- 
erziehiuig gehören seit 1992 nicht mehr zur mhegehaltfa- 
higen Dienstzeit. An ihre Stelle sind die ebenfalls ziu 
Versorgung gehörenden Kindererziehiuigs- und Kinder er- 
ziehimgsergänzungszuschläge getreten. 

Das Ruliegehalt beträgt für jedes Jahr ruhegehaltfahiger 
Dienstzeit 1,79375 Piozent, insgesamt höchstens 71,75 Pro- 
zent der luhegehaltföhigen Dienstbezüge. Der Höchstiu- 
hegehaltssatz wkd nach 40 Jaluen luhegehaltföhiger 
Dienstzeiten erreicht. 

Gemäß § 69e BeamtVG wrude das Versoigungsniveau ab 
dem Jahr- 2003 in acht gleichen Schritten von jew^eils nmd 
0,54 Prozent lun insgesamt 4,33 Prozent für alle Ruhege- 
haltsernpfiiriger abgesenkt. 

Unter Berlicksichtigimg der von 1999 bis 2002 dem Sori- 
dervermögeri „Versorgurigsrücklage“ zugeführteri Ver- 
mindenuigeri der Besoldiuigs- imd Versoigungsanpassun- 
gen lun jeweils 0,2 (insgesamt 0,6) Prozentpimkte zum 
Auft>au der Versorgimgsrücklage beträgt die Niveaumin- 
denmg bei den Versorgimgsbezügeri bis 2010 nuid 5 Pro- 
zent. Der für die Jahre 2003 bis 2010 ausgesetzte Aufbau 
der Versorgimgsrücklageri wrirde 2011 wieder aufgenorn- 
meri. Dabei wkd bis 2017 durch ehren jährlichen Eiribe- 
halt von 0,2 Prozent der jew^eiligen Bezügeanpassung 
eine weitere Abflachiuig des Versorgungsniveaus von 
nuid 1 ,4 Prozent erfolgen. 

Am 1. Januar 2011 betrug der’ diuchscluiittliche Ruhege- 
haltssatz beim Bimd für- den Bestand nmd 69,3 Prozent 
(Bearnte/Richter rund 68,8 Prozent, Berufssoldaten nmd 
69,9 Prozent). Am 1 . Januar 2007 betnig er beim Bimd 
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noch 73 Prozent (Beamte/Richter luiid 72,8 Piozent, Be- 
nifssoldateii nuid 73,4 Prozent). 

Bei den Neupensionären lag der diuchschnittliche Rulie- 
gehaltssatz am 1 . Januar 2011 bei den Beamten imd Rich- 
tern lediglich bei 66,6 Prozent (2007: 70,1 Piozent) und 
bei den Berufssoldaten 68,7 Prozent (2007: 71,6 Pro- 
zent). 

Die Mhidest\"ersoigung beträgt 35 Prozent der nihege- 
haltMiigen Dienstbezüge. Mit Rechtsstand 31. Dezem- 
ber 2010 betnig der Mindestbetrag 1 381,07 Euro 
(Brutto). Mit Bezug der Mindest\"ersoigrmg sind weitere 
Ansprüche auf Sozialleistiuigen ausgeschlossen. 

Bei vorzeitiger Zuriuhesetzung wegen Dienstunfahigkeit 
oder auf Antrag (Vollendiuig des 63. Lebensjahres) wird 
das Ruhegehalt rmi 3,6 Prozent füi' jedes Jahr gekürzt, um 
das der Beamte vor EiTeichen der gesetzlichen Alters- 
gierize (67. Leberisjalu) in den Ruhestand versetzt wird, 
maximal um 10,8 Rozent bzw^ 14,4 Piozent. Diese Kür- 
zung des Ruhegehalts wirkt sich auch mindenid auf die 
Hinterbhebenenversorgimg aus. 

Sonderregehmgen gelten insbesondere fth die Versorgung 
von Beamten im einstw^eiligen Ruhestand (politische Be- 
amte) und Beamten auf Zeit (insbesondere kommunale 
Walübeamte). hi den einstweiligen Ruhestand versetzte 
Beamte erhalten für mindestens sechs Monate - längstens 
bis zu drei Jaliren - den Höchstmhegehaltssatz von 
71,75 R’ozent, nach Ablauf dieser Frist das erdiente Ru- 
hegehalt. 

Bei der Verletzung durch einen Dienstunfall erhalten Be- 
amte bzw. deren Hinterbliebene Unfallfiiisorgeleistim- 
gen. Das Unfalhuhegehalt beträgt mindestens 66,67 Pro- 
zent imd maximal 75 Piozent der nüiegehaltfähigen 
Dienstbezüge. Im Falle eines qualifizierten Dienstimfalls 
beträgt das Unfalhuhegehalt 80 Piozent der luhegehaltfa- 
higen Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächsten 
Besoldimgsgruppe. Ein qualifizierter Diensturifall ist ein 
Unfall, den Beamte bei einem Dienst erleiden, der mit ei- 
ner besonderen Gefaluerüage verbimden und damit le- 
bensgefährlich ist. 

Daneben kommen irn Rahmen der Unfallfürsorge des 
Diensdierm w^eitere Unfallfürsorgeleistungen, wie ehima- 
lige Unfallentschädigung, Unfallausgleich, Erstattiuig 
von Heil- und Pflegekosten und Erstattung von Sachschä- 
den in Betracht. 

Die Hinterbhebenenversorgung umfasst neben dem Wit- 
wen-, Witw^er- imd Waisengeld die Bezüge für den Ster- 
bemonat sowie das Sterbegeld (Zw^eifaches der monatli- 
chen Versorgurigsbezüge der/des Verstorbenen). Das 
Witw^en- und Witw^ergeld beträgt 55 Piozent, das Waisen- 
geld für Vollwuisen 20 Prozent und das Waisengeld für' 
Halbwuisen 12 Prozent des Ruliegehalts der bzw. des Ver- 
storbenen. 


Entspricht dem Sterbevierteljahr in gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, wonach die Hmterhhebenen noch für drei Monate die Rente 
des Verstorbenen erhalten, bevor die Hinterbhebenenversorgung ein- 
setzt. 


Treffen Versorgimgsbezüge mit anderen Versorgungsleis- 
tiuigen oder Leistimgen aus gesetzhchen Alterssiche- 
nuigssystemen zusammen, sind die anderen Leistungen 
im Rahmen von Höchstgienzenregehmgen auf die Ver- 
sorgimgsbezüge anzmechnen. Gleiches gilt für' ein Ent- 
gelt aus emer Tätigkeit, die der Versorgungsempfönger 
ausübt. 

Eiwerbsehikünfte aus der Piivatwhtschafi werden bis 
zum Ablauf des Monats, m dem der Versorgungsberech- 
tigte die Regelaltersgienze nach § 51 Absatz 1 imd 2 des 
Bimdesbeamtengesetzes erreicht, auf die Versorgungsbe- 
züge angereclmet. 

Eine jährliche Sonderzalüimg erhalten Versorgmigsemp- 
fiinger seit 2009 nicht mehr. 

Die Versorgungsempfänger haben wie die Rentner der 
GRV ihren Beitr ag zut Pflegeversichernng in voller Höhe 
selbst zu tragen (siehe auch Abschnitt El, Unterab- 
schnitt 9.1). Gleichfalls unterliegen die Pensionen wie die 
Renten dem Einkommenssteuergesetz. 

3 . Beamten- und Soldatenversorgung im 
System der Alterssicherung 

Wesentliche Unterschiede zwischen den in Deutschland 
bestehenden Alterssichenmgssystemen lassen sich vor al- 
lem in Bezug auf den jeweils gesicherten Personenkreis 
(Benifsstelhmg des Beschäftigten), die Sichenuigsfunk- 
tion (Regel- bzw. Zusatzsicherung oder Gesamt\"ersor- 
gung), das Sichenmgsniveau (Voll- oder Teilsichenmg), 
die Finarizienmgsquellen (öffenthche imd/oder’ private 
Mittel) imd die Finanzienmgsart (Umlagefinanzienmg 
oder Kapitaldeckimg) feststellen, Die Systematik der 
Alterssichenmgssysteme orientiert sich dabei an der Leit- 
vorstelhmg eines sog. „Drei-Säulen-Modells'' (siehe 
Übersicht 1 3). 

Basis der Absicherung, d. h. die noimale, für alle vorge- 
sehene Einkommensbasis im Alter sowie im hivahditäts- 
luid Hinterbliebenenfall, ist die Regelskhenmg 
(1. Säule). Die Regelskhenmg whd füi' Arbeitnehmer 
dui’ch die gesetzliche Rentenverskheiung abgedeckt. 

Die Regelsichemng der Aibeitnelmier soll durch eine 
überwiegend vom Aiheitgeber finanzierte Beüiebsrente 
als Zusatzskhenmg (2. Säule) ergänzt werden. Die be- 
ti’iebliche Altersversorgung gewhmt in Deutschland zu- 
nehmend an Bedeutimg. Rimd 17 Millionen Beschäftigte 
verfügten Ende 2011 über eine Beüiebsrentenanwart- 
schaft, davon nmd 12 Milhonen Beschäftigte in der Ri- 
va twütschaft und nmd 5,2 Millionen Beschäftigte im öf- 
fentlichen Dienst. Dies entspricht nmd 60 Rozent aller 
sozialversichenmgspflkhtig Beschäftigten.^^ 

Kennzeichnend füi' die Beamten- imd Soldatenversor- 
gung ist, dass sie eine Gesamtversorgimg gewähiieistet. 


Siehe hierzu Dritter Versorgungsbericht der Buudesregieiung Teil A, 
Emleitung, Unterabschnitt 1.5. (Bundestagsdnicksache 15/5821 vom 
22. Jimi 2005). 

^ Siehe Alterssicherungsbericht 2012 CBnndestagsdrucksache 17/11741 
vom 29 November 2012) . 
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Übersicht I 3 


Systematik dei' Alterssicherungssysteme 


Sic he ruDgs fun ktion 

Aibeitnehmer 

Beamte, Richter und 
Bei'ufs Soldaten 

Piivatwmtschaft 

Öffentlicher Dienst 

Regelsichenmg 
(1. Säule) 

Rente aus der gesetzlichen Renteiiversichenmg 

Beamten- imd Soldaten- 
Versorgung 

Zusatzskhenmg 
(2. Säule) 

Betiiebsrente 

Zusatz\^eisorgmig/Betriebsrente 

(VBL/kommunale 

Zusatzv^eisorgungskasseii) 

Private Altersvorsoige 
(3. Säule) 

Eigeiiveraiitw^ortliche Altersvorsoige 


Anders als bei den Tarifbeschäftigten des öffentlichen 
Dienstes, deren Versoignng iin Alter sich ans einer Rente 
der gesetzlichen Rentenversichening luid einer Znsatzsi- 
chenuig in Form einer Betiiebsrente ziisanmiensetzt, hat 
die Beamten- imd Soldatenvei'sorgnng die Funktion einer 
Regel- imd Zusatzsicheinng (sog. Bihmktionalität), d. h. 
anstelle von zv^^ei Leistimgen aus nnteischiedlichen Quel- 
len wild hier eine Gesamtleistiuig gewählt. 

Die Beamten- und Soldatenversoignng unterscheidet sich 
dadmch gnuidlegend von der gesetzlichen Rentenveisi- 
chenmg, so dass die Leistungen beider Alterssicheinngs- 
systenie nicht initeinandei’ vergleichbar sind. 

Als 3. Säule gilt die von allen Beschäftigten, auch von 
den Beamten, Richtern und Benifssoldaten seihst zu fi- 
nanzierende private Altersvorsorge. 

4. Finanzierung 

Die Beamten- mid Soldatenversorgung beniht traditionell 
weder auf einem Umlage- noch auf einem Kapital- 
deckimgsverfaluen, sondern wud als Teil der Personal- 
kosten aus den laufenden Haushalten der öffentlichen 
Dienstlierren gezahlt. Seit 2006 werden die Veisorgmigs- 
kosten heim Bimd nicht mein zeiiUal im Einzelplan 33 
veranschlagt, sondern in den Einzelplänen der jeweiligen 
Ressoits. 

Auf der Giimdlage des Veisorgungsreformgesetzes 
199021 v^^ude ah 1999 hei Bimd und Ländern mit dem 
Auftjau von Versorgungsmcklagen begoimen, die in den 
Zeiten der relativ höchsten Veisorgmigsausgahenhelas- 
nmg zv^'ecks Entlastung der öffentlichen Haushalte 
scluittweise ab 20 IS wieder aufgelöst weiden sollen. 

Mit Inkiafttreten des Eisten Gesetzes zur Ändenmg des 
Versorgungsriicklagengesetzes^^ wild die Finanzierung 
der Beamten- und Soldatenveisorgiuig durch den 2007 er- 
richteten Versorgungsfonds des Biuides schiittweise auf 


^ Gesetz zur Umsetzmig des Versoigungsbenchts (Vei^oigiiDgsreform- 
gesetz 1998 - VRefoimG) vom 29. Juni 1998 (BGBL I S. 1666). 

^ Erstes Gesetz zur Äntfeung des Versorgimgsrücklagegesetzes vom 
21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3288). 


eine Kapitaldeckimg umgestellt. Damit erfolgt eine all- 
mähhche Systemumstellung in der Finanzieiung der Beam- 
tenversorgung (siehe hierzu Absduiitt ü, Unterabschnitt 5). 

5. Bestimmungsgrößen der Versorgungs- 
ausgaben {ohne Beihilfe) 

Die Höhe der Ausgaben ftu die Versorgung ergibt sich 
aus der Zahl der Versorgungsempföngei luid deren duich- 
schnittlichen Versorgiuigshezügen. 

Wesentliche Einflussfaktoren ftii' die Zahl der Versoi- 
gungsempfänger sind die Aiizalü und Altersstniktur des 
Personals im öfifenthchen Dienst imd damit die Eiiistel- 
hmgspraxis in der Vergangenheit sowie die Lauheit der 
Veisorgiingsbeziige, die wiedenim durch das Ruhestand- 
seintrittsverhalten und die Lehenserw^aitimg bestimmt wird. 

Maßgebend für die Höhe der Veisorgungshezüge sind die 
Rullegehaltssätze, die von der luhegehaltfaliigen Dienst- 
zeit bestimmt werden, sowie die niliegehaltfahigen 
Dienstbezüge, Letztere hängen inshesondeie von der Ent- 
wicklung der Laufbalm- und Besoldungsstniktiu’ sowie 
von der Höhe der allgemeinen Bezügeanpassungen ah, 
die luiter Beilicksichtigung des Tarifabschlusses füi die 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes durch Gesetz 
festgelegt w^erden. 

II. Reformmaßnahmen, Einsparungen und 

Systemumstellung 

1 . Reformmaßnahmen in der Beamten- und 

Soldatenversorgung 

Um die TragMiigkeit der Beamten- mid Soldatenversoi- 
gung des Bundes zu sichern, sind seit 1992 die kosten- 
dämpfenden Refommiaßnalmien in der gesetzlichen Ren- 
tenversichenmg regelmäßig wirkungsgleich auf die 
Beamten- luid Soldatenversoigung des Bimdes iibeiti'a- 
gen woiden.^^ 


^ Siehe Dritter Versoigiingsbericht der Bundesregiening Teil A, Ab- 
schnitt I, Unterabschnitt 1.6. /(Bundestagsdiucksache 15/5821 vom 
22. Juni 2005 utMi Vierter \%sorgungsbericht Zweite Kapitel A, 
Abschnitt n, Unterabschnitt 6.1. (Bundestagsdrucksache 16/12660 
vom21. Apnl 2009). 
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2. Reformen 2003 bis 2010 im Überblick 

Die jeweiligen Ändenmgen in der Beamten- und Solda- 
tenversoiguDg bis Ende 2002 sind im Diitten Versor- 
gungsbericht der Bimdesregieniiig^*^ dargestellt. Ab 2003 
haben nachfolgende Gesetze zu Ändenmgen in der Be- 
amten- mid Soldatenversorgung geftilirt: 

- Bimdessondeizahlungsgesetz (BSZG) - Artikel 2 des 
Haiishaltsbegleitgesetzes (HBeglG 2004) vom 29. De- 
zember 2003 - (BGBl. I S. 3076) 

- die Sondeizalüung fiir Veisorgungsempfangei des 
Bimdes wird auf 4,17 Prozent der jährlichen Ver- 
soigrmgsbezüge abgesenkt. 

- die Sonderzahlung nimmt nicht an allgemeinen 
Anpassrmgen nach § 70 des Beamtenveisorgmigs- 
gesetzes teil und ist daher auf das Niveau des Jah- 
res 2004 festgeschrieben. 

- Gesetz zur wiikimgsglekhen Übeitragrmg von Rege- 
hmgen der sozialen Pflegeversicherung sowie der ge- 
setzlichen Krankenversichenmg auf dienstiechtliche 
Vorschriften vom 4. November 2004 (BGBl. I 
S. 2686) 

- die Versorgrmgsbezüge der Veisorgimgsempßinger 
des Brmdes worden bis zur Beitragsbemessiuigs- 
grenze der sozialen Pflegeversichenmg tun den 
halben Beitragssatz der sozialen Pflegeveisiche- 
lung veimindeit.27 

- Haushaltsbegleitgesetz 2006 (HBeglG 2006) vom 
9. Juni 2006 (BGBl 1 S. 1402) 

- die Sonderzahlimg für die Veisorgimgsempßinger 
des Bimdes wird erneut halbiert. Sie beträgt mm- 
inehi' 2,085 Prozent der jährlichen Versorgungsbe- 
züge. Dies entspricht etwa 25 Prozent eines monat- 
lichen Versorgungsbezuges und einei Kür zimg der 
jälnlichen Versorgimgsbezüge um nmd 2 Prozent. 
Die erneute Halbienmg der Sonderzahlung wird 
auf den Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanimg 
(2006 bis 2010) begrenzt. 

- Dienstrechtsrieuordnimgsgesetz (DNeuG) vom 5.Fe- 
bniar 2009 (BGBl. 1 8.1^)) 

- Übertragung der Reritem eform 2004 auf die Beam- 
tenversorgimg des Bimdes 

- Übertragimg des Wegfalls der reritenerhöhenden 
Wirkimg von Ausbildungszeiten. 

- Evaluationsklausel zur Übertragung der Eirißih- 
nmg eines sogenarmten Nachhaltigkeitsfaktors. 

- Übertragung der RV-Altersgrenzenanpassungsge- 
setzgebimg auf die Beamtenversorgimg des Bimdes 


^ Siehe I>ntter Versorgöngsbericht der Bundesregienmg Teil A, Ab- 
schnitt Unterabschnitt 1.6. (Bundestagsdmcksache 15/5821 vom 
22. Juni 2005). 

^ Im Übrigen sind die VersorgungsempJ^ger verpflichtet, sofern sie 
privat krankenversichert sind, bei den privaten Krankenversiche- 
lungsuntemehmen eine Pflegeversicherung abzuschheßen. 


Anhebimg der Alteisgrenzen im Beamternecht imd 
Änderung der Regehmgen zu den Abschlägen vom 
Ruhegehalt bei vorzeitigem Ruhestands eintiitt. 

- Die Sonderzahlimg wird in die Gnmdgehaltstabelle 
eingebaut und erhöht die nihegehaltfähigen Dienst- 
bezüge um 2,5 Prozent. An die Versorgungsemp- 
fanger wird sie in Höhe von 2,085 Prozent der jälu- 
lichen Versorgimgsbezüge, unter Bemcksichtigimg 
der Verinindenmg der Sonderzalilung durch einen 
Abzug der Pflegeleistimgen, weitergegeben. 

3. Ergebnisse des Prüfberichts nach § 69e 
Absatz 7 des Beamten Versorgungsge- 
setzes (BeamtVG) zu Wirkungen von 
Versorgungsminderungen aufgrund des 
Versorgungsänderungsgesetzes 2001 

Der Bund ist im Hinblick auf die nachhaltige Skhenmg 
imd damit die zukunßsfähige Ausrichtung der Beamten- 
versorgimg gut aufgestellt. Die versorgungsrechtlichen 
Regehmgen des Bimdes entsprechen dem Leitziel einer 
nachlialtigen, System- und generationengerechten Aus- 
richtung der Beamtenversorgung. 

Im Sinne von good govemance, also verantwoitungsvol- 
1er Regieinngshihinng WTirden zumindest seit einem 
Vierteljahrhundert die notw^endigen imd systemadäquaten 
Schlitte eingeleitet und umgesetzt, um die Erreichung der 
Ziele von Nachhaltigkeit und Zukunftsfahigkeit zu ge- 
wähiieisten. Mit auf das System abgestellten Maßnahmen 
von der wiikimgsglekhen Übeitragimg von Rentem efor- 
men über die Einßihnmg von Veisorgirngsiücklagen zur 
Haushaltsentlastung bis zur Umstelhmg der Systemrtnan- 
zienmg auf Kapitaldeckimg wwden konsequent die not- 
wendigen imd angemessenen Schlussfolgenmgen aus den 
Erkeimtnissen der Versorgimgsberkhte der Bimdesregie- 
nmg^® gezogen. 

Mit Blick auf die sich abzeklmende Entwücklimg der 
Zahl der Versorgimgsempfänger des Bimdes und die Ent- 
wicklung des Bnittoinlandsprodukts (BIP) imd der Steu- 
erehmalmien^^ sowie daraus ableitbar der Versorgimgs- 
imd Versorgimgs-Steuer-Quote zeigen die im Piüfbericht 
zu § 69e BeamtVG^o dargestellten Evaluiei'ungsergeb- 
nisse ßir die zentialen Maßnahmen des Versorgungsände- 
nmgsgesetzes 2001, dass sowohl im Vergleich zu den an- 
deren (Vergleichs-) relevanten Alteissichenmgssystemen 


2» Beginnend mit dem Bericht der BimdesregieTung Uber die im Kalen- 
derjahr 1993 erbrachten Versorgungsleistungen un öffentlichen 
Dienst sowie über die Entwicklung der Versorgungsausgaben m den 
nächsten 15 Jahren - Vbrsoigungsbencht, Bundestagsckucksache 13/5840 
vom 17. Oktober 1996; 

über: den Zweiten Versorgungsbericht der Bundesregierung, Bundes- 
tagsdiucksache 14/7220 vom 19. Oktober 2001; den Dritten Versor- 
gungsbericht der Bundesregierung, Bundestagsdrucksache 15/5821 
vom 22. Juni 2005; bis zum Vierten Versorgungsbencht der Bundes- 
regierung, Bundestagsdrucksache 16/12660 vom 21. April 2009. 

^ Näheres dazu un Teil Vn. 

30 Näheres dazu un Prüfbericht nach § 69e BeamtVG; http:// 
www.bmi.bund.de/SharedDocs/Downloads/DE/Ttiemen/OED_Ver 
waltung/Oeffenthcher_Dienst/Beamte/pruefbericht_versQrgungs 
aenderung.pdf? blob^ublicahoiiFile. Siehe auch Erster Teü, Ab- 
schnitt n, Unterabschnitt3. 
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in der Bundesrepublik Deiitscliland^^ als auch bezogen 
auf die systenispezifischen Daten der Versorgung konki e- 
ter Nachsteueiungsbedai’f füi' die Beamtenversorgiuig des 
Bmides nach dem Stand vom 31. Dezember 2011 nicht 
gegeben ist. Vielmelu wiikeii die Refomunaßnahnien 
nachlialtig entlastend.^^ 

Wählend die Maßnahmen ziu ersten Stufe der Rentenie- 
foim 2001 hl der gesetzlichen Rentenversichenmg nach 
dem Stand des Prüft>erichts (1. Dezember 2011) noch 
nicht abgearbeitet shid, sind die versorgtmgsrechtlichen 
Refoimmaßnahmen zur Übeiliagimg der ersten Stufe der 
Rentenrefoim 2001 im Bund abgeschlossen. Ftir den Be- 
reich der Beamtenversorgung des Bundes wiid seit Mitte 
2011 die Übeiliagimg der zw^eiten Stufe der Renteme- 
foim 2001 umgesetzt, tun dmch FortfLihiung der Ziifiih- 
nmgen zui Versorgimgsilicklage den nom^endigen Kapi- 
talstock fiu’ eine Entlastimg der Versorgungshaushalte ab 
dem Jalir 2018 weiter aufzubauen. Vor diesem Hhiter- 
giimd hat die Beamtenversorgimg des Bimdes - zimiin- 
dest nach dem Stand dieses Piiifberichts - keinerlei 
,d^acliliolbedarf' bei der Implementienmg niveameduzie- 
render bzw. ausgabendämpfender Maßnahmen. Eines 
versorgimgsrechtlichen „Nachlialtigkeitsfaktors“ bedaif 
es angesichts der konsequenten Fortfühiiing der Maßiiah- 


Insbesondere der gesetzlichen Rentenversicherung, vgl. dazu Teil V. 
Siehe dazu Teil IV. 


men des Versorgimgsändemngsgesetzes 2001 nach den 
Ergebnissen dieses Berichts nicht. Mit Blick auf die im 
Zuge von und im Zusammenliang mit den Rentemefoim- 
überHagungen eingeleitete Umstellimg der Systemfman- 
zieinng ist die Beaintenversorgimg des Bimdes zukimfts- 
ßihig ausgerichtet. 

4. Einsparungen - Beiträge der Versorgungs- 
empfänger des Bundes zur Konsolidie- 
rung des Bundeshaushalts 

Die Maßnahmen der vorgenaimten Refoimgesetze haben 
im Zeitiamn 1998 bis 2010 ein nominales Ehispar\'Olu- 
men m der Beamtenveisorgung von lund 2,2 Mrd. Euro 
erbracht. Im Rahmen der Aufstellung der Haushalte 2004 
imd 2010 WTirden darüber hinaus Leistuugsküizungen be- 
schlossen, die im Zeitraum 2004 bis 2010 diuch Absen- 
kung der entsprechenden Haushaltsansätze zu weiteren 
nominalen Einspanmgen in der Beamtenversorgung von 
insgesamt 1,9 Mrd. Euio gefühlt haben. Die Maßnahmen 
aus dem Dienstrechtsneuordnimgsgesetz fühlten zu Ein- 
spaiimgen in Höhe von nmd 7 Mio. Euro. Insgesamt be- 
liefen sich die Einspamngen in dei’ Beamtenversorgimg 
bis Ende 2010 somit nominal auf nmd 4,2 Mrd. Euro . 

Damit haben die Versorgimgsempfängei’ einen wichtigen 
imd lunfassenden Beitrag zur Konsolidienmg der öffentli- 
chen Haushalte geleistet (siehe Übersicht 1 4). 

Übersicht I 4 


Einsparungen von 1998 bis 2010 bei den Verso rgungsausgaben des Bundes 
aufgrund der Reformmaßnahmen 


Re foimmaß na hmen 

Einsparungen 
in Mio* Em o 

DiensUechtsiefoimgesetz 1997 

325 

Versorgimgsrefoimgesetz 1998 

528 

Gesetz zur Neuordnimg der Versoigungsabschläge 

21 

Versorgimgsändenmgsgesetz 2001 

1.080 

Gesetz ziu wirkungsgleichen Übertragung von Regelungen der sozialen Pflegeversichenmg sowie 
der gesetzlichen Kiaiikenverskhemng auf dienstrechtliche Vorschriften 

270 

Gesamt 

2*224 

Haushaltsbegleitgesetz 2004 

- Absenkimg der Sonderzahlung ab 2004 

980 

- Übeiü agimg der Maßnahmen des Gesetzes zur Modeinisienmg GKV 

420* 

Haushaltsbegleitgesetz 2006 

- Küizung der Sonderzahlung ab 2006 

485 

Gesamt 

1*885 

Dieiistrechtsneiiordnungsgesetz 2009 

7 

Insgesamt 

4*176 


* Versoigungsempföng^ und aktive Beamte 
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5. System umstellungA/ersorgungsrücklage 
des BundesA/ersorgungsfonds des 
Bundes 

Die Beamten- und Soldatenversorgung benilit traditionell 
weder auf einem Umlage- noch auf einem Kapital- 
deckungsverfalnen, sondern whd als Teil der Personal- 
kosten aus den laufenden Haushalten der öffentlichen 
Diensdierren gezahlt. 

Auf der Gnmdlage des Veisorgungsrefomigesetzes 
1998^^ müde ab 1999 bei Bimd und Ländern mit dem 
Auff au von Versorgungsiücklagen begoimen, die in den 
Zeiten der relativ höchsten Veisorgmigsausgabenbelas- 
timg z^;v"ecks Entlastung der öffenthchen Haushalte 
scluittweise medei aufgelöst weiden sollen. Der Auffau 
der Versoigimgsriicklagen sollte diuch eine Mindemng 
der Bezügeanpassimgen luspninglich im gesamten Zeit- 
raum 1999 bis 2013 erfolgen. Die linearen Bezügeanpas- 
simgen zum 1. Juni 1999, 1. Januar 2001 imd 1. Januar 
2002 fielen demgemäß jew^eils tun 0,2 Prozentpunkte ge- 
ringer aus als der Taiifabschluss ftu die Beschäftigten des 
öffentlichen Dienstes. Die Differenzbeträge zwischen den 
imgemhideiten mid den gemhideiten Besoldimgs- imd 
Versorgungsausgaben w^erden seither aus den Haushalten 
der Diensthenen den jeweiligen Versorgiuigsiticklagen 
zugeführt. 

Nach dem Versorgungsändenmgsgesetz 200 wunden 
wäluend der schiittweisen Abflachung des Anstiegs der 
Versorgrmgsbezüge {fth acht auf den 31. Dezember 2002 
folgende Anpassungen) die geiingeren Bezügeanpassun- 
gen füi' die Versorgimgsrücklage zin Veimeidimg von 
Doppelbelastimgen ausgesetzt. Die Hälfte der diuch die 
Niveauabseiikiuig der Versorgungsbezüge erzielten Ein- 
spaiimgen wurde jedoch der Versorgungsmcklage zuge- 
fülut. Ab 2011 w^erden die Bezügeanpassimgen bis zum 
Jalu 2017 erneut tun jew^eils 0,2 Piozentpunkte reduzieit 
imd die entsprechenden Differenzbetiäge der Versor- 
gungsnicklage zugeftilut. 

Die Versorgungsiucklage des Bmides ist ab 1 . Januai’201 8 
über emen Zeitraum von 15 Jahren zui schrittweisen Ent- 
lastimg von Versorgungs aus gaben eiuzusetzen. Ende 
2011 hatte das Sondeivermögen emen Marktw^eit von 
nmd 4,8 Mid. Emo. Es wmd nach derzeitigem Stand 
davon ausgegangen, dass die Versorgimgsincklage des 
Bimdes in Abhängigkeit von der künftigen Renditenent- 
wicklung eine jährliche Entlastimg bei den Versorgimgs- 
aufeendimgen von nmd 500 Mio. Emo brhigen wild. 

Diuch die abgesenkten Bezügeanpassimgen vermindern 
sich dauerhaft die nihegehaltfahigen Dienstbezüge. Das 
fülut gleiclizeitig zu einer Niveauabsenkimg der Versor- 
gungsbezüge aller Versorgungsempfanger, da auch die 
vorhandenen Versorgungsberechtigten über die vermin- 
deiten Anpassungen an dem Aufbau der Versorgimgs- 


Gesetz zur Umsetzung des Versoigungsbenchts (Versorgungsreform- 
gesetz 1998 ~ VRefoimG) vom 29. Juni 1998 (BGBl. I S. 1666). 

^ Versoigungsänderungsgesetz 2001 vom 20. Dezember 2CX)1 (BGBl. 
S. 3926, S. 3948). 


rücklage beteihgt werden. Davon ausgenommen ist das 
UnfaUiuhegehalt. 

Mit hikiafttieten des Ersten Gesetzes zur Änderimg des 
Versorgungsnicklagengesetzes^^ w^ird die Finanzienmg 
der Beamten- imd Soldatenversorgimg durch den 2007 er- 
richteten Versorgimgsfonds des Bundes schrittweise auf 
eine Kapitaldeckung umgestellt. Zuw^eisungen an den 
Versorgungsfonds erfolgen für alle seit 1. Jaiiuai- 2007 
beim Bimd neu eingestellten Beamten, Richter imd Be- 
nifssoldaten. Die Versorgungsausgaben (einscliließlich 
der Ausgaben füi' Beihilfe mid Heilftiisorge) ftu den in 
den Versorgungsfonds einbezogenen Per sonenki’eis sollen 
ab 2020 vollständig aus diesem Sondervermögen finan- 
ziert werden. Die Höhe der Zuweisungen an den Versor- 
gungsfonds bestinunt sich laufbahnabhängig auf der 
Gnmdlage versichemngsmathematischer Berechnungen 
nach Piozentsätzen der jeweiligen niliegehaltfähigen 
Dienstbezüge und wild alle drei Jahre übeiprüft. Die 
Höhe der Zuweisimgssätze ist in der Versorgungsfonds- 
zuweismigsverordnmig^^ geregelt. 

Das Sonder\^eimögen „Versorgungsfonds des Bundes“ 
dient msbesondere für die Beamten imd Richter - anders 
als das Sonderv' eimögen „Versorgimgsrücklage des Bim- 
des“, das ausschließhch zur voilibergehenden Entlastimg 
von Versorgungsaufeendungen errichtet worden ist - der 
dauerhaften Fiuanzienmg der gesamten Versorgungsaus- 
gaben, also der Versorgimgsbezüge imd der Beihilfen. Fiu 
die Benifs Soldaten whd aufgmnd der Höhe der Zuw^ei- 
simgen zum Versorgimgsfonds allerdhigs niu eme Teilde- 
ckimg eneicht werden. 

Die Dienstherren müssen bei Neuemsteilungen künftig 
Vorsorge treffen, mdem sie Rücklagen bilden. Diese 
Rücklagen sichern langfristig die Fmanzienmg der Ver- 
sorgungsausgaben imd stärken so die eigenständigen 
Gnmdlagen der Beamtenveisorgimg. Die finanziellen 
Lasten werden nicht mehr den nachfolgenden Generatio- 
nen aufgebürdet, sondern der Periode zugeordnet, m der 
sie tatsäclüich begründet w^erden. Diese Offenlegimg 
fülut zu mehl’ Kostentianspaienz imd Ausgabendisziplin 
imd damit insgesamt zu emer Systemstabilisierung. 

Ende 2011 belief sich der Bestand des Sonder\^eimögens 
„Versorgimgsfonds des Bundes“ auf nmd 411 Mio. Euio. 

Die Anlage imd Veiwnltung der Mittel und Erträge der 
Sonder\^eimögen erfolgt duich die Deutsche Bundesbank 
auf der Grundlage von Anlagerichtlmien, die vom Bim- 
desministeriimi des Imiem mi Einvenielmien mit dem 
Bimdesirdnisterium der Fhianzen festgelegt worden smd 
imd ehi hohes Maß an Aula ge Sicherheit gewälirleisten. 
Die Mittel der Versorgungsrücklage des Bundes smd da- 
nach in Euio-denominierten, handelbaren Schuldver- 
sclueibimgen des Bimdes, der Bimdesländer, anderer 
EWU-Staaten, supranationale!’ Oiganisationen, staatlich 


Erstes Gesetz zur Änderang des Versorguugsrücklagegesetzes vom 
21. Dezember 2006 (BGBl. I S. 3288). 

Verordnung über die Zuweisungen an das Sondervermögen „Versor- 
gungsfonds des Bundes"" (V^^orgun^fondszuweisungsv^Tordiiung - 
VfzV) vom 11. April 2007 (BGBl. I S. 549) und 1. Verordnung zur 
Änderung der Versorgungsfandzuweisungsverordnung vom 2. März 
2011 (BGBl. I S. 378). 
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doiiiinieiter Einittenteii sowie Pfandbriefen und ver- 
gleichbaren gedeckten Schiüdveischreibimgen aiiziile- 
gen, die von den fülnenden Ratingagentinen mit einem 
hohen Sicherheitsanfordenmgen genügendem Rating be- 
wertet weiden. Die Mittel und Erü’äge des Versorgiuigs- 
foiids des Blindes dürfen höchstens bis zu einem Anteil 
von 10 Prozent hi Aktien angelegt werden. 

Mit der Einfiilinuig emer kapitalgedeckten Altersversor- 
gung fiii’ die nach dem 31. Dezember 2006 eingestellten 
Beamten, Richtern des Bimdes sowie Bemfssoldaten hat 
der Biuid einen neuen Weg zin Finanzienmg der Versor- 
gungsausgaben eingesclüagen (siehe auch Abschnitt I, 
Unterabsclinitt 4). 

III. Entwicklungen in den Bereichen Beamte, 
Richter und Berufssoldaten, Versorgungs- 
empfänger, Ruhestandsein tritt, Ruhe- 
gehalt und Ruhegehaltssätze sowie 
Versorgungs- und Beihilfeausgaben 
des Bundes von 1999 bis 2010 

1. Zahl der Beamten, Richter und Berufs- 
soldaten im unmittelbaren Bundesbereich 

Die Zahl der Beamten, Richter luid Bemfssoldaten im im- 
mittelbareii Bimdesbereich belief sich im Jahr 2010 auf 
nuid 179 500.^'^ Sie hat damit - nach dem überdurch- 
sclmitthchen Persoiialanstieg hi den Jahren 1992 luid 
1993 anfgmnd des verehiigimgsbedingt emeiteiteii Tä- 
tigkeitsgebiets mid des personellen Ausbaus des Sicher- 


Ohne Beurlaubte. Die Entwicklung der Zahl der Beamten, Richter 
und Berufesoldaten ist im statistischen Anhang m der Tabelle 1 dar- 
gesteUt. 


heitsbereichs zur Bekämpfimg des XeiTorismus mi Zu- 
sainmenliang mit dem 1 1 . September 2001 - annähernd 
den Stand von 1990 (178 800) eiieicht (siehe Abbil- 
dung 1 1). 

Von allen Beamten, Richtern und Bemfssoldaten (em- 
sclüießlich Beiuiaubte) waren 148 500 Männer und 
35 800 Frauen. Der Fraiienanteil beträgt gegeiiwäilig 
insgesanit 19,4 Prozent und hat sich seit 1960 (400) um 
19 Prozentpunkte erhöht. Bei den Beamten und Richtern 
allerdings hegt der Anteil mit mnd 27 Prozent bedeutend 
höher als bei den Berufssoldaten mit nmd 2 Prozent. 

88,4 Prozent der am 30. Juni 2010 vorhandenen 
184 3003S Beamten, Richtern und Bemfssoldaten arbeite- 
ten in Vollzeit, 8,9 Piozent in Teüzeit und Alteisteilzeit 
mid 2,6 Prozent waren benilaubt. Während bei den Män- 
nern mit nmd 95 Piozent der ganz überwiegende Teil 
vollzeitbeschäftigt war, lag der Aiteil der vollzeitbe- 
schäftigten Frauen bei nmd 63 Piozent. Riuid 37 Piozent 
der Frauen übten eine Teilzeit- bzw\ Altersteilzeitbeschäf- 
tigmig ans bzw. waren benrlaubt. Bei den Mämiem sind 
dies nin nmd 5 Piozent (siehe Übersicht 1 5). 

Nach Laiifbahiigmppeii gehören 2 400 Beamte, Richter 
luid Bemfssoldaten dem einfachen Dienst, 92 600 dem 
mittleren Dienst, 57 700 dem gehobenen Dienst imd 
31 500 dem höheren Dienst an.^^ 


38 Einschließlich Beurfeubte. Die Entwicklung der Zahl der Beamten, 
Richter und Berufesoldaten des Bundes ist im statistischen Anhan g m 
der Tabelle 1 dargesteUt. 

Die Zahl der Beamten, Richter und Berufssoldaten des Bundes am 
30. Juni 2010 nach Beschäftigungsumfeng und Laulbahngruppen ist 
im statistischen Anhang m der Tabelle 2.2 daigestellt. 


Abbildung I 1 

Entwicklung der Zahl der Beamten^ Richter und Berufssoldaten (ohne Beurlaubte) im un mittelbaren 

Bundesbereich nach Geschlecht von 1990 bis 2010 
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Übersicht I 5 


Zahl der Beamten, Richtei' und Berufssoldaten nach Beschäftigungsumfang 
im unmittelbaren Bundesbereich am 30. Juni 2010 


Bund 

gesamt 

davou 

Vollzeit 

Teilzeit/Altersteilzeit 

Beurlaubte 

m 1 000" 

mäimücli 

148,5 

140,4 

6,1 

2,1 

w^eiblich 

35,8 

22,5 

10,5 

2,7 

insgesamt 

184,3 

162,9 

16,6 

4,8 


Anteil in %" 

mäimlicli 

lOÖ 

94,6 

4.1 

1,4 

w^eiblich 

100 

62,9 

29,3 

7,5 

insgesamt 

100 

88,4 

9.0 

2,6 


* Abweichung^ in der Summe durch Rundungsdifferenzen. 


Der überwiegende Teil der Beamten, Richter luid Berufs- 
soldaten war am 30. Juni 2010 zwischen 35 und 54 Jahre 
alt (125 000). hii Alter von imter 35 Jahien sind 33 400 
Beamte, Richtei imd Bemfssoldaten im nmnittelbaien 
Biuidesdienst beschäftigt. 19 300 sind es in der Alters- 
giuppe der 55- bis 60- Jährigen und 6 800 Beamte, Richter 
luid Bemfssoldaten sind 61 Jalue imd älter, wobei in die- 
ser Altersgiuppe aiifgnind der besonderen Altersgrenzen 
bei den Bemfssoldaten überwiegend Beamte rmd Richter 
veiüeten sind.^*^ 

2. Zahl der Versorgungsempfänger 

2.1 Zahl der Versorgungsempfänger 

insgesamt rückläufig 

Die Gesamtzalü der Veisorgimgsempfönger beim Bund 
ist lücklänfig.^i Seit 1999 ist sie um nmd 8,2 Piozent ge- 


® Die Zahl der Beamten, Richter und Berufssoldaten des Bundes am 
30. Juni 2010 nach Altersklassen ist im statistischen Anhang in der 
ThbeUe 2.4 dargesteUt. 


sluiken. Am 1. Januar 20 11 betmg deren Zahl nuid 
676 400. In den einzelnen Beschäftigungsbereichen voll- 
zog sich jedoch die Entwickhmg untei'schiedlich. Wäh- 
rend im unmittelbaren Bimdesbereich die Zahl der Vei- 
soigungsempfängei bei den Beamten imd Richtern um 
17,4 Piozent und bei den Benifssoldateii um 13,3 Piozent 
gestiegen ist, ist die Zahl bei den Versoigimgseinpfängem 
nach dem G 1 3 1 um 74,8 Prozent gesunken. 

Im Bereich der ehemaligen Deutschen Bimdespost imd 
im mittelbaren Biuidesdienst ist gleichfalls ein Anstieg 
(11,9 Piozent; 45,1 Piozent) zu verzeichnen. Dagegen 
sank die Zahl der Veisorgiuigsempfanger im Bereich der 
ehemaligen Deutschen Biuidesbahn im gleichen Zeit- 
raum um 24,1 Prozent (siehe Übersicht 16 und Abbil- 
dung 1 2). 


Die Entwicklung der Zahl der Versorgungsemp^fenger des Bundes 
vom 1. Januar 1999 bis zum 1. Januar 2011 ist &r den unmittelbaren 
Bundesbereich im statistischen Anhang m der IbbeUe 3 und für die 
Beschäfligungsbereiche Bahn, Post und mittelbarer Bundesdienst m 
der Tabelle 15 daigesteUt. 
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Übersicht I 6 


Zahl der Vei sorgungsempfanger des Bundes nach Beschäfdgungshei eichen 
am 1. Januar 1999 und am 1* Januar 2011 


Beschäftigungsbereich 

1999 

2011 

Veränderung gegen- 
über 1999 


in 1 000" 

in % 

unmittelbaiei Bundesbeieich 




- Beamte und Richter 

72,6 

85,2 

+ 17,4 

- Bemfssoldaten 

79,4 

89,9 

+ 13,3 

zusammen 

151,9 

175,1 

+ 15,2 

- G 131 

79,3 

20,0 

- 74,8 

gesamt 

231,2 

195,1 

- 15,6 

Balm 

245,4 

186,4 

- 24,1 

Post 

246,8 

276,2 

+ 11,9 

mittelbarer Bimdesdienst 

12,9 

18,8 

+ 45,1 

insgesamt 

736,4 

676,4 

- 8,2 


* Abweichung^ in der Summe durch Rundungsdifferenzen. 


Abbildung I 2 


Entwicklung dei' Zahl der Vei sorgungsempfanger des Bundes nach Beschäftigungsbereichen 
vom 1. Januar 1999 bis zum 1. Januar 2011 
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2.2 Ruhegehalföempfänger und 
Hinterbliebene 

Mit der Veiändenuig der Zahl der Versorgiuigseinpßinger 
insgesamt änderte sich auch das Verhältnis zwischen Ver- 
sorgungsempfängeni imd Hinterbliebenen. Seit 1999 ist 
der Anteil der zu versorgenden Hinterbliebenen (Witvt^en, 
Wib^^ei’ luid Waisen) an der Gesamtzahl der Versoigrm- 
genipfmiger ziulickgegangen (siehe Übersicht 1 7). 

Dabei vollzogen sich die Verändeiungen in den einzehien 
Beschäftigmigsbereichen nicht einheitlich. Wählend bei 
den Beamten, Richtern imd Soldaten im umnittelbaren 
Biuidesbereich die Zahl der Rullegehaltsempfänger zvti- 
schen 1999 und 2011 von 106 000 auf 127 300 tun nind 
20 Prozent gestiegen ist, stieg die Zahl der Hinterbliebe- 
nen im gleichen Zeinaum nin um nmd 4 Prozent. 

Ledighch bei den Benifssoldaten ist bei den Hinterbliebe- 
nen ein höherer Anstieg als bei den Ruhegehaltseinpßin- 
ger zu verzeichnen. Ursächlich dafür’ sind der späte Auf- 
bau der Bundeswehl- imd die längeren Lauheiten der 
Rullegehaltsempfänger im Versorgmigssystem aufgnmd 
des fiülieren Ruhestands eintritts. 


Ein übelproportionaler Rückgang ist bei den Ver- 
sorgungsempfängein nach dem G131 sowolü bei den 
Ruliegehaltsempfängem (nmd 92 Piozent) als auch bei 
den Hinterbliebenen (nmd 71 Piozent) zu verzeiclmen. 

Gleichfalls einen Rückgang der Zalü der Ruhegehalts- 
empfänger (nmd 22 Piozent) als auch der Hinterbliebe- 
nen (nmd 26 Piozent) zeigt sich bei den Beamten der ehe- 
maligen Deutschen Bimdesbalm. 

Bei den Beamten der ehemaligen Deutschen Bimdespost 
nahm dagegen im gleichen Zeiüaum die Zahl der Ruhe- 
gehaltsempfänger um nmd 1 8 Piozent zu, währ end die 
Zahl der Hinterbliebenen um nmd 4,5 Prozent zuiück- 
ging. 

Der von allen Beschäftigmigsbereichen höchste Aistieg 
der Zahl der Ruliegehaltsempfänger zwischen 1999 bis 
201 1 ist mit nmd 80 Prozent im Bereich des mittelbaren 
Bmidesdienstes gegeben. Demgegenüber ist liier die Zahl 
der Hinterbhebenen um 8 Prozent zmlickgegangen (siehe 
Übersicht 1 7 imd Abbildimgen 1 3 luid 1 4). 


Übersicht I 7 

Zahl der Vei sorgungsempfanger des Bundes nach BeschäMgungshei eichen 
und Versorgimgsart am 1. Januar 1999 und 1. Januar 2011 



Ruhegehalt 

Hinter bMeb enen ver s oiguug 

Be s ch äftigungsbe reic h 

1999 

2011 

Veränderung 
gegenübel' 1999 

1999 

2011 

Veränderung 
gegenüber 1999 


in 1 000* 

in % 

in 1 000* 

in % 

unmittelbarer Bundesbereich 







- Beamte imd Richter 

45,5 

59,6 

+30,9 

27,1 

25,6 

-5,4 

- Benifssoldaten 

60,5 

67,7 

+12,0 

18,9 

22,1 

+17,3 

zusammen 

106,0 

127,3 

+20J 

46,0 

47,8 

+3,9 

- G131 

13,2 

1,0 

-92 J 

66,0 

19,0 

-71,3 

gesamt 

119,2 

128,4 

+7,7 

112,0 

66,7 

-40,4 

Balm 

144,0 

111,7 

-22,4 

101,4 

74,7 

-26,4 

Post 

181,4 

213,7 

+17,8 

65,5 

62,5 

-4,5 

mittelbarei’ Bimdesdienst 

7,8 

14,1 

+80,3 

54 

4,7 

- 8,0 

insgesamt 

452,4 

467,8 

+3,4 

284,0 

208,6 

-26,6 


* Abweichung^ in der Summe durch Rundungsdifferenzen. 
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Abbildung I 3 


Zahl dei' Ruhegehaltsempfangei' des Bundes nach Beschäftigungs bereichen 
am 1. Januar 1999 und am 1* Januar 2011 



Beamte Beiiifs- Gl 31 Bahn Post niittelbarei’ 

Ri eilt ei' Soldaten Bund es dien st 


■ 1999 ■2011 


Abbildung I 4 

Zahl der Empfänger von Hinterbliebenenversorgung des Bundes nach Beschäftigungsbei ekhen 

am 1. Januar 1999 und am 1* Januar 2011 
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3. Neuzugänge zum Versorgungssystem 

Die Zugänge ziiin Veisorgiuigs System weiden bestiinint 
durch das Ruhestandseinti’ittsalter luid durch die Alters- 
stniktur des aktiven Personals. Wählend die Alters- 
stniktui’ bereits Jahizehnte vor dem Ruhestandseintritt 
durch die Einstellungspiaxis festgelegt wird, stellt das 
Ruliestandseintrittsaltei den einzigen Bestiuimungsfaktor 
dan der kuizfüstig veränderbar ist rmd die Zahl der Ver- 
sorgungszugänge beeinflussen kann. 

Das Ruhestandsemtiittsalter selbst wird druch Möghch- 
keiten des vorzeitigen Ausscheidens, wie beispielsweise 
Vomihestandsregelungen oder Dienstunßihigkeit beein- 
flusst. Aber auch die Anüagsaltersgienze, die die Mög- 
lichkeit eines vorzeitigen Ausscheidens bietet, hat Aus- 
wirkungen auf das Ruliestandseintrittsalter. 

Diuch die Möglichkeiten des vorzeitigen Eintiitts hi den 
Ruliestand w^hd die Zahl der jälirlkhen Versorgrmgszu- 
gänge (siehe Übersicht 1 8) nicht niu gerhigfägig beein- 
flusst. Dies zeigt sich an den Gründen des Ruhestandein- 
tritts. hl den ehizelnen Beschäftigungsbereichen 
luiterscheiden sich die Anteile an den Gründen der Ruhe- 
standsversetzungen nicht unerheblich, (siehe Über- 
sicht 1 14 imd Abbildimg 1 5). 


Die Eotwicklimg der Zahl der Beamten, Richter und Benrfesoldaten 
des Bundes ist im statistischen Anhang m der Tabelle 1 daigestellt. 
Die Altersjahrgäng^ und Altersgn^jpen sind aus den Tabellen 2.3 
und 2.4 ersichthch. 

Übersicht I 8 


3.1 Neuzugänge zum Versorgungssystem in 
2010 

Die Zugangsrate bei den Ruhegehalts enipföngem hisge- 
saint ist gegenüber 2006 (1,9 Piozent)^^ um 0,3 Piozent- 
punkte luid gegenüber 2009 (2,1 Piozent) um 0,1 Pro- 
zentpiuikte gestiegen und hegt in 2010 bei 2,2 Piozent 
(siehe Übersicht 1 9). 

Im umnittelbaien Bimdesbereich ist die Zugangsrate iiis- 
gesamt lückläufig. Lag sie 2006 noch bei 3,3 Prozent, 
ging sie in 2009 auf 3,1 Prozent und hi 2010 auf 2,9 Pro- 
zent zuiück. 

Der höchste Zuwachs ist bei den Beamten im Bereich der 
ehemahgen Deutschen Bundespost zu verzeichnen. Die 
Zugangsrate ist hier von 2,2 Prozent hi 2006, auf 2,6 Pro- 
zent in 2009 bzw^ auf 2,8 Prozent hi 2010 gestiegen. 

Im Bereich der Beamten der eheinaligen Deutschen Balm 
hat sich die Zugangsrate gegenüber 2009 um 0,2 Piozent- 
punkte erhöht, bei den Benifssoldaten ist sie demgegen- 
über mit 2,6 Piozent konstant geblieben (siehe Über- 
sicht 1 9). 


Siehe hierzu Viertjer Versorgungsbericht der Bundesregierung vom 
21. April 2009, Bundestagsdrucksache 16/12660, Erster Teil Ab- 
schnitt I, Unterabschnitt 3. 


Enhvic klung dci' Verso rgungszugänge heim Bund 
nach ßeschäftigungsberekhen von 1999 Ms 2010 



Beamte 

Berufs- 

soldaten 


unmittel- 



mittel- 

Bund 

insgesamt 

Jahr 

und 

Richter 

G131 

barer Bun- 
desbereich 

Bahn 

Post 

barer Bun- 
desdienst 


inl 000^ 

1999 

2,7 

1,0 

- 

3,6 

7,8 

184 

0,5 

29,9 

2000 

2,8 

1,6 

- 

4,5 

7,0 

163 

0,8 

28,5 

2001 

2,5 

2,1 

- 

4,6 

3,8 

93 

0,7 

18,3 

2002 

2,2 

1,9 

- 

4,1 

2,8 

5,6 

0,7 

13,1 

2003 

2,3 

2,4 

- 

4,7 

2,9 

43 

0,6 

12,5 

2004 

2,5 

2,4 

- 

4,9 

3,0 

4,2 

0,7 

12,8 

2005 

2,6 

2,5 

- 

5,1 

3,1 

4,2 

0,8 

13,2 

2006 

2,9 

2,6 

- 

5,5 

1,1 

5,9 

0,8 

13,4 

2007 

2,8 

2,3 

- 

5,1 

1,1 

6,9 

0,8 

13,9 

2008 

3,0 

2,3 

- 

5,4 

1,1 

7,0 

0,9 

14,3 

2009 

3,0 

2,3 

- 

5,3 

1,1 

7,0 

0,9 

14,4 

2010 

2,8 

2,3 

- 

5,1 

1,1 

7,8 

0,8 

14,8 


* Abweichung^ in der Summe durch Rundungsdifferenzen. 
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Abbildung I 5 


Enhvickluiig der Zahl der Versorgungszugänge beim Bund nach Beschäftigungsbereicheu 

von 1999 bis 2010 


S 



1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 


- B eaii ite/Ri cl i tei 


‘'Benifssoldateii 
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mittelbarer Buiiclesclieiist 


Übersicht I 9 


Zugangsraten 2009 und 2010 bei den Ruhegehalts emp langem des Bundes 
ohne mittelbaren Bundesbereich 
nach Beschäftigungsbereichen 


Beschäftigungsbereich 

Bestand 

zum 

1.1.2009 

Zugänge 
in 2009 

Zugangs- 

rate 

der 

Neupensio- 
näre in 
2009 

Bestand 

zum 

1.1.2010 

Zugänge 
in 2010 

Zugangs- 

rate 

der 

Neupensio- 
näre in 
2010 

in 1 000 

in % 

in 1 000" 

in % 

immittelbaiei Bimdesbeieich 







- Beamte imd Richter 

83,4 

3,0 

3,6 

84,5 

2,8 

3,3 

- Bemfssoldaten 

89,1 

2,3 

2,6 

89,2 

2,3 

2,6 

gesamt 

172,5 

5,3 

3.1 

173,7 

5,1 

2,9 

Balm 

199,3 

1,1 

0,5 

192,7 

1,1 

0,6 

Post 

273,0 

7,0 

2,6 

273,9 

7,8 

2,8 

insgesamt 

644,8 

13,4 

2.1 

640,3 

13,9 

2.2 


* Abweichung^ in der Summe durch Rundungsdifferenzen. 


Drucksache 17/13590 


-34- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


3.2 Anzahl der Pensionierungen wegen 
Dienstunfähigkeit nicht gestiegen 

Die Zalü der Ruliestandsveisetziuigen wegen Dienstiinfö- 
higkeit ist seit 1999 kontinuierlich gesunken und seit 
2003 konstant geblieben. Insoweit zeigen die von der 
Bimdesregienmg in den letzten Jahien getioffenen Maß- 
nalinien zin Eindänimung von Frühpensioniemngen Wir- 
kung. 

Erfolgten 1999 iin unmittelbaren Bundesbereicli nuid 
32 Prozent {nuid 1 100 Fälle)^ aller Ruhestandsverset- 
zungen wegen Dienstunfahigkeit, waren es in 2010 niu' 
noch 9,8 Piozent (mnd 500 Fälle). Nach 2002 blieb die 
Zahl der Versetzungen in den Ruhestand wiegen Dienstun- 
fahigkeit nahezu konstant. Aufgrimd der sich jährlich 
verändernden Zahl der Rullestandsversetzungen fiel der 
jährliche Anteil der Ruhestands eintiitte wegen Dienstiui- 
fahigkeit an allen Ruhestandsversetzungen allerdings im- 
terscliiedlich hoch aus. Er schwankte zwischen 9,8 Pio- 
zent und 6,7 Piozent (siehe Übersicht 1 10). 

In den einzehien Beschäftigimgsber eichen ist die Zahl 
luid der Anteil der Zumihesetzungen wegen Dienstunfii- 
higkeit unterscliiedlich hoch, hi 2010 sind itn unmittelba- 
ren Bimdesbereich 456 Beamte wegen DienstunMiigkeit 
(9,8 R’ozent) in den Ruhestand getreten. 


^ Die Zahl imd die Gründe der Versorgiingszugänge sind im statisti- 
schen Anhan g in den ThbeUen 6.1 . und 18.1. daigesteUt. 


Im Bereich der ehemaligen Deutschen Bundesbalin sind 
von knapp 1 100 Ziuiuhesetzungen^^ 687 Beamte wegen 
Dienstunfiihigkeit in den Ruhestand versetzt worden. Das 
entspricht einem Anteil von 63,3 Prozent (siehe Über- 
sicht! 11). 2000 wuren dies noch 94,9 Prozent. Danach 
ging der Anteil konespondierend mit den Ruliestandsver- 
setzungen aufgnmd einer Voiiuhestandsregelung bis auf 

19.4 Piozent zurück. Nach Auslaufen der Vorruhestands- 
regehmg stieg er erneut an, ist jedoch seit 2006 bei 
gleichbleibender Zahl der Ziuxuliesetzimgen stetig gesun- 
ken (siehe Übersicht 1 14). 

hn Bereich der Deutschen Bundespost sind in 2010 nmd 
7 800 Beamte in den Ruliestand versetzt w^orden. Davon 
2 238 wegen Dienstunlahigkeit. Das entspricht einem 
Anteil von 28,8 Prozent, hn Jalu 2000 wuren das noch 

80.4 Piozent (siehe Übersicht 1 11). Der Rückgang der 
Zumihesetzungen wegen Dienstiuifähigkeit im Bereich 
der Deutschen Bundespost konespondieit mit der in 2006 
eingeführten Vomihestandsregelung, die bis zum Ende 
des Jahres 2012 befiistet ist. So erfolgten seit 2006 je- 
weils zwischen 40 bis 60 Rozent der Zumihesetzungen 
aufgrund dieser Vomihestandsregehmg. Entsprechend ge- 
ringer fielen die Ruhestandsversetzungen wiegen Dienst- 
iuifähigkeit aus (siehe Übersicht 1 14). 


Die Zahl und die Gründe der Versorgungszugänge sind im statisti- 
schen Anhang in den TabeUen 6.1. und 18.1. daigesteUt. 


Übersicht I 1 0 


EnBvicklung der Zahl der Zui ruhesetzungen wegen Dienstunfahigkeit 
im unmittelbaren Bundesberekh von 1999 Ms 2010 


im Jahr 

Die nstu nfa higkeit 

in 

1 000 

% 

1999 

1,1 

3i,7 

2000 

1,2 

26,2 

2001 

0,9 

18,8 

2002 

0,5 

13,3 

2003 

0,4 

9,1 

2004 

0,4 

7.9 

2005 

0,4 

8,8 

2006 

0,4 

6,7 

2007 

0,4 

8,4 

2008 

0,4 

7.0 

2009 

0,5 

8,5 

2010 

0,5 

9,8 
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Übersicht I 1 1 

Änzfihl und Anteil der Ruliestundsvei setzungen wegeu Dienstunfsihigkeit 
beim Bund in 2000 und 2010 


Beschäftigungsbereich 

2000 

2010 

Anzahl 

in % 

Anzahl 

in % 

uiunittelbarer Bundesbereich 





- Beamte imd Richter 

1 104 

39,1 

456 

16,5 

- Benifssoldateii 

66 

4,0 

43 

1,9 

gesamt 

1 170 

26,2 

499 

9,8 

Balm 

6 640 

94,9 

687 

63,3 

Post 

13 078 

80,4 

2 238 

28,8 

mittelbarer Bimdesdienst 

441 

58,0 

248 

30,3 


3.3 Gründe des Ausscheidens wegen 
Dienstunfähigkeit unverändert 

Die Gründe der DienstiuiMdgkeit werden seit 2003 jälir- 
lich erhoben. Hier zeigen sich geschlechtsspeziüsche Un- 
terscliiede. In den Jalnen 2007 bis 2010 waren sowohl bei 
den Männern als auch bei den Frauen in allen Beschäfti- 
gungsbereichen psychische und psychosomatische Er- 


kiankungen sowie Verhaltens stöiimgen die häufigsten 
Ursachen fiu den Ruhestandseintritt wegen Dienstunfa- 
higkeit. Daneben waren Krankheiten des Muskel-Skelett- 
Systems, des Nerv^ensysteins und des Kreislaufsystems 
sowie Neubildimgen und Stoffo^echselerkrankungen häu- 
fige Ursachen für den Ruhestandseinti'itt (siehe Über- 
sicht 1 12). 


Übersicht 112 

Gründe der Dienstunfühigkeit beim Bund in deu Jahren 2007 bis 2010 



Unmittelbarer Bnndesbereich 

Gründe der Dienstunfähigkeit 

2007 

2008 

2009 

2010 

M 

F 

M 

F 

M 

F 

M 

F 


Anteil in 

Psycliische/psychosomatische Erkiankimgen 
imd Verlialtensstönmgeii 

51 

60 

52 

60 

54 

62 

50 

66 

Kianklieiten des Neiwiisystems 

13 

12 

U 

9 

10 

14 

13 

8 

Kiaiikheiten des Muskel-Skelett-Systenis 

13 

9 

18 

15 

17 

12 

19 

13 

Ki anklieiten des Ki eislaufsystenis 

12 

4 

7 

2 

7 

2 

8 

I 

Neubildimgen 

I 

7 

3 

7 

2 

5 

2 

5 

Stofftv'echselerki’ankimgen 

3 

I 

3 

I 

2 

I 

2 

2 

andere Krankheiten 

7 

7 

6 

6 

8 

5 

6 

5 

insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


* Abweichung^ in der Summe durch Rundungsdifferenzen. 
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Bahn 


2007 

2008 

2009 

2010 

Gründe der Dienstunfühigkeit 

M 

F 

M 

F 

M 

F 

M 

F 


Anteil in 

Psychische/psychosomatische Erkrankimgen 
imd Verhaltensstönmgen 

36 

64 

40 

73 

39 

67 

43 

73 

Kianklieiten des Neiwensystems 

10 

13 

II 

5 

9 

8 

10 

5 

Kiankheiten des Muskel-Skelett-Systems 

23 

13 

20 

8 

18 

16 

18 

12 

Ki anklieiten des Ki eislaufsystems 

15 

2 

15 

4 

16 

I 

14 

5 

Neubildungen 

3 

5 

3 

4 

6 

4 

5 

2 

Stofftvechselerkiankimgen 

3 

I 

3 

- 

4 

- 

4 

- 

andere Krankheiten 

9 

2 

8 

8 

8 

4 

6 

2 

insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 



Post 

Gründe der Dienstunfahigkeit 

2007 

2008 

2009 

2010 

M 

F 

M 

F 

M 

F 

M 

F 


Anteil in %" 

Psychische/psychosomatische Erkrankimgen 
und Verhaltensstönmgen 

35 

60 

38 

63 

36 

56 

35 

59 

Ki anklieiten des Neiwensystems 

7 

6 

7 

7 

7 

8 

4 

7 

Kiankheiten des Muskel-Skelett-Systems 

39 

26 

40 

24 

41 

28 

45 

28 

Kianklieiten des Kieislaufsystems 

8 

I 

6 

I 

6 

2 

6 

I 

Neubildungen 

3 

2 

3 

I 

3 

I 

4 

3 

Stoffivechselerki’ankimgen 

2 

0 

I 

I 

I 

0 

I 

I 

andere Krankheiten 

6 

4 

5 

4 

6 

4 

5 

2 

insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


M = Mäimer; F = Frauen 

* Abweichung^ in der Summe durdi Rundungsdifferenzen. 


3.4 Mehr Neupensionäre erreichen die 
gesetzliche Altersgrenze 

Ini Jahi- 2010 \\wden iiii unmittelbaren Bundesbeieich 
insgesamt 5 095 Beamte, Richter luid Bemfssoldaten in 
den Ruhestand versetzt. Der Anteil der Pensionäre, die 
2010 mit dem Eneiclien der gesetzlichen Altersgrenze 
von 65 Jahien aus dem aktiven Dienst ausschieden, be- 
mig 25,2 Prozent (1 286). 1999 waren dies noch 
10,3 Prozent (373)^®. Gegentiber 2009"^^ ist jedoch ein 
leichter Rückgang zu verzeichnen. 


^ Siehe Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6.1 , Finanzen und 
Steuern, VeTsorgungsenq)&ng^rstatistik des öflfenÜichen Dienstes 2000. 
Siehe Statistisches Bundesamt: Fachserie 14 Reihe 6.1 , Finanzen und 
Steuern, Versorgungsenq>föngerstatistik 2010. 


Die Möglichkeit ab 63 Jahien auf Anüag unter Hhi- 
nahme von Pensionsabschlägen hi den Ruliestand zu tie- 
ten, nutzten im Jahr 2010 nmd 5,6 Piozent der Neupen- 
sionäre. Der Anteil der Zunuhesetzungen mit 60 Jahren 
auf Antrag wegen Schwerbehmdemng lag bei nmd 
4 Prozent. Rund 50,2 Piozent der Pensionienmgen m 
2010 entfielen auf Vollzugsbeamte und Benifssoldaten, 
die eine vorgezogene Regelaltersgrenze (besondere Al- 
tersgrenze ffir Berufssoldaten und Beamte der Bimdes- 
polizei) eneicht hatten. Insgesamt schieden somit 
85 Piozent der Neupensionäre wegen Erreichens der fiir 
sie geltenden Atersgrenze aus dem aktiven Dienst aus 
(siehe Übersicht 113 und Abbildung 1 7). hi 1999 waren 
es mu nmd 59 Piozent (siehe Abbildimg 1 6). 
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Anteil der Ruhestandsvei setzungen wegen Eri eichens einei' Altersgrenze 
im unmittelbaren Bnndesbereich in 2010 


Grund 

2010 

des Rnhestandseintritts 

Anzahl 

in % 

Regelaltersgienze 

1 286 

25,2 

Besondere Altersgienze 

2 556 

50,2 

Anüagsaltersgrenze 63. LJ. 

284 

5,6 

Anüagsaltersgrenze 60. LJ. 

205 

^.0 

Erreichen einer Altersgr enze insgesamt 

4 331 

85,0 

Neuzugänge insgesamt 

5 095 

WO 


Abbildung I 6 


Yersoi'gnngszngänge nach Gründen des Rnhestandseintritts im nnmittelbai en Bnndesbereich 

in 1999 lind 2010 



■ 1999 


2010 


Bei iiäherei Betiachtimg des Rnhestandseintrittsverhal- 
tens in den einzebieii Beschäftigungsbereichen wird 
deutlich, dass in allen BeschäftigungsbereicheiL mit 
Ausnalmie der Bereiche der ehemaligen Deutschen Bun- 
despost mid der ehemaligen Deutschen Balm, das Aus- 
scheidens aus dem aktiven Dienst überwiegend wegen 
Eiieichens einer Altersgienze eifolgte. 


Bei den Beamten und Richtern gilt dies für 82,8 Prozent, 
bei den Bemfssoldaten für 87,6 Piozent und im Bereich 
des mittelbaren Biuidesdienstes für 64,1 Piozent. 

Im Bereich der ehemaligen Deutschen Balm waien es le- 
dighch 36,7 Piozent tmd im Bereich der ehemaligen Deut- 
schen Bimdespost 12,1 Piozent. Trotzdem haben sich 
auch hier die Anteile seit 2002 ständig erhöht (siehe Über- 
sicht 1 14). 
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Anteil der Ruiiestandsyersetzungen an den Zngängen beim Bund 
nach Gründen des Ruhestands eintritts von 2002 bis 2010 


Grund des 
Ruhestandseintritts 

im Jahi' 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

in 

Beamte und Richter 

Dienstiinföliigkeit 

22 J 

17,3 

14.1 

15,5 

118 

13,9 

11,6 

13,3 

16,5 

Erreichen einer Altersgi enze 

77 J 

81,9 

85,6 

84,4 

86,5 

85,9 

88,1 

86,6 

82,8 

sonstige Griinde** 

0.2 

0,8 

0,3 

0.2 

1.7 

0,2 

0,3 

0.1 

0,8 

Berufssoldaten 

Dienstiinföliigkeit 

2.5 

1.3 

1.6 

1,8 

1,1 

1,8 

1.0 

2.1 

1,9 

En eichen einer Altersgi enze 

76,5 

77,2 

80,5 

81,5 

78,6 

82,3 

84,8 

84,2 

87,6 

sonstige Griinde** 

20,9 

21.5 

17,9 

16,8 

20,3 

15,9 

14.2 

13,7 

10,5 

Bahn 

Dienstiinfaliigkeit 

60,4 

27,7 

19,4 

23,6 

69,2 

76,1 

71,5 

64,9 

63,3 

Eneichen einer Altersgi enze 

6,8 

6.7 

8,0 

8,5 

24,5 

23,9 

28,5 

35,1 

36,7 

sonstige Griinde** 

32,8 

65,7 

72,6 

67,9 

6,2 

- 

- 

- 

- 

Post 

Dienstiinfaliigkeit 

96,3 

93,3 

94,6 

90,} 

51,8 

41,5 

45,2 

42,8 

28,8 

Eneichen einer Altersgi enze 

3.4 

4.9 

5,3 

9,8 

7,1 

6,5 

8J 

8.7 

12,1 

sonstige Griinde** 

0,3 

1.7 

0.2 

0.2 

41,1 

52,0 

46,7 

48,5 

59,1 

Mittelbarer Bundes dien st 

Dienstiinfaliigkeit 

45,0 

34,6 

32.4 

32,3 

28,0 

27,3 

27,3 

26,8 

30,3 

Eneichen einer Altersgi enze 

54,8 

65,4 

66,9 

67^4 

71,9 

72,7 

70,4 

68,8 

64,1 

sonstige Griinde** 

0.2 

- 

0.7 

0,4 

0,1 

- 

2 3 

4.4 

5,6 


* Abweichung^ in der Sunune durcli Rundungsdifferenzen. 
** EmschüeßUch Vomihestandsregehing 


Abbildung 1 7 


Anteile der Ruhestandversetzungen beim Bund nach Gründen des Ruhestands einti itts in 2010 
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3.5 Bedeutung von Vorruhestandsregelungen 
insgesamt rückläufig 

Vomihestaiidsiegelmigen gab es 2010 mir noch bei den 
Benifs Soldaten und ini Bereich der ehemaligen Deut- 
schen Bundespost. 

Für die Bemfssoldaten bildet das Erste Gesetz zm Ände- 
nmg des Personalaiipassnngsgesetzes vom 7. Dezem- 
ber 2007^® die Gnmdlage föi’ den Vomihestand. Es tiat 
am 13. Dezember 2007 in Kraft imd ist befdstet bis 2011. 
Die Zalü der Bemfssoldaten, die anf dieser Gnmdlage 
wäluend eines Jalues vorzeitig in den Rnhestand versetzt 
werden kömieiL hängt von den dafür- jährlich zur Verfü- 
gung stehenden Haiishaltsmittehi ab. hi 2010 i;v^uden 
nmd 240 Berufssoldaten aufgmnd dieser Regehmg in den 
Ruliestand versetzt."*^ 

Seit November 2006 gibt es mit dem Zweiten Gesetz zm- 
Ändenmg des Gesetzes zur Verbessemrig der personellen 
Stmktur beim Bmideseisenbahnvermögen und in den Un- 
ternehmen der Deutschen Bimdespost^® eine Vornihe- 
standsregehmg, die für den Bereich der ehemaligen Deut- 
schen Bimdespost noch bis Ende des Jahres 2012 befristet 
gewesen ist. Beamte bei den Post-Aktiengesellschaften 
kömien unter bestimmten Voraussetzimgen nach dieser 
Regehmg mit vollendetem 55. Lebensjaln in den Ruhe- 
stand üeten. Rimd 4 600 Beamte schieden aufgrund die- 
ser Von-uhestandsregelung in 2010 aus dem aktiven 
Dienst aus.^i 

4. Durchschnittliches Ruhestandseintritts- 
alter weiter gestiegen 

Das Dmchsclmittsalter bei Ruhestaridseiritritt ist seit 1999 
kontinuierhch gestiegen. Der leichte Rückgang des 


Erstes Gesetz zur Änderung des Personalanpassungsgesetzes vom 
7. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2807). 

Siehe statistischer Anhang ThbeUe 6. 1 . 

Zweites Gesetz zor Änderung des Gesetzes zur Verbesserung der per- 
sonellen Struktur beim Bundeseisenbahnvermögen und in den Unter- 
nehmen der Deutscten Bundespost vom 10. November 2006 (BGBL I 
S. 2589). 

51 Siehe statistischer Anhang ThbeUe 18.1. 


dui’chsclmittlichen Ruliestandseintrittsalters bei den Be- 
amten tmd Richtern ist demografrsch bedingt, da die ge- 
buitenschwachen Jahrgänge 1942 bis 1945 das Alter von 
65 Jaliren eireichten und eine überdurchschnittliche An- 
zahl von Beamten aiifgnmd des EiTeicheiis der Besonde- 
ren Altersgieiize mit Volleiidimg des 60. Lebensjahres in 
den Ruliestand getieten sind. 

Bei den Bemfssoldaten variiert die gesetzliche Alters- 
gienze je nach Dienstgiad und Beschäftigtmgsbereich in 
der Btmdesw^elir. Das durchschiiitthche Ruliestaiidsein- 
tiittsalters lag 2010 bei 53,9 Jalnen und ist seit 1999 ste- 
tig gestiegen {siehe Übersicht 1 15). 

In den übrigen Bereichen ist gleklifalls ein kontinuierh- 
cher Anstieg des Ruhestandseinti’ittsalters zu verzeich- 
nen. hii Bereich der ehemaligen Deutschen Bundesbalm 
ist das dnrchschnitthche Ruliestandseinti-ittsalter von 
56,4 Jahieii in 1999 auf 58,2 Jahren in 2010 angestiegen. 
Im Bereich der ehemaligen deutschen Bundespost sind 
die Beamten in 2010 mit durchschnittlich 55,3 Jalnen in 
den Rullgestand geüeten. Seit 1999 ist hier das durch- 
scluiitthche Rnhestandseintrittsalter um 3,5 Jahre gestie- 
gen. 

Im mittelbaren Btmdesdienst hatte sich das diuchschnitt- 
liche Ruhestandseinü-ittsaltei’ bis 2008 auf 61 Jahre ei- 
höht, ist jedoch seitdem wieder lückläufig (siehe Über- 
sicht 115). Dafiii- ist die seit 2006 stetige Ztmalime der 
Versetzungen in den Ruhestand mit Vei-sorgimgsabschlä- 
gen (Dienstunßihigkeit, Aiitragsaltersgi’enze) ui-säclilich 
(2006: 60,8 Piozent; 2010: 60,3 Piozeiit). 

Lauft)ahiiübergi’eifend ist festzustellen, dass das duich- 
sclinitthche Ruhestaiidseiiitiittsalter der Beamten und Be- 
nifssoldateii des höheren und gehobenen Dienstes, mit 
Ausnalmie der Beamten des gehobenen Dienstes im mit- 
telbaren Btmdesdienst, über dem diuchschnitthchen Ru- 
hestandseintrittsalter aller Beamten, Richter und Benifs- 
soldaten liegt, wählend die Beamten des mittleren imd 
einfachen Dienstes bedeutend früher in den Ruhestand 
treten. Am längsten im Dienst veibleiben die Beamten, 
Richter und Bemfssoldaten des höheren Dienstes (siehe 
Übersicht 1 16). 


Übersicht 115 

Durchschnittsalter bei Ruhestandsemtritt beim Bund in 1999 und von 2006 bis 2010 


Beschäftigungsbereich 

Durchschnittsalter in Jahren 

1999 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

mmiittelbarer Bimdesbereich 







- Beamte tmd Richter 

59,7 

62,6 

62,1 

62,6 

62,0 

61,6 

- Bemfssoldaten 

53,3 

53,4 

53,2 

53,5 

53,5 

53,9 

Balm 

56,4 

55,9 

56,0 

57,4 

58,2 

58,2 

Post 

51,8 

52,2 

53,1 

53,0 

53,6 

55,3 

mittelbarer Btmdesdienst 

58,0 

60,8 

60,9 

61,0 

60,9 

60,3 


Drucksache 17/13590 


-40- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Übersicht I 1 6 

Duiclisclinittsaltei' bei Ruliestandseinti itt beim Bund nach LaufbahngiTippen in 2010 


La ufb ahn gi'upp eu 

Durchschnittsalter in Jahi en 

höherer Dienst 

gehobener 

Dienst 

mittlerer/ 
einfacher Dienst 

insgesamt 

uinnittelbarer Bundesbereich 





- Beamte imd Richter 

64,0 

62,2 

60,1 

61,6 

- Benifssoldaten 

57,7 

54,1 

52,5 

53,9 

Balm 

64,5 

63,2 

56,2 

58,2 

Post 

59,2 

57,5 

54,6 

55,3 

mittelbarer Bimdesdienst 

63,5 

60,1 

57,7 

60,3 


5. Durchschnittliche Ruhegehaltssätze 
insgesamt rückläufig 

Der nach 40 Jalnen ndiegehaltfähigei Dienstzeit zu eiiei- 
chende Höchstiuhegehaltssatz ist seit 2003 von 75 Pro- 
zent auf 71J5R’ozent abgeseiikt worden. Dement- 
sprechend hat sich auch der duichschnittliche 
Rullegehaltssatz veiiingert. Dies ist auch darauf ziuiick- 
zufiihien, dass der Höchstniliegehaltssatz vor 1992 be- 
reits nach 35 Jahi en nihegehaltfähigei Dienstzeit erreicht 
winde. Besonders deuthch wird diese Entwicklung an 
den Unterschieden zwischen dem Bestand und den Zu- 
gängen. 2010 lag der durchschnittliche Ruliegehaltssatz 
bei den Beamten inid Richtern fih die Zugänge bei 
66,6 Piozent und fiu’ den Bestand bei 68,8 Prozent. Er ist 
damit füi’ die Zugänge gegenüber 1999 um 7 Piozent- 

Abbildung 1 8 


punkte mid für den Bestand lun 4,5 Piozentpunkte gefal- 
len (siehe Abbildung 8 und Übersicht 1 17). 

Im Bereich der Soldatenveisorgung lag der duichschnitt- 
liche Ruhegehaltssatz der Zugänge 2010 mit 68,7 Prozent 
{Bestand: 69,9 Prozent) höher als bei den Beamten und 
Richteiii, obwohl wegen der besonderen Altersgrenzen 
deutlich weniger Dienstzeiten geleistet werden. Ursäch- 
lich daflii' ist die in diesem Bereich nach Altersgrenzen 
gestaffelte Erhöhiuig des Ruhegehaltssatzes (§26 Ab- 
satz 2 bis 4 SVG), die dem Ausgleich von Nachteilen bei 
der Eneichung des Höchstnihegehaltssatzes aufgiund der 
besonderen Altersgrenzen dient. Jedoch waren auch hier 
die durchschnittlichen Ruhegehaltssätze sowohl für den 
Bestand als auch für die Zugänge in den letzten Jalnen 
rückläufig (siehe Übersicht 1 17). 


Entwicklung der (lurchschnittlichen Ruhegehaltssätze des Bestandes und der Zugänge 
bei den Beamten und Richtern des Bundes 
vom 1. Januar 1999 bis zum 1. Januar 2011 



1999 200r 2003 2005 2007 2009 2011 


— — — - Zugänge 


Be^itami 
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Entwicklung dei' durchschnittlichen Ruhegehaltssatze beim Bund nach Beschäftigungsbei eichen 

vom 1, Januar 1999 bis zum 1. Januar 2011 



Beamte, Richter 

Berufssoldaten 

Bahn 

Post 

mittelbaiei' 

Buudesdienst 

1. Jan. 

B" 

2- 

B" 

17^ 

B" 

17^ 

B" 

z- 


z- 


in % 

1999 

7SJ 

73,6 

73,9 

73,8 

72,5 

72,0 

71,6 

68 J 

72,5 

71,4 

2000 

73J 

72,6 

73,9 

68,5 

72,5 

71,2 

71,3 

68,5 

72,3 

70,7 

2002 

73J 

71,9 

73,9 

73,1 

72,3 

70,3 

70,6 

63,6 

71,8 

69,7 

2004 

73,0 

72,1 

73,7 

71,9 

72,5 

72,1 

69,9 

61,3 

71,4 

70,4 

2006 

72,9 

71,6 

73,5 

71,7 

72,3 

72,1 

69,4 

63,3 

71,0 

69,9 

2007 

72,8 

70,1 

73,4 

71,6 

72,2 

70,8 

69,2 

66,0 

70,9 

69,4 

2008 

72,6 

69,9 

73,6 

71,8 

72,2 

71,6 

69,0 

67,0 

70,7 

69,4 

2009 

72,4 

69,4 

73,7 

72,4 

72,1 

72,1 

68,9 

66,4 

70,6 

69,3 

2010 

72,2 

69,} 

73,4 

71,3 

72,0 

71,9 

68,7 

66,2 

70,5 

68,8 

20111 

68,8 

66,6 

69,9 

68,7 

68,9 

69,2 

65,6 

64,0 

67,3 

65,2 


B = Bestand; Z = Zugänge. 

* Stichtag: 1. Januar. 

** Im Votj ahr und Berichtsmonat J anuan 

^ 2011 Ahsenkung des Höchstmhegehaltssatzes von 75 Prozent auf 71,75 Prozent. 


Die diirchscbiiittlicheii Riiliegehaltssätze imteischeiden 
sich nicht mir nach B es chähigiingsber eichen, sondern 
auch nach Gesclüecht und Lanfbahngnippe. Ruhegehalts- 
einpfänger erreichen regehnäßig höhere Rnhegehaltssätze 
als Rnhegehaltsempfängeriiinen (siehe Übersicht 1 18). 
Ursache dafür sind in erster Linie die unterschiedlichen 
Emerbsbiogiafien von Mämiem und Frauen, da sich die 
Rullegehaltssätze nach der Summe der nüiegehaltfähigen 
Dienstzeiten bemessen. Aber auch das Alter zum Zeit- 
punkt der Verbeamtiuig ist eine Bestmmimigsgi’öße, die 
sich auf die Höhe des en eichten Ruhegehaltssatzes aus- 
wkkt 

6. Durchschnittliche monatliche Ruhe- 
gehälter moderat angestiegen 

Die Höhe der duichschnittlichen monatlichen Ruhegehäl- 
ter hat sich von 2004 bis 2008 mu geringfügig geändert. 


Ursächlich dafüi' sind insbesondeie die Nullnmden in den 
Bezügeanpassimgen in den Jahieii 2005 bis 2007. 

Mit dem Einbau der Sonderzalilung, die bis daliin neben 
dein Ruhegehalt gezahlt müde, in die Grundgehaltsta- 
belle in 2009 sind die diuchscluiitthchen monatlichen Ru- 
hegehälter deutlich angestiegen und in den folgenden Jah- 
ren jedoch mir moderat (im Scluiitt um 10 Emo bis 
20 Euro) angewachsen. Lediglich bei den Berufssoldaten 
fiel die Erhöhmig von 2009 bis 2011 stärker aus (siehe 
Übersicht 1 19). 

Bei Betrachtung der monatlichen dmchsclinittlicheii Vei- 
sorgungsbezüge nach Laufbalmgiuppen föllt die Höhe der 
Versorgmigsbezüge nach Beschäftigimgsbereich imd Ver- 
sorgungart imterschiedlich aus. Von 2010 zu 2011 sind 
die Versorgungsbezüge jedoch laufbahiiübergi’eifend in 
allen Versorgungsarten mir geringfügig gestiegen (siehe 
Übersicht 1 20). 


Drucksache 17/13590 


-42- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Übersicht I 1 8 

Durchschnittliche Ruhegehnltssätze der Zugänge des Vorjahres beim Bund 
nach Beschäitigungsbereichen, Geschlecht und La ulb ahngrupp eu am 1* Januar 2011 


Geschlecht 

Dui'c hs c hnittlic he Ruh ege halt s s ätze 

höherer Dienst 

gehobener 

Dienst 

mittlerer/ 
einfacher Dienst 

insgesamt 

in % 


Beamte und Richter 

mäiinhcli 

68,8 

67,8 

67,2 

67,8 

weiblich 

58,9 

57,5 

49,3 

53,8 


Berufssoldaten 

Ziisaiiimeii 

66,0 

68,1 

69,6 

68,6 


Bahn 

mäiinhcli 

71,3 

71.1 

70,3 

70,6 

weiblich 

70,3 

60.3 

55,3 

56,5 


Post 

mäiinhcli 

66,5 

65,8 

68,2 

67,4 

weiblich 

63,0 

60,5 

56,6 

56,9 


mittelbaiei' Bundesdienst 

mäimhch 

68,6 

68,2 

69,0 

68,4 

weiblich 

61,9 

56,4 

59,8 

57,6 


Übersicht I 1 9 

Entwicklung der durchschnittlichen monatlichen Ruhegehälter beim Bund nach Beschäitigungsbereichen 

vom 1. Januar 2004 bis zum 1. Januar 2011 



am 1* Januar 

Beschäitigungsbereich 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

2011 


in Euro^ 

Umiiittelbarer Bmidesbereich 









- Beamte imd Richter 

2 520 

2 530 

2 520 

2 520 

2 510 

2 640 

2 670 

2 680 

- Benifssoldateii 

2 450 

2 480 

2 480 

2 480 

2 470 

2 550 

2 600 

2 640 

gesamt 

2 480 

2 500 

2 500 

2 500 

2 490 

2 590 

2 630 

2 660 

G131 

1 100 

1 100 

1 090 

1 060 

1 020 

1 110 

1 110 

1 100 

Balm 

1 760 

1 770 

1 770 

1 770 

1 760 

1 880 

1 900 

1 920 

Post 

1 680 

1 690 

1 690 

1 680 

1 690 

1 800 

1 820 

1 840 


gerundet 
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Übersicht I 20 

Durchschnittliche monatliche Versorgungsbezüge beim Bund nach BescbäitiguugsbereicbeUj 
Laufbabngruppeu und Verso rguugsart am 1. Januar 2010 und am 1. Januar 2011 


Beschäitiguugsbercich 

um 1* Juuuar 2010 

am 1* Januar 2011 

höherer 

Dienst 

gehobener 

Dienst 

mittlerer 

und 

einfacher 

Dienst 

höherer 

Dienst 

gehobener 

Dienst 

mittlerer 

und 

einfacher 

Dienst 

in Euro* 


Ruhegehalt 

Umnittelbarer Bimdesbereich 

3 840 

2 680 

1 980 

3 890 

2 700 

2 010 

G 131 

2 230 

1 390 

650 

2 220 

1 410 

650 

Balm 

3 990 

2 760 

1 730 

4 010 

2 780 

1 740 

Post 

3 770 

2 690 

1 640 

3 750 

2 710 

1 660 


Wit\veuA\ltwei'geld 

Uimiittelbarer Bimdesbereich 

2 340 

1 570 

1 110 

2 370 

1 590 

1 120 

G 131 

1 650 

1 000 

690 

1 650 

1 000 

710 

Balm 

2 360 

1 590 

960 

2 370 

1 610 

970 

Post 

2 290 

1 610 

910 

2 290 

1 620 

920 


Waisengeld 

Uimiittelbarer Bimdesbereich 

520 

360 

260 

530 

370 

270 

G 131 

720 

430 

370 

740 

430 

380 

Balm 

640 

430 

340 

650 

440 

350 

Post 

460 

340 

270 

480 

340 

270 


* gerandet 
** hier: ohneG 131 


7. Zahl der Ruhegehaltsempfänger mit 
Mindestversorgung gestiegen 

Ruhegehaltsempfanger mit IVBndesh ersorgung 

Rimd 12 Piozeiit der am 1. Januar 2011 voiliandeiien Rii- 
hegehaltsenipfäiigei des Bimdes erhielten eine amtsiuiab- 
hängige MindesU'ersorgimg in Höhe von 65 Piozent aus 
der Endstufe der Besoldungsgmppe A4 (§14 Ab- 
satz 4 Satz 2 BeamtVG). Die Gesamtzahl der Ruhege- 
haltsempfanger mit Mindestv^ei’sorgiuig ist seit 2007 von 
45 700 mn nuid 22 Piozent auf insgesamt 55 800 gestie- 
gen (siehe Übersicht 121). Dafür sind geringe mhegehalt- 
faliige Dienstzeiten, insbesondere auch in Verbindung mit 


den gesiuikenen Ruhegehaltssätzen, lusächhch. Die Ver- 
mindenuig der durchschnittlichen Ruhegehaltssätze be- 
nüit im Wesentlichen auf der Herabsetzung des Höchstni- 
hegehaltssatzes und der Veiminderung des jähilichen 
Steigenmgssatzes nach § 14 Absatz 1 BeamtVG/§ 26 Ab- 
satz 1 SVG/§ 97 SVG aufgnmd der Maßnalimen des 
§ 69e BeamtVG53 


52 Siehe Dritter Versoigungshencht der Bimdesregienmg vom 22. Jmii 
2005, Bundestagsdrocksache 15/5821, Teil A Abschnitt I, Unterab- 
schnitt 1.6. imd Ausführungen im Abschnitt O Unterabschnitt 3 die- 
ses Berichts. 
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Übersicht 121 

Zahl der Ruhegehaltsempfänger des Bundes mit Mindestversorgung 
am 1. Januar 2007 und am 1* Januar 2011 


Ruhegehaltsempfänger mit 

amts unabhängige Mindest\Trsorgung nach 
§ 14 Absatz 4 Satz 2 BeamtVG 

2007 

2011 

in 1 000 

Anteil in % 

in 1 000 

Anteii in % 

Umnittelbarer Bimdesberekh 

3,1 

0,7 

4,1 

0,9 

Balm 

6,3 

1.4 

7,2 

1.5 

Post 

35,9 

7.7 

43,9 

9,4 

Mittelbarer Bimdesdienst 

0,4 

0,1 

0,6 

0.1 

Ruhegehaltsempfänger insgesamt 

468,6 

100 

467,5 

100 


Ruhegehaltsempfangei' mit 

amtsabhängiger Mindestversorgung nach 
§ 14 Absatz 4 Satz 1 BeamtVG 

2007 

2011 

in 1 000 

Anteil in % 

in 1 000 

Anteil in % 

Uimiittelbarer Bimdesdienst 

0,1 

0,0 

0,3 

OJ 

Bahn 

- 

- 

- 

- 

Post 

0,0 

Öß 

0,1 

Öß 

Mittelbarer Bimdesdienst 

0,0 

Öß 

0,0 

Öß 

Ruhegehaltsempfänger insgesamt 

468,6 

100 

467,5 

100 


8. Versorgungsausgaben des Bundes stabil 

In den Jaliren 2006/2007 eneichte die Höhe der Versor- 
gimgsaiisgaben nach einem zwischenzeitlichen Anstieg 
wieder das Niveau von 1999. Seit 2007 stiegen die ge- 


samten Veisorgmigsausgaben des Bimdes von 
13,8 Mrd. Euro auf 14,6 Mrd. Euro im Jaln 2010. Trotz 
dieser Steigerung liegt die Höhe der Gesamn^ersorgimgs- 
ausgaben noch unter dem Niveau des Jalues 2002 (siehe 
Übersicht 1 22 und Abbildung I 9). 
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Abbildung I 9 


Entwicklung der Vers oigungs aus gaben des Bundes 
von 1999 bis 2010 



Entwicklung der Versoi gungsausgaben des Bundes nach Beschäitigungsbereicben 

von 1999 bis 2010 


Jahr 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

G131 

unmittel- 

barer 

Bundes- 

bereich 

Bahn^^ 

Post^^ 

mittelba- 

rer 

Bundes- 

dienst 

Bund 

insgesamt 


in Mrd* Euro*^ 

1999 

1,8 

2,1 

0,9 

4,8 

4,1 

4,6 

0,3 

13,8 

2000 

1,9 

2,1 

0,8 

4,8 

4,1 

4,9 

0,3 

14.1 

2001 

2,0 

2,2 

0,7 

4,9 

4,2 

5,1 

0,3 

14,5 

2002 

2,0 

2,3 

0,7 

5,0 

4,2 

5,2 

0,4 

14,8 

2003 

2,1 

2,3 

0,6 

5,0 

4,2 

5,3 

0.4 

14,9 

2004 

2,0 

2,3 

0,5 

4.8 

4,0 

5,1 

0.4 

14,3 

2005 

2,1 

2,3 

0,5 

4,9 

3,9 

5,1 

0.4 

14,3 

2006 

2,1 

2,3 

0,4 

4.8 

3,7 

4,9 

0,4 

13,8 

2007 

2,1 

2,3 

0,4 

4.8 

3,6 

5,0 

0,4 

13,8 

2008 

2,2 

2,4 

0,3 

5,0 

3,7 

5.2 

0.4 

14,3 

2009 

2,3 

2,5 

0,3 

5.1 

3,7 

5.4 

0,5 

14,6 

2010 

2,4 

2,5 

0,2 

5.1 

3,5 

5,4 

0,5 

14,6 


* genmdet 

** Abweichmig^inderSimme dnrchRmMimigsdifferenzen 


53 Versoigengsausgabea werden nicht in vollem Umfeng ans Steuennitteln erbracht. Siehe dazu Unterabschnitt 8.1 und 8 .2. 
^ Versoigungsausgaben werden nicht in vollem Umfeng aus Steuennitteln erbracht. Siehe dazu Unterabschnitt 8.1 und 8 .2. 
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Eme differenzierende Ent\\dckluiig ist in den eiiizehien 
Beschäftigimgsbereichen zu veizeichnen. Geiingfiigig 
stiegen seit 1999 die Wisorgiuigausgaben bei den Beam- 
ten und Richtern, bei den BenifssoldateiL im mittelbai en 
Bundesdienst und im Bereich der ehemaligen Deutschen 
Biuidespost. 

In den Jahieii 2002 bis 2007 bheb die Höhe der Versor- 
gungsausgaben bei den Beamten, Richtern tmd Benifssol- 
daten konstant. Ab 2008 erhöhten sie sich jährlich duich- 
sclmitthch mn rund 0,1 Mid. Euro, Der stärkste Anstieg 
ist im Bereich der ehemaligen Deutschen Brmdespost zu 
veizeichnen. Behef sich die Höhe der Versoigrmgsausga- 
ben 1999 noch auf 4,6 Mrd. Euro jähihch, waren es in 
2010 rund 5,4 Mid. Euro jährlich (siehe Übersicht 122 
imd Abbildimg 1 10). Ursächlich hierfür ist die stetige Zu- 
nalime der Zalü der Versorgungsempfangei, die mit dem, 
im Zusammenhang mit der Privatisienuig der ehemahgen 
Deutschen Brmdespost, einhergehende Personalabbau 
konespondieit. Die Ausgaben für- die Veisorgimg der 
Versorgungsempfangei rmd Hinteibliebenen nach dem 
G 131 rmd der ehemaligen Deutschen Bundesbalm sind 
seit 1999 riickläuEg. 

Mussten 1999 nach dem G 131 noch 0,9 Mrd. Euro jälir- 
lich für die Versorgimg aufgewandt werden, waren es in 
2010 nur noch 0,2 Mid. Euro. 

Im Bereich der Deutschen Brmdessbahn gingen im glei- 
chen Zeiti aum die Veisorgrmgsausgaben im Einklang mit 
dem Rückgang der Versorgruigsempfanger insgesamt rmi 


0,6Mi’d. Eruo ziuück (1999: 4,1 Mid. Eruo; 2010: 
3,5 Mi’d. Eruo). 

8.1 Besonderheiten bei der Finanzierung der 
Versorgungsausgaben im Bereich der 
Deutschen Bundesbahn 

Für die der Deutschen Balm AG zugewdesenen hzw. zu 
du- berulaubten Beamten des Bimdeseisenbalmveimögens 
beteihgt sich die Deutschen Balm AG an den späteren 
Versorgungslasten. Sie leistet gegenüber dem BEV füi' 
die üir zugewiesenen Beamten Zalilungen in Höhe der 
AufÄ^endimgen, die sie füi' Arbeitsleistimgen vergleichba- 
rer neu eingestellter Arbeitneluner rmtei Einbeziehimg 
der Aibeitgeberanteile zur gesetzlichen Sozialveisiche- 
nmg sowie der betrieblichen Altersversorgung erbringt 
bzw\ hätte erbringen müssen (§ 21 Abs. 1 Satz 1 
DBGrG).^5 Ym die zur Deutschen Balm AG beurlaubten 
Beamten zahlt diese dem BEV einen Zuschlag in Höhe 
des Betiages, den sie ohne die Eiteüung eines Gewälu- 
leistimgsbescheides an Sozialversichenuigsbeiträgen füi' 
eine Gesamt\"ersorgimg (Arbeitnehmer- und Arbeitgeber- 
anteil zur gesetzlichen Rentenversicheinng imd Beitiag 
zur betrieblichen Altersversorgimg) zu leisten hätte 
(§ 21 Absatz 3 DBGrG). 


Deutsche Bahn Gründungsgesetzes - DBGrG — vom 27. Dezember 
1993 (BGBL I S. 2378, 2386, (1994, 2439)), zuletzt geändert durch 
Artikel 307 der Verordnung vom 31. Oktober 2006 (BGBl. I 
S. 2307). 


Abbildung 110 

Entwicklung der Yersoi sungsausenben des Bundes nach Beschäftigungsbei eichen 

von 1999 bis 2010 
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Übersicht I 23 


Anteile der Deutschen Bahn AG im Rahmen dei' Personalkostenei stattung nach § 21 Absatz 1 DBGi G und 
bereinigte Anteile^ l eduziert auf die enthaltenen versoi gungsanalogen Komponenten 

von 1999 bis 2010 


Jahr 

Anteile" 

bereinigte Anteile"" 

in Mio. Euro 

in Mio* Euro 

1999 

386,6 

194,0 

2000 

353,3 

175,7 

2001 

334,3 

161,8 

2002 

324,8 

156,8 

2003 

324,2 

154,9 

2004 

308,6 

143,6 

2005 

281,3 

131,9 

2006 

271,8 

130,2 

2007 

252,8 

129,5 

2008 

265,9 

135,7 

2009 

265,2 

134,4 

2010 

256,8 

132,2 

insgesamt 

3 625,6 

1 780,7 


* Diese Erstattuugssummen beinhalteii den Arbeitgeberanteil zur gesetzlichen Sozialversicherung (Renten-, Arbeitslosen-, Kranken- und Pflege- 
versicherung) sowie für die betriebliche Altersversorgung, der im Rahmen des § 21 Abs. 1 DBGrG an das BEV erstattet wird. 

** Die Summen beinhalten die un Rahmen des § 21 Abs. 1 DBGrG von der DB AG an das BEV erstatteten Arbeitgeberanteile der versorgungsana- 
logen Komponenten der gesetzhchen Rentenversicherung sowie für die betriebhche Altersversorgung. 


Übersicht I 24 


An die BEV gezahlte Zuschläge nach 
§21 Absatz 3 DBGrG (Versorgungszuschlag) 
von 2000 bis 2010 


Jahr 

Summe 

in Mio. Euro 

2000 

29,0 

2001 

31,9 

2002 

35,4 

2003 

41,9 

2004 

43,5 

2005 

42,7 

2006 

41,2 

2007 

41,8 

2008 

41,4 

2009 

41,8 

2010 

41,2 


Die Erstattimgen der Deutschen Bahn AG fth die Versor- 
gung der bei ihnen beschäftigten Beamten beliefen sich 
seit 1999 auf lund 3 626 Mio. Emo bz^\ auf bereinigte 
Anteile in Höhe 

von lund 1 781 Mio. Emo (siehe Übersicht 1 23). Fm die 
zur’ Deutschen Balm AG beurlaubten Beamten v^auden 
dem BEV fiii- die Jahre 2000 bis 2010 die in der Über- 
sicht 1 24 angegebenen Leistungen (Versorgungszu- 
sclüäge) gezahlt. 

8.2 Besonderheiten bei der Finanzierung der 
Versorgungsausgaben für den Bereich der 
ehemaligen Deutschen Bundespost 

Zur Ebianzienmg der Aufgaben der Postbeamtenversor- 
gungskasse leisten die Post-Aktiengesellschaften (Deut- 
sche Post AG, Deutsche Postbank AG, Deutsche Telekom 
AG) gemäß dem Postpersonakechtsgesetz^® seit dem Jahi' 
2000 jähiliche Beiti’äge in Höhe von 33 Prozent der Bmt- 
tobezüge ihrer aktiven imd der fiktiven Bnittobeziige ih- 


^ Postpersonalrechtsgesetz vom 14. September 1994 (BGBl. I S. 2325, 
2353), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Neuordnung 
der Postbeamtenversoigungskasse vom 21. November 2012 (BGBl. I 
S. 2299). 
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rer nihegehaltfähig bemiaubteii Beamten an die Postbe- 
amtenveisorgimgskasse. Der Bund ist veipfhchtet, die 
Unters clüedsbeträ ge zwischen den laufenden Zahliuigs- 
veipflichtungen der Postbeamtenversoigungskasse aus 
Versorgungs- und Beilidfeleistimgen tmd den Beiträgen 
der Post-Aktiengesellschaften auszugleichen. 

Die Gesaintfinanzieiung der Versorgungs- und Beihüfe- 
leistimgen an die Versorgimgseinpfänger der ehemahgen 
Deutschen Bmidespost für’ den Zeitiaimi 2000 bis 2010 
durch den Bimd imd die Post-Aktiengesellschaften ist in 
Übersicht 1 25 dargestellt. Danach stieg der Anteil des 
Biuides von 0,2 hftd. Euro im Jaht 1996^^ auf 4,8 Mrd. 
Euro in 2004 imd auf 6,2 Mid. Euro in 2010. Durch die 
Verw^eitiuig des gi ößten Teils der Eordenuigen der Post- 
beamtenversorgimgskasse gegen die Post-Aktiengesell- 
schaften in den Jahren 2005 imd 2006 luid die Verblen- 
dung der Verb'ertimgserlöse ziu Finanzienmg der 
Versorgungs- imd Beihilfeleistimgen wurde der Biuides- 
haushalt in der Vergangenlieit entlastet. Die Versorgmigs- 
leistimgen sind jetzt überbdegend durch den Biuid zu fi- 
nanzieren (siehe Übersicht 1 25). 

9. Beihilfeausgaben für Versorgungs- 
empfänger des Bundes 

9.1 Absicherung der Versorgungsempfänger 
bei Krankheit und Pflegebedürftigkeit 

Der Dienstheri leistet anstelle des Aibeitgeberanteils zm 
gesetzlichen Kiankenversicheiung (GKV) dem Beamten 
luid seinen Angehörigen — auch nach Versetziuig in den 
Ruliestand — im Kranklieits- imd Pflegefall eine Beihilfe. 
Für Versorgungsemp&iger imd ihie berücksichtigimgsfa- 
higen Ehegatten beüägt der Bemessimgssatz 70 Piozent. 
Die in der Vergangenlieit in der GKV vorgenommenen 
Leistimgseinschränkiuigen sind weitestgehend biikimgs- 


^ Siehe Vierter Versoigungsbencht der Bundesregienmg vom 21 . April 
2009, Bundestagsdrücksache 16/12660, Zweiter Teif Abschnitt V, 
Unterabschnitt 3.2. 


gleich auf den Beiliilfebereich übeitragen worden. Die 
von der Beiliilfe nicht geüagenen Aufcendimgen müssen 
von den Beihilfeberechtigten selbst getragen werden, in 
der Regel duich eine ergänzende Krankenvei’sichenuig, 
die der Beamte auf eigene Kosten abschließt. 

Die private Kr ankenversicherung kennt im Gegensatz ziu 
GKV keine beitragsfteie Famüienversicheiimg. Die Ver- 
sichenmgsbeiüäge werden viehnehi' risikobezogen füi' 
jede einzehie Person berechnet imd erhoben, wobei der 
Beitiag ziu privaten Kranken- imd Pflegeversichenmg im 
Alter im Regelfall übeipropoilional steigt. Zudem sind in 
den letzten Jahien die Beiü’äge zur privaten Krankenver- 
sichenmg deutlich stärker angestiegen als diejenigen bei 
der GKV. Der ältere Beamte zahlt daher für sich und 
seine Famihemnitgheder nicht selten einen deutlich höhe- 
ren Beitiag, als ihn - vergleichbare - Arbeitnehmer für’ 
die GKV zahlen. 

Um das Risiko der Pflege abzusichem, sind Beamte so- 
wie Versorgmigsempfönger verpflichtet, eine private Pfle- 
geversichenmg abzuschließen. Deren Leistungen entspre- 
chen, gemeinsam mit den Leistungen der Beihilfe 
weitestgehend dem Leistimgskatalog der sozialen Pflege- 
versicheiung. Die Versorgimgsempfanger haben wie die 
Rentner der GRV ihien Beitrag ziu Pflegeveisicheiung in 
voller Höhe selbst zu hageii. 

9.2 Ausgaben für Versorgungempfänger bei 
Krankheit und Pflegebedürftigkeit 

Beihilfeausgaben fth Versorgungsempfanger’ w^erden als 
Teil der Versorgungsausgaben veranschlagt. Rechts- 
giundlage der Beihilfezalilimg ist die Fürsorgepfhcht des 
Dienstherm, die auch den Schutz der Beamten, Richter, 
Soldaten imd Versorgimgseinpfänger einschließlich ihier 
Familien in Kianklieits-, Geburts- imd Pflegefallen lun- 
fasst. 

Aufgiimd ihier ergänzenden Funktion erstattet der 
Dienstherr den Beihilfeberechtigten einen in Piozentsät- 


Übersicht I 25 


Finauzierimg der Versorgungs- und BeihiLreleistungen 
an die Versorgungsempfanger der ehemaligen Deutschen Bundespost 

von 2000 bis 2010 


Al t der Leistung 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

in Mrd. Euro 

Versorgimgsleistimgeii 

4,9 

5,1 

5,2 

5,3 

5,1 

5,1 

4,9 

5,0 

5,3 

5,4 

5,5 

Beiliilfeleistungen 

1,0 

1,1 

1,1 

1,2 

1,2 

Ü2 

1,3 

1,2 

1,3 

1,3 

1,4 

Gesamtleistimgen* 

5,9 

6,3 

6,4 

6,6 

6,3 

6,3 

6,3 

6,2 

6,6 

6,7 

6,8 

Uiiternelimeiisfinaiizienmg 

1,7 

1,6 

1,6 

Ü6 

1,6 

Ü6 

1,6 

1,6 

1,5 

1,4 

1,7 

Bimdesfmaiizienmg 

4,2 

4,6 

4,8 

5,0 

4,8 

0,0 

0,0 

0,3 

64 

6,3 

6,2 


* ohne Zufuhnmg zor Versorgungsrücklage 
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zeii festgelegteii Anteil der iiotiA^endigen luid angemesse- 
nen Kiaiiklieits-, Gebnrts- und Pflegekosten. 

Die Beihilfeausgaben beim Bund sind zvtischen 1999 und 
2006 mn 17,9 Rozent und ZTAisclien 2006 tmd 2010 um 
6, 1 Rozent gestiegen (siehe Übersicht 1 26). Ursächlich 
fth den zuletzt deutlich veiiingeiten Anstieg der Beihil- 
feausgaben sind die gumdlegenden Ändenmgen des Bei- 
hilferechts im Jalu 2001 und msbesondere die zum 1. Ja- 
nuar 2004 erfolgte lAirkimgsgleiche Übeitiagimg der 
Leistimgsverändeiimgen der gesetzhchen Kiankenversi- 
chenmg durch das Gesmidlieitsrnodenhsienuigsgesetz 
(GMG). Die entsprechenden Ändeiungen haben die So- 
zialeimichtimgen der ehemaligen Deutschen Bundesbahn 
imd der Postnachfolgermteiiiebmen in ihr Satzimgsrecht 
übernommen, so dass auch hier der Anstieg der Beühl- 
feausgaben veningeit werden komite. 

Damber liinaus trägt auch die abnehmende Zahl der Ver- 
sorgungsempfäriger des Bundes und der eheinahgen 
Deutschen Biuidesbabn dazu bei, dass die Beihilfeausga- 
ben fiii- diesen Personenkreis seit 2007 nur moderat ge- 
stiegen sind. 

In der Entwicklung der diuchscbnittlichen Beihilfeausga- 
ben je Versorgungsemp langer spiegelt sich dies nicht wi- 
der. Insgesamt sind die Durchs chnittsbeti’äge seit 2000 
kontinuierhch um rund 38 Rozent gestiegen (siehe Über- 
sicht 1 27). Ursache hierfür sind die allgemeine Kosten- 


entwickhmg im Gesimdlieitswesen sowie die erhöhte Le- 
bensemaitung luid das damit verbundene erhöhte 
Diuchsclmittsalter der \brsorgimgsempßinger. Naturge- 
mäß geht mit fortschreitendem Lebensalter eine erhöhte 
luid kostenintensivere hianspiuchnahme medizhiischer 
Leistimgen einher. Die Kostensteigerimg aufgnmd der 
demographischen Entwicklung ist allerdings kein spezifi- 
sches Roblem des Beühlfesystems, sondern erfasst aUe 
Bereiche der Krankenversichenmgen. 

In den einzehien Bereichen weichen die Duichscluiittsbe- 
ti’äge jedoch erheblich voneinander ab. 2010 betrugen die 
dui’chschnitthchen Beiliilfeausgaben je Veisorgimgsemp- 
fanger hn immittelbaien Bundesberekh 4 810 Eiuo, im 
Bereich der ehemaligen Deutschen Bundesbalm 
6 390 Euro und im Bereich der ehemaligen Deutschen 
Bmidespost 5 020 Emo (siehe Übersicht 1 27). Die höhe- 
ren Durchschnittsbeti'äge im Bereich der ehemaligen 
Deutschen Biuidesbabn sind msbesondere auf die Alters- 
stniktur der VersorgimgsempRnger zurückzufLilnen. 
39 Rozent der Versorgungsempfänger sind über 75 Jahre 
alt. Bei der eheinahgen Deutschen Bimdespost sind die 
höheren Dmchschnittsbeträge im Wesentlichen auf die 
deutlich höhere Anzahl der Ruhestandeintiitte wegen 
Dienstunfahigkeit zurückzufiihien. Während im lumuttel- 
baren Brmdesbereich in 2010 nuid 9,8 Rozent aber Zur- 
ruhesetzungen wegen Dienstunfahigkeit erfolgten, w^aren 
es im Bereich der ehemaligen Deutschen Bundesbalm 


Übersicht I 26 


Entwicklung der Beihilfeausgnben füi' Versorgunesempfänger des Bundes 

von 1999 Ms 2010 


Jahr 

Bund insgesamt^ 

unmittelbarei' 

Bundesbereich*" 

Bahn 

Post 

in Mrd. Euro 

1999 

2,8 

0.7 

1,1 

1,0 

2000 

2,8 

0,7 

1,1 

1,0 

2001 

3,0 

0,7 

1,2 

1,1 

2002 

3,1 

0,8 

1,2 

1,1 

2003 

3,2 

0,8 

1,2 

1,2 

2004 

3,2 

0,8 

1,2 

1,2 

2005 

3,2 

0,8 

1,2 

1,2 

2006 

3,3 

0,8 

1,2 

1,3 

2007 

3,3 

0,8 

1,2 

1,2 

2008 

3,4 

0,9 

1,2 

1,3 

2009 

3,5 

0,9 

1,2 

1,3 

2010 

3,5 

0,9 

1,2 

1,4 


* ohne nuttelbanen Bundesdienst 

** Beamte, Richter und Beiufssoldaten emschheßhch G 13 1 
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Übersicht I 27 

Entwicklung der dui chschnittlichen Beihilfeausgaben je Vei sorgungsempianger des Bundes 

von 1999 bis 2010 


Jahr 

Bund 

insgesamt^ 

Index 
2000 = 100 

unmittel- 

barer 

Bundes- 

bereicb*^ 

Index 
2000 = 100 

Bahn 

Index 
2000 = 100 

Post 

Index 
2000 = 100 


in Euro 

1999 

3 730 

96 

2 860 

95 

4 470 

95 

3 790 

98 

2000 

3 890 

100 

3 020 

100 

4 700 

100 

3 880 

100 

2001 

4 130 

106 

3 310 

110 

4 930 

105 

4 090 

105 

2002 

4 300 

111 

3 540 

117 

5 160 

110 

4 160 

107 

2003 

4 490 

115 

3 720 

123 

5 270 

112 

4 440 

114 

2004 

4 510 

116 

3 850 

128 

5 330 

113 

4 340 

112 

2005 

4 550 

117 

3 920 

130 

5 320 

113 

4 400 

113 

2006 

4 850 

125 

4 070 

135 

5 500 

117 

4 910 

126 

2007 

4 770 

123 

4 160 

138 

5 720 

122 

4 500 

116 

2008 

4 970 

128 

4 460 

148 

5 910 

126 

4 650 

120 

2009 

5 210 

134 

4 640 

154 

6 190 

132 

4 930 

127 

2010 

5 350 

138 

4 810 

160 

6 390 

136 

5 020 

129 


* ohne nuttelbaren Bundesdienst 

** Beamte, Richter und Berufssoldaten emschheßhch G 13 1 


nuid 633 Piozent und iin Bereich der eheniahgen Deut- 
schen Bmidespost nind 28,8 Rozent. Auch ist zu beriick- 
sichtigen, dass in diesen Bereichen eine größere Anzahl 
von Bediensteten wälnend der aktiven Dienstzeit köiper- 
lich anshengendere Arbeiten veiiichtet hat, als im unmit- 
telbaren Bundesberekh und iin Alter zunehmend kiank- 
heitsbedingte Kosten daraus entstehen. 

IV. Vorausberechnung der Versorgungsaus- 
gaben des Bundes- Versorgungsaus- 
gaben im Verhältnis zur gesamtwirt- 
schaft-lichen Entwicklung und zu 
den Steuereinnahmen des Bundes 

1 . Vorausberechnung 

1.1 Methodik und Annahmen 

Die Vorausberechinmg der Veisorgungsausgaben bis zum 
Jaln 2050 basiert auf einer Modelhechniuig, der das Da- 
tenmaterial der 

— Vei’sorguiigsempfaiigeistatistik zum 1 . Januar 2011 
imd der 

— PersonalstandstatistLk zum 30. Juni 2010 

zugnuide liegt. Die Modelhechniuig bildet die Entv^dck- 
hmg des Bestandes der Versorgimgsberechtigten nach Al- 


tersjalu’gängen iin Vorausberechnuiigszeiti’amn ab luid ei- 
niittelt imter Beriicksichtigimg der Bezügeentv^dcklung 
die künftig zu emailenden Versorgungsausgaben in diei 
Varianten. 

Für die Schätzmig der zukünftigen Zugänge zum beam- 
temechtlichen Alterssichenmgs System im Bundesbereich 
waude der Bestand der am 30. Jmii2010 vorhandenen 
Aktiven für den Berechinmgszeitraum foitgesclirieben. 
Die Berechniuig der Entwicklung der Versorgungsausga- 
ben erfolgte auf Basis der Versorgungsleistungen im Mo- 
nat Januar 2011 mid der Fortschieibung des Bestandes 
der Versorgimgsberechtigten. Die Modelhechnimgen be- 
rücksichtigen die schiitoeise Anhebimg der Altersgren- 
zen durch das Dienstrechtsneuordnimgsgesetz,^® die dazu 
fülirt, dass die Beamten künftig länger im aktiven Dienst 
verbleiben. 

Zu w^eiteren Ehizelheiten über die statistischen Amiah- 
men siehe Dritter Ted des Versorgungsberichts, Ab- 
sclmitt 111. 


5® Gesetz zur Neuordnung und Modemisieiung des Bundesdienstrechts 
(Dienstrechtsneuordnungsgesetz — DNeuG) vom 5. Februar 2009 
(BGBl. I S. 160). 
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1 .2 Zahl der Versorgungsempfänger 

Die Gesamtzalil der ^'eisorgimgsenipföiigei ist beim 
Bmid seit 1999 riickläiifig und lag in 2011 bei nmd 
672 000. Bis 2050 wird sie um nuid 44 Piozent auf 
379 000 zuiiickgehen. Besonders deutlich wird der Rück- 
gang ab dem Jahi' 2030 sein. 

Dabei vollzieht sich in den einzelnen Beschäftigungsbe- 
reichen des Bimdes die Entwickhmg gleichfalls imter- 
scliiedlich. Wäluend bei den Beamten, Richtern und Be- 
nifssoldaten sowie hn mittelbaren Bimdesdienst die Zahl 
der Versorgungsempfänger noch bis 2035 bzw. 2040 wei- 
ter steigen mid anschließend ziulickgehen wild ist m den 
übrigen Bereichen (ehemalige Deutsche Bmidesbahn, 
ehemalige Deutsche Bundespost und G 131) die Zahl der 
Versorgungsempfänger stark lückläufig. 

Im luunittelbaren Bundesbereich wild die Zahl der Ver- 
sorgungsempfänger in 2035 mit nmd 207 000 den 
Höchststand erreichen. Anschließend ist die Zahl wieder 
rückläufig tmd wird bis 2050 tun nmd 6, 7 Prozent auf 
193 000 sinken. 

Im Bereich der ehenialigen Deutschen Bundesbahn wird 
üu e Zahl bereits in den nächsten Jahren kontinuierlich zu- 


rückgehen. Bis 2050 w^ird die Zalü der Versorgungsenip- 
ßinger in diesem Bereich von 183 000 mi Jalu 2011 auf 
nmd 35 000 (-81 Prozent) sinken, hn Bereich der ehema- 
ligen Deutschen Bimdespost veningeit sich die Zahl der 
Versorgungsemp^ger bis 2050 tun nuid 1 58 000 gegen- 
über dem Höchststand von 276 000 in 2011. Dies ent- 
spricht einem Rückgang um 57 Rozent. hn mittelbaren 
Bimdesdienst wild die Zahl der VeisorgungsempRnger 
bis 2035 ansteigen. Une Zahl wird sich von 19 000 in 
2011 auf 35 000 in 2035 erhöhen. Anschließend ist die 
Entwicklung auch hier rückläufig (siehe Übersicht 1 28). 

1 .3 Versorgungsfonds des Bundes - Finan- 
zierung der Versorgungsausgaben für 
die Versorgungsempfänger des Bundes 
bis 2050 

Ab 2020 w^erden die Versorgungsausgaben füi' den in den 
Versorgungsfonds des Bimdes einbezogenen Personen- 
kieis aus diesem finanziert. Ab 2020 wäclist die Zahl die- 
ser Versorgimgsempfanger stetig auf nmd 52 000 Perso- 
nen im Jahr 2050 an. Bei den Ruliegehaltsempfängem 
steigt die Zahl bis im Jahi' 2050 auf 48 000 und bei den 
Hmterbhebenengeldempfiingem auf nmd 4 000 Perso- 
nen an (siehe Abbildimg 1 11) . 


Übersicht I 28 

Entwicklung der Zahl der Vei sorgungsempfanger des Bundes 
von 2011 bis 2050 


Jahr 

Zahl der Vei soigungsempfangei" 

Unmittelbarer Bundesberekh 

übrige Bereiche 

ins- 

gesamt 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

G131 

gesamt 

mittelb* 

Bundes- 

dienst 

Bahn 

Post 

gesamt 


in 1 000 

2011 

85 

90 

18 

193 

19 

183 

276 

479 

672 

2015 

90 

92 

8 

189 

21 

163 

273 

458 

647 

2020 

95 

94 

3 

192 

26 

143 

264 

433 

625 

2025 

103 

94 

1 

197 

29 

127 

257 

413 

611 

2030 

110 

92 

0 

202 

32 

108 

246 

386 

589 

2035 

116 

90 

0 

207 

35 

88 

226 

350 

557 

2040 

118 

87 

0 

205 

35 

69 

195 

299 

504 

2045 

115 

84 

0 

199 

34 

50 

157 

242 

442 

2050 

112 

81 

0 

193 

33 

35 

119 

186 

379 


J ahresdimchschnitt 
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Abbildung 1 1 1 

Entwicklung der Zahl der Vei sorgungsemp langer im unmittelbaren Bundesbereich, die aus dem 
Versorgungsfonds des Bundes finanziert wei den, 
von 2020 bis 2050 
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Entsprechend sinkt die Zahl der Versoigungsemplanger, hegehaltsemplanger von nind 140 000 auf nuid 94 000 
die nicht aus dem Fonds finanzieit werden ab 2020 bis {siehe Abbildimgl 12). 

2050 von nmd 191 000 auf mnd 141 000 und die der Ru- 

Abbildung 1 12 

Entwicklung der Zahl der Verso i gungsempfangei' im unmittelbaren Bundesbei eich , die nicht aus dem 

Vei sorgungsfonds des Bundes finanziert wei den 
von 2020 bis 2050^ 
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2050 weiden die Ausgaben von über 50 000 Versor- 
gungsempfängein aus dem Versoigungsfonds des Bimdes 
finaiiziert. Entsprechend gehen die Ausgaben füi’ die Ver- 
soigungsempfänger, die nicht aus dem Fonds finanzieit 
weiden, ab 2020 zuilick. Der laufende Bundeshaushalt 
wild entsprechend entlastet. 

Die jäluüche Entlastimg steigt stetig imd liegt im Jabi' 
2050 bei nahezu 4,5 Mrd. Euro (siehe Abbildimgl 13), 
weim Veisoigimgsausgaben, die füi’ die hi Abbüdimg 111 
daigestellten Versorgmigsempfanger anfallen, aus dem 
Fonds finanzieit weiden. 

2. Entwicklung der Versorgungsquote und 
der Versorg ungs-Steuer-Quote 

Um eine Aussage über die Tragfähigkeit des Versor- 
gungssystems ü effeii zu kömien, shid die künftigen Ver- 
sorgungsausgaben ins Verhältnis zu dem künftigen Bmt- 
toinlandsprodukt (Versorgmigsquote) luid den künftigen 
Steuereimiabmen (Versorgungs-Steuer-Quote) des Bun- 
des zu setzen. Die Entwicklimg der Versorgmigsquote 
luid der Versorgiuigs- Steuer-Quote gibt an, in welchem 
Umfang die Versorgungsausgaben das Bmttohilandspro- 
dukt luid die Steuereinnalmien des Biuides in Anspmch 
nehmen werden. 

Die Entwicklimg der Steuereinnahmen lässt sich über ei- 
nen Zeitraum von mehreren Jaluzelmten nicht mit dem 
bei kurz- imd mittelftistigen Steuei'schätzimgen bew^ähr- 


ten Verfahien einer Schätzung der Einzelsteuem foit- 
schieiben, da die hierftii’ eiforderlichen Informationen 
über die jeweiligen Bemessimgsgmndlagen nicht vor he- 
gen. Vielmelu kaim ehie langfristige Schätzimg nur glo- 
bal über die Entwicklimg des nominalen Bnittoinlands- 
produkts (BIP) mid der volkswirtschafthchen Steuerquote 
(Anteil der Steuereinnahmen am BIP) erfolgen. Dies ent- 
spricht der bew^ährten Verfahrensweise aus anderen Be- 
richten der Bundesregienmg. Der Schätzzeitraum wmde 
in zwei Abschnitte imterteüt. Für den Zeiüaum 2012 bis 
2017 wwden die Ergebnisse der mittelfristigen Steuer- 
schätzmig vom Oktober 2012 verw^endet. Sie benilien auf 
Ehizelsteuerschätzimgen imd beinlialten eine Verteilung 
der Steuereinnahmen auf die Gebietsköiperschaften 
(Bimd, Länder, Gememden, EU) nach geltendem Recht. 

Für den Zeitiaimi danach wiude die Steuerquote mi Shme 
einer technischen Aimahme konstant gehalten. Zugleich 
wwde miterstellt, dass die Aufteilung der Steuereimiah- 
men auf die Gebietskörperschaften gegenüber der Vertei- 
hmg, die sich nach der Steuerschätzung vom Oktober 
2012 ergeben hat, miverändert bleibt. Danach entfallen 
im Zeiti’amn nach 2017 auf den Bmid 42 Piozent des ge- 
samten Steueraufkommens. 

Bei einer Kombination beider Amiahmen lassen sich aus 
dem nominalen BIP schließlich auch die zu erwmtenden 
Steuereimiahmen ftu die Jahre 2018 bis 2050 ableiten. 
Sie bilden die Gnmdlage für die im Anscliluss enechnete 
Versorgungs-Steuer-Quote (siehe Unterabschnitt 2.2). 


Abbildung 113 

Entwicklung der Versorgungsausguben im unmittelbaren Bundesberekh, die aus dem 
Versoi gungsfonds des Bundes finanziert werden 
von 2020 bis 2050 



2020 2023 2026 2029 2032 2035 2038 2041 2044 2047 2050 

insgesamt Ruhegehalt Hinteibliebenengeld 
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2.1 Entwicklung der Versorgungsquote beim 
Bund bis 2050 

2.1.1 Entwicklung der Versorgungsquote im 
unmittelbaren Bundesbereich bis 2050 

In der Variante 1, die ab 2014 jähiiiche Bezügeanpassun- 
geii von 1,5 Piozent unterstellt, geht die Veisorgmigs- 
quote im unmittelbaren Bimdesbeieich von 0,20 Piozent 
in 2011 bis 2050 kontinuieiiich auf 0,13 Prozent zurück. 
Eine insgesamt recht stabile EnhAicklung zeigt sich in der 
Variante 2, die ab 2014 von jälulichen Bezügeanpasstm- 
gen in Höhe von nuid 2,6 Piozent im Durchschnitt aus- 
geht. Nach einem leichten Anstieg der Versorgimgsquote 
von 0,20 Prozent auf 0,21 Rozent in 2035, geht sie bis 
2050 wieder auf 0,20 Rozent zurück. Sowohl in der Vari- 
ante 1 als auch in der Variante 2 hegt der Anteil der Ver- 
sorgungsausgaben am Bnittohilandsprodukt in 2050 unter 
dem Niveau von 201 1 . In der Variante 3, die ab 20 14 jähr- 
liche Beziigeanpassimgen von 3 Prozent unterstellt, steigt 
die Versorgungsquote zimächst von 0,20 Rozent in 2011 
auf 0,23 Rozent in 2040 an imd geht daim bis 2050 auf 
0,22 Rozent zurück {siehe Übersicht 1 29). 

Im Ergebnis werden die Versorgungsausgaben danach in 
der Variante 1 bis 2050 einen immer geringer werdenden 
Teil des Bnittoinlandsproduktes in Anspruch nehmen. In 
Variante 2 bleibt der Anteil recht stabil. Lediglich in der 
Variante 3 wird der Anteil der Versorgtmgsaus- 

gaben am Bruttoinlandsprodukt gegenüber dem Niveau 
von 2011 zimächst leicht zulegen, dann aber ab 2040 ins- 
gesamt wieder zurückgehen. 


2.1.2 Entwicklung der Versorgungsquote in den 
Bereichen der ehemaligen Deutschen 
Bundesbahn und Deutschen Bundes- 
post bis 2050 

In den Bereichen der ehemaligen Deutschen Bimdesbalm 
luid Deutschen Bundespost geht die Versorgungsquote in 
allen Varianten der jähihchen Bezügeanpassungen ab 
201 1 bzw\ 2013 kontinuierlich zurück. Damit werden die 
Versorgungsausgaben in diesen Bereichen einen immer 
geringer werdenden Teil des Bnittoinlandsproduktes in 
Anspmch neluiien und über den gesamten Bereclmimgs- 
zeitraum hinweg unter dem Niveau von 2011 hegen. 

In der Variante 1, die ab 2014 jähriiche Bezügeanpassun- 
gen von 1,5 Rozent unterstellt, geht die Versorgungs- 
quote im Bereich der ehemahgen Deutschen Bundesbahn 
von 0,13 Rozent in 2011 bis 2050 konthiuierhch auf 
0,02 Rozent zurück. Insgesamt rückläufige Entwicklun- 
gen zeigen sich auch in den Varianten 2 imd 3, die ab 
2014 jährhche Bezügeanpassungen in Höhe von durch- 
scluiitthch nmd 2,6 Prozent bzw^. 3 Rozent unterstellen. 
In diesen Varianten geht die Versoigungsquote jew^eils 
von 0,13 Rozent in 2011 auf 0,02 Rozent bzw^ 0,03 Pro- 
zent in 2050 zurück (siehe Übersicht 1 30). 

Im Bereich der ehemahgen Deutschen Bimdespost geht 
die Versorgimgsquote von 0,21 Rozent in 2011 in der Va- 
riante 1 bis 2050 auf 0,06 Rozent ziutick. In den Varian- 
ten 2 imd 3 geht die Versorgimgsquote bis 2050 auf 
0,08 Rozent (Vaiiante 2) bzw^ 0,10 Prozent (Variante 3) 
zurück (siehe Übersicht 130). 


Übersicht I 29 


Entwicklung des Anteils der Versoi gnngsansgaben am Brutto inlandsprodnkt (Vei sorgungsquote) 

im unmittelbaren Bundesbereich 
von 2011 bis 2050 


Jahr 

Vaiiante 1 

Variante 2 

Variante 3 

in % 

2011 

Ö,2Ö 

ÖJÖ 

0/20 

2015 

ÖJÖ 

ÖJO 

0/20 

2020 

ÖJ9 

ÖJI 

0,21 

2025 

ÖJ8 

ÖJI 

0,21 

2030 

ÖJ7 

OJI 

0,22 

2035 

ÖJ6 

0,21 

0,23 

2040 

ÖJ5 

0,21 

0,23 

2045 

ÖJ4 

0,20 

0,23 

2050 

ÖJ3 

0,20 

0,22 


Zu Einzellieiten über die zugrunde Liegenden Annahmen siehe Dritter TeiL, Abschnitt m. 
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Übersicht I 30 


Entwicklung des Anteils der Versoi gnngsansgaben am Brutto inlandsprodnkt (V ei sorgungsquote) 
in den Bereichen der ehemaligen Dentschen Bundesbahn und Deutschen Bundespost 

von 2011 bis 2050 


Jahr 

Bahn 

Post 

Variante 1 

Variante 2 

Variante 3 

Variante 1 

Variante 2 

Variante 3 

in % 

2011 

0J3 

ÖJS 

0J3 

OJI 

0/21 

OJI 

2015 

0J2 

ÖJ2 

ÖJ2 

OJO 

OJI 

OJI 

2020 

OJÖ 

OJI 

OJI 

0J8 

OJO 

OJO 

2025 

OM 

OJÖ 

OJÖ 

ÖJ7 

OJO 

OJO 

2030 

OM 

OM 

OM 

0J5 

0J9 

OJO 

2035 

OM 

OM 

OM 

0J3 

0J7 

0J8 

2040 

OM 

ÖM 

OM 

ÖJl 

0J5 

OJÖ 

2045 

OM 

ÖM 

OM 

OM 

OJI 

0J3 

2050 

OM 

ÖM 

OM 

OM 

OM 

OJO 


Zu Emzelheiten über die zugrunde liegenden Annahmen siehe Dritter Teil, Abschnitt m. 


2.2 Entwicklung der Versorgungs-Steuer- 
Quote im unmittelbaren Bundes- 
bereich bis 2050 

Eine zm Versorguiigsquote vergleichbare Entw^icklimg 
zeigen die Modelliechinmgen zur Versorgimgs- Steuer- 
Quote, bei der die künftigen Versorguiigsaiisgaben im un- 
mittelbaren Bundesbereich ins Verhältnis zu den künfti- 
gen Steuereiimalmien des Bmides gesetzt werden. Für die 
Bereiche dei’ ehemaligen Deutschen Bundesbahn mid 
Deutschen Bundespost müde auf eine Modellrechniing 
zur Veisorgungs-Steuer-Quote verzichtet, da die Veisor- 
gungsausgaben in diesen Bereichen nicht in vollem Um- 
fang aus Steuermittebi erbracht werden. 

Im Jahr 2011 liegt die Versoigungs-Steuer-Quote bei 
2,06 Prozent, hi der Variante 1 geht sie bis 2050 auf 
1,34 Prozent zurück. Der Anteil der Versorgungsausga- 
ben an den Steuereiiuialmieii des Bmides liegt im gesam- 
ten Berechiiuiigszeiüauni ab 2015 unter dem Niveau von 
2011. Dies bedeutet, dass tiotz deutlich steigender Ver- 
sorgimgsaiisgaben in den kommenden Jahren imter der 
Amiahiiie jäluücher Bezug eanpassmigeii von 1,5 Prozent 
ein immer geringer werdender Teil der Steuereimiahmen 
des Bmides füi’ Versorgimgsausgaben aufgeweiidet wer- 
den muss. 

Auch in der Variante 2 (durchsclinittliche Beziigeanpas- 
smig iimd 2,6 Prozent) ist die Eiit\\dcklmig der Versor- 
gungs-Steuer-Qiiote insgesamt rückläufig. Bis 2035 er- 
höht sich zwar der Anteil der Versorgmigsausgabeii an 
den Steuereiiinalimen des Bimdes auf 2,20 Prozent, geht 
daim allei’dings bis 2050 kontinuierlich auf 2,01 Prozent 
zurück. 


In der Variante 3, die ab 2014 jährliche Bezügearipassim- 
gen von 3 Prozent unterstellt, wird die Veisorgimgs- 
Steuer-Quote von 2,06 Prozent in 2011 auf 2,37 Prozent 
bis 2040 steigen mid dann bis 2050 wieder auf 2,31 Pro- 
zent sinken. Der Anteil der Versoigungsausgaberi an den 
Steuereimiahmen des Bundes würde in dieser Variante im 
Berechnungszeitramn somit insgesamt zurielirnen, wäre 
aber auch liier ab 2045 rückläufig (siehe Übersicht 131). 

2.3 Auswirkungen einer stärker ansteigenden 
Lebenserwartung 

Der Internationale Währmigsfonds stellt in seinern Global 
Financial Stabüity Report^^^ vom April 2012 fest, dass die 
ansteigende Lebenserwartmig in Rognosen verscliiede- 
ner Länder in der Vergangenheit zmn Teil deutlich unter- 
schätzt wmde. Gerade die Unterschätzmig der Sterbe- 
waluschehiliclikeiteri für hohe Alters gnippen führt bei 
den Versorgimgsausgaben zu einem Lariglebigkeitsrisiko. 

In den Modelhechrnmgeri zmn Fünften Versorgmigsbe- 
richt wird irn Vorausberechnmigszeiti’amn grmidsätzlich 
von einer steigenden Lebens erw^artung ausgegarigeri. Le- 
diglich bei einem noch stärkeren Anstieg der Lebenser- 
wartmig als erw^artet karm sich ein Langlebigkeitsrisiko 
aufbauen. Um die Auswirkung eines noch stärkeren An- 
stiegs zu verdeuthchen, winden die ModeUrechnungen 
zusätzlich miter einer entsprechenden Amiahrne dmchge- 
fülut. Hierfür' wurden Sterbewalirschemlichkeiten für Be- 


Global Financial Stabüity Report - The Quest for Lasting Stabüity, 
Kapitel 4: The financial impact of long-evity nsk. Internationaler 
Währungsfonds, April 2012. 


Drucksache 17/13590 


-56- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Übersicht 131 

Entwicklung des Anteils der Vei soi gungsausgaben an den Steuei einn ahmen des Bundes 
(Versorgungs-Steuer-Quote) im unmittelbaren Bundesbereich 
unter verschiedenen Änuahmeu der Bezügeanpassungen 
von 2011 bis 2050 


Jahr 

Variante 1 

Variante 2 

Variante 3 

in % 

2011 

2,06 

2,06 

2,06 

2015 

2,05 

2JI 

2,11 

2020 

1,92 

2,12 

2,13 

2025 

1,84 

2,15 

2,20 

2030 

1,77 

2,18 

2,27 

2035 

1,70 

2,20 

2,35 

2040 

1,60 

2,16 

2,37 

2045 

1,48 

2,09 

2,36 

2050 

1,34 

2,01 

2,31 


Zu Einzellieiten über die zugrunde liegenden Annahmen siehe Dritter TeiL, Abschnitt m. 


aintiimen und Beamte auf Gnuidlage der hohen Lebens- 
eiwaitungsannalime L2 der 12. koordinierten 
Bevölkeiungsvorausbeiechnimg anstelle der Basisan- 
nalime LI geschätzt (s. Anhang: Statistische Annahinen). 
Annahme L2 geht fär 60-jäluige in 2060 von einer höhe- 
ren Lebenserw^artimg aus als die Basisannahme LI 
{+2,6 Jalne fm Mäimei; +L9 Jabie bei Frauen). Entspre- 


chend schneller steigt die Lebensemaitung im Vorausbe- 
rechnungszeitramn für Beamtinnen imd Beamte an. 

Im Folgenden ist die Versorgungs-Steuer-Quote aus obi- 
gem Abschnitt 2.2. in Variante 2 dei’ Bezügeaiipassungen 
zusammen mit dem sich ergebenden Verlauf bei stärker 
ansteigender Lebensemartimg daigestellt. 


Entwicklung dei' Versorgungs-Steuer-Quote im unmittelbaren Bundesbereich 
unter verschiedenen Annahmen des Anstiegs der Lebensei' Wartung 
in Variante 2 der Bezügeanpassungen von 2011 bis 2050 
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Die ^'eisorgimgs-Steuei-Qiiote steigt mit der höheren Le- 
bens emaituiig ziuiächst nm geringftigig schneller an. Die 
höchste Versorgnngs-Steiiei-Qiiote wild wie in der Basis- 
aimalmie hii Jahi' 2035 eiieicht. Mit einem Weit von 
2,24 Prozent Piozent liegt sie mu 0,04 Prozentpunkte hö- 
her. Nach 2035 geht die Quote langsamer zurück. Im Jahi' 
2050 beträgt die Versorgiuigs-Steuer-Quote aufgnuid der 
stärker ansteigenden Lebeiiserwaitiuig nuid 2,09 Prozent 
der Steuereiimahmeii des Bimdes im Jahi' 2050. Damit 
hegt sie nm 0,08 Piozeiitpiuikte höher als in Variante 2. 

3. Vergleich der Vorausberechnungen des 
Vierten und Fünften Versorgungsberichts 

3.1 Vergleich der Entwicklung der Zahl der 
Versorgungsempfänger von 2011 bis 2050 

Die vorausberechiieten Zahlen der Versorgiuigsempßin- 
ger beim Bund stiimnen insgesamt gut mit den Vorausbe- 
reclmungen des Gleiten Veisorgimgsberichts überein. In 
2011 liegt die Abweichung bei nur 0,2 Piozent (siehe 
Übersicht 1 32). Die leicht höhere Zahl der Ruhegehalts- 
empfönger in den Jahren bis 201 5 ist unter anderem auf 
die im \üeiten Versorgungsbericht noch nicht bekamiten 
Voiinbestandsregehuigen aufgnuid der Bmideswebne- 


foim zurückzuftihien. Diuch eine geringfügig höhere Le- 
bensemaitung kommt es in den Jahien ab 2030 im Fünf- 
ten Versorgrmgsbericht zu mehr Rubegehaltsempföngein. 
Infolge dessen kommt es zu weniger eiwaiteten Hinter- 
bliebenen. Die Reduzienmg des Personalbestandes bei 
der Bundeswehr’ wirkt diesen Effekten entgegen imd führt 
zu insgesamt weniger Versetzimgen in den Ruhestand in 
den Jahren vor 2050. 

3.2 Vergleich der Entwicklung der Versor- 
gungsausgaben von 2011 bis 2050 

Die Entwicklrmg der Veisorgiuigsausgaben im Vierten 
luid Fünften Versorgungsbericht kaim nui' in der’ jeweili- 
gen Variante 3 verglichen werden, da diese von Bezü- 
geanpassimgen gleicher Höhe ausgehen. Die Versor- 
gungsausgaben in 2011 liegen in dieser Variante iiuid 
0,6 Mi’d. Emo rmter denen im Vierten Versorgimgsbericht 
{-4,2 Prozent). Dies liegt insbesondere daran, dass die 
Versorgungsbezüge im Bmidesbereich bis 2011 langsa- 
mer gestiegen sind als in der Variante 3 (3 Prozent Bezü- 
geanpassmigen in 2010/2011; gekürzt um die Anpassimg 
nach § 69e BeamtVG) des Vierten Versorgmigsberichts. 
Neben den de facto niedriger ausgefallenen Versorgmigs- 


Übersicht I 32 


Vei gldch der Entwicklung der Zahl der Ver sor gungsempfänger' des Bundes 
in den Jahren 2011 bis 2050 nach Versorgungsart 
mit der Vorausberechnung des Vierten Versorgungsberichts 


Jahr 

Vielter Vers or gungsb eiicht 

Fünfter Versorgungsbericht 

Abweichung 

Versorg- 

gungs- 

empfän- 

ger 

Ruhege- 

haltsemp- 

ianger 

Hinter- 
blieb e- 

nenver- 

sorgung 

Versor- 

gungs- 

empfän- 

ger 

Ruhege- 

haltsemp- 

fanger 

Hinter- 

bliebe- 

nenver- 

sorgung 

Versorg- 

gungs- 

empfän- 

ger 

Ruhege- 

haltsemp- 

fänger 

Hinte r'- 
bliebe- 

nenver- 

sorgung 


Anzahl in 1 000 

in % 

2011 

670 

469 

201 

672 

467 

205 


-0,5 

+1,9 

2012 

663 

467 

196 

666 

467 

199 


0 

+1,3 

2013 

656 

465 

191 

660 

467 

193 


+0,5 

+0,7 

2014 

650 

462 

187 

653 

465 

188 


+0,6 

+0,1 

2015 

645 

461 

184 

647 

464 

183 


+0,6 

-0,4 

2020 

629 

454 

174 

625 

455 

170 

-OJ 

0 

-2.5 

2025 

618 

447 

171 

611 

445 

165 

-IJ 

-0,3 

-5,4 

2030 

594 

427 

167 

589 

427 

161 

-0,9 

+0,2 

-3,6 

2035 

558 

400 

159 

557 

404 

153 

-0,3 

+1,0 

-3,5 

2040 

505 

358 

147 

504 

363 

141 

-0,2 

+1,2 

-3,6 

2045 

443 

310 

133 

442 

312 

129 

-0,4 

+0,7 

-3,0 

2050 

384 

266 

118 

379 

264 

115 

-12 

-0,5 

-2,7 
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aiipassimgen in 2010 und 2011 ist dies auch auf die Son- 
deizahlimg zuilickziiftiliren. Im Vierten Versorgungsbe- 
richt mirde noch davon ausgegangen, dass die Kürzung 
der Sonderzahlung bereits Anfang 2011 auslaufen milde, 
was jedoch erst Anfang 2012 der Fall gewesen ist. Insge- 


samt fallen die Versorgungsausgaben in \hiiante 3 bis 
2050 nmd 0,3 Mid. bis 1,0 Mrd. Euro niediiger aus als in 
dieser Variante des Vierten Versoigtmgsbeiichts (siehe 
Übersicht 1 33). 


Übersicht I 33 

Vergleich der Entwicklung der Versorgungsausgaben des Bundes in den Jahren 2011 bis 2050 
mit der Vorausberechnung des Vierten Versorgungsbeiichts 


Jahr 

Verso rgungsausgaben^ 

Vierter 

Versorgungsbericht 

Fünfter 

Versorgungsbericht 

Abweichung 

in Mr d* Euro 

in Mid* Euro 

in % 

2011 

15,2 

14,5 

-0,6 

- 4,2 

2012 

15,5 

15,1 

-0,4 

- 2,6 

2013 

15,8 

15,4 

-0,4 

- 2,8 

2014 

16,1 

15,7 

-0,4 

- 2,5 

2015 

16,5 

16,2 

-0,3 

- 2,1 

2020 

18,7 

18,2 

-0,5 

- 2,5 

2025 

21,3 

20,7 

-0,6 

- 2,7 

2030 

23,7 

23,2 

-0,5 

- 2,2 

2035 

25,8 

25,4 

-0,4 

- 1,7 

2040 

27,1 

26,6 

-0,5 

- 1,7 

2045 

27,7 

27,1 

-0,7 

- 2,4 

2050 

28,3 

27,2 

-1,0 

- 3,7 


* Variaiite 3: Versargirngsanpassuog jährlich 3 Prozent. 
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Zweiter Teil: Zusatzversorgung des öffentlichen 
Dienstes 

1. Überblick 

Die Ziisatz\^ei soigimg der Aibeitiielmier des öffentlichen 
Dienstes gehört zmu Bereich der betrieblichen Altersver- 
sorgung. Sie gewälut aufgnmd tarifr erträglicher Verein- 
baningen Betiiebsrenten iin Sinne des Betiiebsrentenge- 
setzes (BeüAVG)/® welche die Leistlingen ans der 
gesetzlichen Rentenversicheiiiiig ergänzen. 

Die Tarifrertiagsparteien hatten 2001 eine giiuidlegende 
Refonn der Zusatz\^ersorgmig vereinbart. Das bis dahin 
bestehende Gesamt\^ersorgimgssysteni i\rude mit Ablauf 
des 31. Dezember 2000 geschlossen und durch ein Be- 
triebsrentensystem abgelöst. 

In Anlehnung an die Beamtenversorgimg beschiänkt sich 
dieser Bericht bei der Darstellung der Entv^icklimgen der 
Versorgungsleistungen der Ziisatz\"ersorgiingseimichtiin- 
gen auf diejenigen, bei denen Beschäftigte des Biuides 
versichert sind oder die diuch den Bund finanziert wer- 
den. Aufgenommen sind damit die Versorgimgsanstalt 
des Bundes luid der Länder (VBL), bei der die Beschäf- 
tigten des Bimdes versichert sind, und die Deutsche Ren- 
tenversichenuig Knappschaft-Balm-See, bei welcher die 
Beschäftigten der ehemahgen Deutschen Bundesbalm 
versichert sind imd die deshalb Zuschüsse des Bimdes er- 
hält. 

Die weiteren Zusatz\"ersorgimgseiniichtimgen des öffent- 
lichen Dienstes werden nicht inelii' behandelt. 

2. VBL 

Die VBL hatte im Jalu 2010 insgesamt 

- 1,829 Mio. Pflichft^ersicheite 

- 1 , 1 70 Mio. Rentner 

- 4,488 Mid. Euro Versorgimgsleistungen 

2.1 Grundlagen und Ziele 

Ziel der Zusatz\^ersorgimg ist es, den Beschäftigten luid 
iliien Hinterbliebenen neben der Gnuidversorgung (ge- 
setzliche Rente) eine zusätzliche Altersversorgimg zu ge- 
wäluen. Im abgelösten Gesamt\"ersorgiuigssystem, das 
sich an der Beamtenversorgung orientierte, wnrde eine 
Gesarnh^ersorgimg zugesagt, die nach vierzig Jahren bis 
zu 91,75 R’ozent der Nettobezüge eines vergleichbaren 
aktiven Beschäftigten erreichen koimte. Von dieser Ge- 
samft'ersorgung wairde die gesetzliche Rente abgezogen 
luid die Differenz als Versorgimgsrente gezahlt. Die Not- 
wendigkeit einer girmdlegenden Refonn der Zusatzver- 
sorgimg benilite insbesondere auf gr avierenden finanziel- 
len Schwierigkeiten des Gesamtversorgimgssystems 
sowie der Rechtsprechiuig des Bimdes veifassimgsge- 


^ Betriebsrentengesetz vom 19. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3610), zu- 
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 10. Dezember 2007 
(BGBl. IS. 1838). 


richts, das gnmdlegende Regelungen des Gesamt\"ersor- 
gungssy Steins als verfassimgswidiig beurteilt hatte.^' 

Im neuen Betriebsrentensystem w^ird den Beschäftigten 
eine Betriebsrente gewählt, die unabhängig von der Höhe 
der gesetzlichen Rente gezahlt wird imd die sich an dem 
insgesamt im Aibeitsverhältnis im öffentlichen Dienst er- 
zielten Entgelt orientiert. Damit entfällt die Abhängigkeit 
von externen Bezugssystemen (Beamtenveisorgung, ge- 
setzhche Rente). 

Der Anspruch auf Zusatz\^ersorgimg beruht auf Tariff er- 
trägen. Die Tarifi^eitiagspaileien haben für’ alle Beschäf- 
tigten des öffentlichen Dienstes den Anspruch auf eine 
Pflicht\"ersichenmg bei einer ZusatzV'ersorgungseiiirich- 
timg mit einheithchem Leistimgsrecht vereinbart. Die Zu- 
satzV'ersorgung wird von Zusatzversorgungseimichtun- 
gen durchgeftihit. Ausgestaltimg der Organisation imd 
der Finanziemng erfolgt durch Satzung der Jew^eihgen 
Zusatz\'ersorgimgseiimchtung. 

Die Versichenmg der Zusatzversorgung ist imteiteüt in 
die Pflicht\"ersichenmg imd die fieiwdlhge Versichenmg. 
Hinzu tritt die Möglichkeit der Entgeltumwandhmg. hn 
Folgenden whd nui’ auf die Pflicht\'ersichenmg eingegan- 
gen, da die fteiwilhge Versichenmg imd die Entgeltiun- 
wandlimg in aller Regel niu von den Beschäftigten finan- 
ziert werden imd damit nicht Gegenstand dieses Berichtes 
sind. 

Pflichtversichert sind alle Beschäftigten, die 

— das 17. Lebens) ahi' vollendet haben imd 

— vom Beginn der Versichemng bis zum Erreichen der 
Regelaltersgienze die Wartezeit von 60 Umlagemona- 
ten erftillen kömien. 

Bezugsberechtigt sind die einzehien Beschäftigten. Sie 
haben bei Eintritt des Versicheiimgsfalls einen direkten 
Anspruch gegen die Zusatzv^ersorgimgseinrichtimg. 

Voraussetzimgen ftir die Gew^ähiung einer Betiiebsr eilte 
sind die Erftilhmg der Wartezeit imd der Eintritt des Ver- 
sichenmgsfalls. Die Wartezeit beträgt 60 Monate, in de- 
nen Aufeendimgen ftii' die Pflicht\versichenmg erbracht 
w^iuden. Der Versicherungsfall tritt ein, w^emi ein Renten- 
anspiuch in der gesetzhchen Rentenversichenmg besteht. 

Bei vorzeitiger Beendigimg des Aibeitsverhältnisses en- 
det die Pflichrt'ersicherung und es entsteht eine beitrags- 
freie Versicheiung. Bei Eintritt des Versichenmgs falls 
wild eine Betiiebsrente gezahlt, w^eim eine Wartezeit von 
60 Monaten erfüllt ist. 

2.2 Leistungsrecht 

Die Zusatz\'ersorgimg erfolgt in Foiin eines auch in der 
gewerblichen Wiitschaft übhchen Betriebsrentensystems. 
Es whd eine Leistung zugesagt, die sich ergäbe, w^enn 
4 Piozent des Bmttoentgelts vollständig m em kapitalge- 


Siehe hierzu Dritter Versorguogsbericht der Buudesregieiung Teil A, 
Kapitel n Unterabschnitt 2.2 (Bimdestagsdiucksache 15/5821 vom 
22. Jimi 2005). 
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decktes System eingezalilt und am Kapitahnarkt angelegt 
milden. 

2.2.1 Grundformel 

Die Eiiuittlmig der Betiiebsiente erfolgt diuch ein nach 
versichenuigsmathematisclien Gnuidsätzen enmickeltes 
Versorgungspiuiktemodell. Danach werden die Versor- 
gungspunkte mit einem Messbetrag von 4 Emo multipli- 
ziert. Die Gnmdformel föt die Rentenberechnmig lautet: 


Betliebs- Summe aller Veisor- Messbe- 

= ^ 
lente gungspmikte tiag 


Die Versoigimgspmikte werden auf der Giimdlage der 
Entgelte wählend der gesamten Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst ennittelt. Hierbei wild zmiächst das Verhältnis ei- 
nes Zwölftels des indmduellen Jahiesentgelts zu einem 
festgelegten Referenzentgelt (1 000 Euro) festgestellt. 
Der sich aus diesem Verhältnis ergebende Wert wild daim 
mit einem versichenmgsma thematisch bestimmten Al- 
tersfaktor gewichtet. Daraus ergibt sich die Anzahl der 
Versorgungspunkte für das betreffende Kalendeijahi'. 


Versor- 

1/12 des indi\dduellen 

Alters- 

gungs- 

= Jahiesentgelts x 

faktor 

punkte 

Referenzentgelt 



Diese Foimel setzt die tarifveilraghche Versorgungszu- 
sage um. Dabei werden durch die Altersfaktoren eine dif- 
ferenzierte Verzinsimg der Beihäge in der Anwartschafts- 
(3,25 Prozent) und Leistimgsphase (5,25 Piozent) sowie 
biometrische Amiahmen (Sterbetafeln, Rentenbezugs- 
dauer etc.) berücksichtigt. 

2.2.2 Soziale Komponenten 

Die Höhe der Betriebsrente richtet sich giimdsätzlich 
nach den individuellen Jahiesarbeitsentgelten. Es gibt al- 
lerdings Konstellationen, bei denen die Tanft^eiüagspar- 
teien aus sozialen Giünden Leistungen gewähren, obwohl 
kein entsprechendes Jahres arbeitsentgelt erzielt worden 
ist. Das betrifflt Eltenizeit nach § 15 des Bimdeselteiii- 
geld- imd Eltemzeitgesetz (BEEG)^^ imd eine volle oder 
teilweise Emerbsmindeiung vor Vollendiuig des 60. Le- 
bensjalues. Bei Elteinzeit nach § 15 BEEG whd für’ jedes 
Kind em monatliches Einkommen von 500 Emo miter- 
stellt mid die sich hieraus ergebende Anzahl von Versor- 
gungspunkten gewählt. 

Für den Fall einer Erwerbsmindei'ung vor Vollendung des 
60. Lebensjahies ist die Zmechmmg von zusätzhchen 
Versorgungspmikten vorgesehen. 


^ Gesetz zom Eltemgeld und zur Eltemzeit (Bundeseltemgeld- und 
Eltemzeitgesetz - BEEG); Artikel 1 des Gesetzes zur Einfühlung des 
Eltemgeldes vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748). 


2.2.3 Bonuspunkte 

Im Versorgungspiuiktemodell whd vorausgesetzt, dass 
Beiträge hi Höhe von 4 Prozent des Entgelts am Kapital- 
markt angelegt werden. Wenn die Kapitahnarkrt^er- 
zinsimg die Verzmsmig übersteigt, welche in den Alters- 
faktoren garantiert ist (3,25 Prozent in der 
Anwaltschaftsphase mid 5,25 Piozent in der Rentenbe- 
zugsphase), werden die entstehenden Überschüsse in 
Form von Bonuspunkten auf die Versicherten verteilt, 
nachdem der AihV^and für’ soziale Komponenten und die 
Ven;\"altimgskosten nach Vorsclilag des verantoortlichen 
Aktuars abgezogen worden sind. Das gilt auch ftu die Zu- 
satzV'ersorgungseiniichtmigen, die dmch Umlagen fman- 
ziert werden mid bei denen daher kerne Beiträge am Ka- 
pitalmarkt angelegt werden. Hier werden die Über schüsse 
eimittelt, mdem imterstellt wird, dass die Beiträge wie bei 
einer Kapitaldeckimg angelegt werden. Giundlage ist 
eine auf anerkamiten versicherungsmathematischen 
Gnuidsätzen bemhende mid duich den verantoorthchen 
Aktuar erstellte fiktive verskhenuigstechnische Bilanz. 

2.2.4 Hinterbliebenenversorgung 

Beim Tod eines Versicherten, der die Wartezeit eifüllt hat, 
oder emes Betriebsrentenberechtigten haben die Hmter- 
bliebenen Anspmch auf Hinterbliebenenversorgung. Art, 
Höhe luid Dauer des Anspnicl^ richten sich nach den ent- 
sprechenden Bestimmungen der gesetzlichen Rentenver- 
sichenmg. Bemessimgsgimidlage ist die Beüiebsrente 
des Verstorbenen. Kinder, die nach den Regelungen des 
EmkommensteueiTechts (§32 Absatz 3, 4 Satz 1 Niun- 
mer 1 bis 3 mid Absatz 5 EStG) berücksichtigungsfähig 
sind, haben nach diesen Gnuidsätzen Anspruch auf Wai- 
semente. 

2.2.5 Sonstige Regelungen 

Die Betliebsrenten werden jäluhch zum 1. Juh um 1 Pro- 
zent dynamisiert. Bei vorzeitiger Inanspmclmalime der 
Betriebsrente werden, wie in der gesetzlichen Rentenver- 
sichenmg, Abschläge erhoben. Fiu jeden Monat der vor- 
zeitigen hianspruchnahme vennindeit sich die Beüiebs- 
rente lun 0,3 Piozent imd höchstens um 10,8 Piozent. 

2.2.6 Übergangsregelungen 

Mit der Refoim der Zusatzv^eisorgiuig wurden die An- 
waltschaften aus dem abgelösten Gesamh'ersorgmigssys- 
tem eimittelt mid als Staitgutschiift in das neue Betriebs- 
rentensystem übertragen. Dabei wairden gimidsätzlich 
diei Personengnippen miter schieden: renteimahe Versi- 
cherte, rentenfeiiie Versicherte imd beitragsfiei Versi- 
cherte. 

Dabei wauden bei renteimahen Versicherten aus Giünden 
des Verü’auensschutzes die Staitgiitschriften weitgehend 
nach den Regehuigen des Gesamrt'ersorgungssystems er- 
mittelt. 

Bei den rentenfeiiien Versicherten wairden die Startgiit- 
sclu’iften nach einem pauschalierten Verfahren auf der 
Gnuidlage von § ISBeüAVG ennittelt. Der Bimdesge- 
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richtshof hat niit Urteil vom 14. November 2007 (IV ZR 
74/06) entschieden, dass das ^^eifahren zur Ennitthmg der 
Staitgutschiiflen füi' rentenfeme Versicherte zwar giund- 
sätzlich nicht zu beanstanden ist, aber wegen rmangemes- 
sener Benachteiligung von Versicherten, deren Pflichtver- 
sichenmg in einem höheren Lebensalter begomien hat, 
rechtswidrig ist. Die Tarifreitiagspaiteien haben mit dem 
5. Ändenmgstarift^eitrag vom 31. Mai 2011 das Urteil 
des BGH nmgesetzt mid vereinbart, dass die Startgut- 
scluiften überprüft werden und gegebenenfalls ein Zu- 
sclüag zur Staitgutschiift gezalilt wird. 

Die Anwartschaften der beitragsftei Versicherten winden 
nach der arn 31. Dezember 2001 im Gesamn^ersorginigs- 
systern geltenden Versichenmgsrentenberechnung ermit- 
telt inid in das neue System in Form von Startgutschriften 
übertragen. 

2.3 Finanzierung 

Die Fmarizienmg der \"BL erfolgt in zw^ei getr ermteri Ab- 
reclmungsverbänden. 

2.3.1 Abrechnungsverband West 

Im Abr ec hmmgs verband West wird die YBL durch Um- 
lagen und Sanienmgsgelder finanziert. 

Für die Umlage wird ein Prozentsatz der Entgelte ver- 
wendet, um die voraussichtlichen Aufeeridungen für' 
Renten in einem Deckrmgsabsclmitt von fünf Jahren zu 
zahlen. Der Umlagesatz beträgt im Abr echniuigs verband 
West seit 1. Januar 2002 7,86 Prozent. Davon tragen der 
Arbeitgeber 6,45 Prozent und die Beschäftigten 1,41 Pro- 
zent. 

Neben den Umlagen w^erden von den Arbeitgebern seit 
dem 1 . Januar 2002 Sanienmgsgelder im Gesamt\"olumen 
von 2 Prozent der zusatz\"ersorgimgspflichtigen Entgelte 
aller Pflicht\^er’sicherteri des Abrechniuigsverbandes West 
im Jahr 2001 erhoben; die Siunme dieser Entgelte ist 
jährlich entsprechend der Anpassung der Betrieb sreriten 
zu erhöhen. Das Sanier-ungsgeld wird nicht prozentual 
gleiclunäßig von jedem bei der VBL beteiligtem Arbeit- 
geber erhoben, sondern luiter schiedlich nach Beteiligten- 
gnippen (Bimd, Länder, einige Gemeinden bzw. Gemein- 
deverbände, Sozialversicherungsträger rmd sonstige 
Arbeitgeber). Die Festsetzung erfolgt in Abhängigkeit 
von den auf die Beteiligtengnippen entfallenden Renten- 
smmnen mid Entgeltsurimien. 

2.3.2 Abrechnungsverband Ost 

Im Abreclmmigsverband Ost w^ird die VBL dmch Umla- 
gen rmd Beiträge im Kapitaldeckungsverfahren finan- 
ziert. 

Der vom Arbeitgeber zu tragende Umlagesatz beträgt 
1 Prozent, der zur Deckung der bis zum 31. Dezem- 
ber 2007 erworbenen Anwartschaften und der laufenden 
Renten erhoben wmd. 

Vom 1. Januai’ 2004 bis zum 31. Dezember 2007 wmde 
neben der Umlage teilweise eine Kapitaldeckimg mit ei- 


nem Beitrag von 1 Prozent erhoben, der vom Arbeitgeber 
mid von den Beschäftigten jew^eils zm Hälfte getragen 
wmde. Am 1 . Januar 2008 winde darm eine vollständige 
Kapitaldeckimg emgefühit, bei w^elcher der Beitiag von 
4 Prozent je zur Hälfte von den Beschäftigten imd dem 
Arbeitgeber geüagen wird. Der Umstieg auf eine Kapital- 
deckung war möghch, weil der Abrechnimgsverband Ost 
erst mit der Einfühiimg dei’ Zusatzv^ersorgung Ost am 
1. Januar 1997 gegründet winde imd die Verpflichtungen 
aus den bis zum 3 1 . Dezember 2007 entstandenen An- 
wartschaften imd Betriebsrenten noch relativ niediig wa- 
ren. 

3. Renten-Zusatzversicherung der 
Knappschaft-Bahn-See (KBS) 

Die Zusatz\"ersorgimg für die Beschäftigten der ehernah- 
gen Deutschen Bimdesbahn w^ird seit dem 1. Okto- 
ber 2005 von der Deutschen Rentenversicherung Knapp- 
schaft-Balm-See (KBS) dmchgeftilut. Bis zimi 

30. September 2005 w^ar die Zusatzi-ersorgungsehirich- 
timg der Bahn die Bahnveisicheinngsanstalt Abteilung B 
(BVA Abt. B), die in die KBS übelgeleitet wurde. 

Die Renteri-ZusatzV'ersicheiimg der KBS hatte im Jahr' 
2010 insgesamt 

- 47 500 Pflichft^ersicheite 

- 123 800 Rentner’ 

- 589 Mio. Emo Versorgmigsleistmigen. 

Die Renten-Zusatzv'ersicheiimg der B^S besteht aus zwei 
getrennten Versicherteribestärideri; Der erste Versicher- 
tenbestand (Teil C der Satzmig) besteht aus einem zum 

31. Juli 1979 geschlossenen Versicheitenbestand. Der 
zw^eite Versicheitenbestand (Teil D der Satzung) besteht 
seit dem 1. August 1979. Durch die Neufassung der Sat- 
zung Teil D zmn 1. Januar’ 2001 wurde das Gesamh'eisor- 
gungssystem geschlossen imd ein Betiiebsrentensystern 
(Versorgmigspmiktemodell) wie bei der VBL eingefühlt. 

3.1 Leistungen nach Teil C der Satzung 

Das Leistungsrecht nach Teil C folgt dem Prinzip der Ge- 
samti'ersorgung, ist jedoch mit dem abgelösten Gesaint- 
vei’sorgimgssystem der VBL nicht uimiittelbar vergleich- 
bar. Versicherte nach Teil C sind nicht mein vorhanden, 
der Rentnei’bestand setzt sich aus ehemaligen Versicherten 
aus den alten Bmidesländem zusammen. Seit 1979 w^er- 
den Leistungen nach Teil C der Satzmig ausschheßlich 
aus Mittehi der Deutschen Bmidesbahn bzw^ deren 
Rechtsnachfolgeni finanziert. Die Ausgaben fiii' Versor- 
gungsleistimgen haben im Jahi' 2010 imid 89 Mio. Emo 
betragen. 

3.2 Leistungen nach Teil D der Satzung 

Die leistungsrechthchen Regelungen im Teil D entspre- 
chen dem Satzimgsrecht der VBL. Leistimgen nach dem 
Teil D werden dmch Umlagen der Arbeitgeber imd dmch 
anteihge Beiträge der Beschäftigten zm Umlage firian- 
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zielt. Weitere Einzellieiten ergeben sich aus den Aiisftih- 
nmgeii zu Abschnitt 5 . 

4. Entwicklung der Zahl der Versicherten, 
Renten sowie der Ausgaben für Versor- 
gungsleistungen der VBL 

4.1 Entwicklung der Zahl der aktiv Pflichtver- 
sicherten und beitragsfrei Pflichtver- 
sicherten von 1970 bis 2006 

Bei der VBL ist die Zahl der aktiv Pfhcht\"eisicherten 
zwischen 2002 und 20 10 von 1 933 690 auf 1 829 109 ge- 
sunken. Dies entspricht einem Rückgang um 5,4 Piozeiit 
{siehe Übersichten 11 1 und 11 2). 

Übersicht II 1 


Von den insgesamt 1 829 100 aktiv Pfhchh^ersicbeiten in 
2010 waren 1 149 300 Frauen imd 679 800 Mämier. Der 
Frauenanteil betiug damit 62,8 Piozeiit. Auffallend ist der 
Unterschied zwischen den Abrechniuigsverbändeii Ost 
luid West, hn Abreclmmigs verband West betiägt der An- 
teil der Frauen 61,8 Prozent, im Abrechniuigs verband Ost 
67,0 Prozent. Der höhere Frauenanteil im Abrechniuigs - 
verband Ost hängt mit dem allgemein höheren Fraiieiian- 
teil bei den Erw^erbstätigen in den neuen Bundesländern 
zusammen. 

Bei den beitragsfiei Pflichtv^ersicherten liegt der Anteil 
der Frauen insgesamt bei 59,3 Piozent (siehe Über- 
sicht 11 3). 


Entwicklung der Zahl der aktiv Pilicht\"er sicherten und der beitragsfrei 
Pilicht\Trsicherten bei der \"BL 1970 bis 2010 


31. Dez. 

aktiv Pilicbff erskherte 

beitragsfrei Pflichtv er sicherte 

1970 

1 012 074 

420 000 

2002 

1 933 690 

1 979 318 

2006 

1 807 891 

2 256 917 

2007 

1 800 323 

2 289 140 

2008 

1 796 228 

2 332 376 

2009 

1 828 077 

2 357 534 

2010 

1 829 109 

2 400 973 


Abbildung 11 1 

Enhvicklung der Zahl dei' aktiv Pilichh ersicherten und der beib agsft ei Pflicht\Trsicherten bei der \"BL von 

1970 bis 2010 unterteilt nach Beteiligtengi uppen 



Entwicklung der Zahl der aktiv Pflichtversicherten und der beitragsfrei Pflichtversicherten bei der VBL 

nach Beteiligtengruppen von l^Tb bis 2010 
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Übersicht II 3 


Zusammensetzung der Pflichh ei sicherten bei dei' VBL 
nach Geschlecht am 31. Dezember 2010 



Frauen 

Männer 

ins ge- 

Pflichtversicherte 

West 

Ost 

gesamt 

West 

Ost 

gesamt 

samt 


Anzahl in 1 000 

aktiv Pflichtversicherte 

907,4 

241,9 

1 149,3 

560,3 

119,4 

679,8 

1 829,1 

beihagsfrei Pflichtversicherte 

1 289,3 

134,8 

1 424,1 

896,7 

80,2 

976,9 

2401,0 

Pflichtversicherte insgesamt 

2 196,7 

376,7 

2 573,4 

1 457,0 

199,6 

1 656,6 

4 230,1 


Die Veiteilmig der aktiv Pflichh'ersicheiten iin Jahr 2010 
auf die einzehieii Beteiligteiiberekhe ist in der Über- 
sicht 114 dargestellt. Die größte Beteiligtengiuppe sind 
die Länder mit 674 804 aktiv Pflicht\"ersicherten 
{36,9 Prozent), gefolgt von den sonstigen Arbeitgebern 
mit 596 638 aktiv Pfhcht\"ersicherten (32,6 Prozent) so- 
wiQ den koinniiuialen Arbeitgebern mit 339 750 aktiv 
PflichU'ersicherten (18,6 Prozent). Der Anteil der unmit- 

Übersicht II 4 


telbaren Bundesveiwaltung an der Zalü der aktiv Pflicht- 
versicheiten behägt mit 134 543 nur 7,4 Prozent. Der 
Biuid liegt damit an vierter Stelle. Auf die Träger der So- 
zialversicheiung entfallen 83 374 aktiv Pflichtversicherte 
(4,6 Prozent). Die Beteiligtengruppen der Sozialversiche- 
nuigsträger luid der sonstigen Arbeitgeber erfassen auch 
Eiiuichtiuigen der mittelbaren Bimdesverwaltimg. 


Aktiv Pflichtv ei sichei te bei der \^L 
nach Beteiligten bzw. Beteiligtengmppen am 31. Dezember 2010 


Bimd 


134 543 

Länder 


674 804 

B a den-Württeinberg 

84 246 


Bayern 

88 990 


Berlin 

56 154 


Brandenburg 

24 184 


Bremen 

11 154 


Hessen 

48 931 


Mecklenburg- Voipoiumem 

25 784 


Niedersachsen 

65 568 


Nordihem- Westfalen 

83 774 


Rlieinland-Pfalz 

33 939 


Sachsen 

69 342 


Sachsen- Aihalt 

38 056 


Sclüesmg-Holstein 

17 249 


Tliüringen 

24 433 


Konuniuiale Arbeitgeber 


339 750 

Träger der Sozialversicherung 


83 374 

sonstige Arbeitgeber 


596 638 

insgesamt 


1 829 109 
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4.2 Entwicklung der Renten von 1970 bis 2050 

4.2.1 Zahl der Renten von 1970 bis 2010 

Die Gesamtzalil der Renten bei der VBL ist zwischen 
2002 und 2010 uiu 18,8 Piozent von 985 200 auf 
1 170 000 gestiegen. Iiii Zeiüauni von 1970 bis 2010 hat 
sich die Zalü fast verfünffacht (siehe Übersicht II 5). 

In der Übersicht n 6 ist daigestellt, wie sich die Renten 
der zwischen Verskherten- und Hinterbliebenenren- 
ten aufteilen. 2006 wwden nmd 203 000 Hinterbliebe- 
nenrenten und nmd 879 300 Veiskheitementen gezahlt; 
das entspricht einem Anteil von 18,8 Prozent. 2010 ww- 
den nmd 213 000 Hinterbliebenem eilten imd nmd 
956 000 Vei’sicheitenrenten gezalilt. Das entspricht einem 


Anteil der Hinterbliebenementen am Gesamtbestand von 
18,2 Piozent. 

Beim Anteil der Hinterblieb enementen gibt es zwischen 
dem Abrechinmgs verband West und dem Abreclmimgs- 
verband Ost erhebliche Unterscliiede. hii Abrechnimgs- 
veiband West lag der Anteil zwischen 2002 imd 2010 bei 
nmd 20 Piozent. Im Abrechnungsveiband Ost ist der An- 
teil der Hinterbliebenenrenten weitaus geiinger. Von 2002 
bis 2010 lag er zwischen 3,7 Prozent imd 5,0 Prozent. 
Dies ist insbesondere daianf zuilickziifiiliren, dass die Zu- 
satzV'ersorgung Ost erst zum 1. Januar 1997 eingefiilul 
worden ist. Einen Aispmch auf Zusatzversorgung koim- 
ten nur diejenigen emeiben, die im Jahi' 1997 noch aktiv 
beschäftigt w^aren. 


Übersicht II 5 


Enrivicklung der Zahl der Renten bei der VBL 
getrennt nach Betriebsrenten aus aktiver und beitragsfreier 
Pflichri ersichernng von 1970 bis 2010 


31. Dezem- 
ber 

Renten aus aktivei' 

Pflic ht\"er sic h ein ng 

Renten aus beitragsfreier 
Pflic hri ersk her ung" 

insgesamt 

in 1 000 

1970 

181,4 

61,5 

242,9 

2002 

875,8 

109,4 

985,2 

2006 

937,3 

145,0 

1 082,3 

2007 

948,9 

153,1 

1 102,0 

2008 

966,5 

164,0 

1 130,5 

2009 

977,6 

172,0 

1 150,5 

2010 

988,8 

181,3 

1 170,0 


* hierin enthatten sind Renten nach § 83 VBLS 


Übersicht II 6 


Entwicklung der Zahl der Renten bei der VBL getrennt 
nach Versicherten- und Hinterbliebenenrenten von 1994 bis 2010 


31. Dez. 

Versichertenrenten 

Hinterbliebenenrenten 

insgesamt 

in 1 000 

1994 

582,3 

177,2 

759,5 

2002 

787,8 

197,4 

985,2 

2006 

879,3 

203,0 

1 082,3 

2007 

899,0 

202,9 

1 101,9 

2008 

918,8 

211,7 

1 130,5 

2009 

937,7 

212,8 

1 150,5 

2010 

956,0 

213,0 

1 170,0 
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Übersicht II 7 

Entwicklung der Zahl dei' Renten dei' VBL geti ennt nach Vei sicheiten- und Hintei bhebeneni enten 

so^vie West und Ost von 1993 bis 2010 



Vei sic hertenrenten 

Hinterblieb ene menten 

insgesamt 

31. Dez. 

West 

Ost 

gesamt 

West 

Ost 

gesamt 


in 1 000 

1993 

566,8 


566,8 

174,3 


174,3 

741,2 

2002 

756,2 

31,6 

787,8 

196,2 

1,2 

197,4 

985,2 

2006 

799,8 

79,6 

879,4 

200,5 

2,5 

203,0 

1 082,3 

2007 

808,9 

90,1 

899,0 

200,1 

2,8 

202,9 

1 101,9 

2008 

818,3 

100,5 

918,8 

206,8 

4,9 

211,7 

1 130,5 

2009 

827,4 

110,4 

937,7 

207,2 

5,6 

212,8 

1 150,5 

2010 

835,8 

120,3 

956,0 

207,6 

6,4 

213,0 

1 170,0 


Von den insgesamt mnd 956 000 Versichert ementeii in 
2010 entfielen niiid 558 500 auf Frauen und mnd 397 500 
auf Mämier. Der Frauenaiiteil beträgt damit 58,4 Prozent. 
Im Jahi' 2002 lag der Fi aueiianteil bei den Versicherten- 
reiiten bei 53,9 Piozent imd 1994 bei 53,7 Piozent (siehe 
Übersicht II 8). 


4.2.2 Rente nein trif^verhalten 

Das Dur chsclmittsalter aller neu zugegangenen Versicher- 
tementner ist zv^dschen 1993 rmd 2002 von 58,8 Jahie auf 
60,1 Jahie gestiegen, hi 2006 ist es wieder auf 59,8 Jahre 
luid im Jahi' 2010 auf 59,5 Jahie gesunken. 

Im Abreclmungsverband West lag das Durchschnittsalter 
der neu zugegangenen Verskhertementner 2010 bei 

Übersicht II 8 


59,3 Jahieii. hn Abrechniuigs verband Ost betmg das ent- 
sprechende Diuclischnittsalter 60,1 Jahre. 

Das dmchschnittliche Renteneintritts alter der Frauen lag 
mi Abrechmmgs verband West bei 59 Jaluen luid ini Ab- 
rechnungsverband Ost bei 60,1 Jahien. Bei den Mämiem 
betmg das diuchsclmitthche Renteneintiittsalter im Ab- 
reclmungsverband West 60,1 Jahre und im Abrechnimgs- 
verband Ost 60,4 Jahie. Damit lag das Renteneintritts alter 
mi Abrechmmgs verband Ost sowohl bei den Frauen 
{+1,1 Jalire) als auch bei den Männern (+0,3 Jahre) hö- 
her als im Abrechniuigs verband West. Dies ist auch da- 
rauf zurückzufiihien, dass lebensältere Beschäftigte im 
Abrechmmgsverband Ost aufgnuid der Einfühlung der 
Zusatz\'ersorgimg Ost zum 1. Januar 1997 nur erheblich 
geringere Betriebsrentenanwartschaften eiwerben keim- 
ten (siehe Übersichten n 9 imd n 10). 


Entwicklung der Zahl der Verskheideni enten der VBL nach Geschlecht 

von 1994 bis 2010 



Versicheidenrenten 

31. Dez. 

Frauen 

Männer 

insgesamt 


in 1 000 

1994 

312,7 

269,6 

582,3 

2002 

424 ,7 

339,9 

787,8 

2006 

503,5 

375,8 

879,3 

2007 

516,8 

382,3 

899,0 

2008 

530,0 

388,8 

918,8 

2009 

543,4 

394,3 

937,7 

2010 

558,5 

397,5 

956,0 
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Übersicht II 9 

Durchschnittliches Renteneintrittsalter bei der \"BL in den Jahren 1993, 2002^ 2006 und 2010 

nach Rentenarten und Geschlecht 



Renteneintrittsalter in Jahren 

Rentenart 

1993 

2002 

2006 

2010 


M 

F 

ges. 

M 

F 

ges. 

M 

F 

ges. 

M 

F 

ges. 

Altersrenten fth langjährig 
Versicherte* 

60,8 

62,0 

61,8 

60,4 

62,1 

61,4 

60,8 

62,2 

61,8 

62,2 

61,5 

61,9 

Vorgezogene Altersrenten" 

60,4 

60,5 

60,4 

60,7 

61,2 

60,9 

61,7 

62,1 

61,7 

61,8 

61,3 

61,4 

Erwerbsmindenmgsrenten 

o. a. 

O.A 

O.A 

51,1 

52,9 

51,8 

50,2 

51,8 

50,7 

51,9 

50,5 

50,9 

Gesamtdurchschnitt 

57,9 

59,6 

58,8 

59,4 

60,9 

60,1 

59,5 

60,5 

59,8 

60,1 

59,3 

59,5 


* Altersrente flir langjährig Versicherte nach § 36 SGB VI, Altersrente für Schwerbehinderte, Berufeimfahige oder Erwerbsunföhige nach §37 und 
236a SGB VI und Altersrente für langjähng unter Tage beschäftige Bergleute nach § 40 SGB VI 
** Altersrente für Frauen nach § 39 SGB VI und Altersrente wegen Arbeitslosigkeit nach § 38 SGB VI 
M = Männer; F = Frauen; ges. = gesamt 


Übersicht II 1 0 

Durchschnittliches Renteneintiittsalter bei der VBL (West und Ost) im Jahr 2010 
nach Rentenarten und Geschlecht 


Rentenall 

Durchschnittsaitel' in Jahren 

West 

Ost 

Frauen 

Männer 

insgesamt 

Frauen 

Männer 

insgesamt 

Altersrenten fth langjährig Versicherte* 

61,5 

62,2 

61,9 

61,5 

62,4 

61,9 

Vorgezogene Altersrenten** 

61,3 

61,8 

61,4 

61,4 

61,7 

61,4 

Erwerbsmindenmgsrenten 

50,6 

51,9 

51,0 

50,5 

52,0 

50,7 

Gesamtdurchschnitt 

59,0 

60,1 

59,3 

60,1 

60,4 

60,1 


* Altersrente für langjähng Versicherte nach §§36, 40, 236 und 238 SGB VI, Altersrente für Schweibehinderte nach §§37 und 236a SGB VI 
** Altersrente für Frauen und Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit 


Die Zahl der Reiitemieuziigänge schwankt seit 1996 
zwischen 42 400 im Xahi’ 2006 und 49 100 ini Jalir 
2008. Wegen der Varianz in beide Richtimgen lässt 
sich kein langfristiger Trend erkeimen (siehe Über- 
sicht II 11). 

Signifikante Veräiideiiuigen haben sich bei dem Anteil 
der Reiiteimeiizugäiige nach Rentenarten ergeben, hisbe- 
sondere hat sich der Anteil der Regelaltersrente zwischen 
1996 imd 2010 von 5,8 Rozeiit auf 3 1 ,3 Piozeiit stetig er- 
höht. Dies ist insbesondere auf die Einflihrung von Ren- 
tenabsclilägen bei vorzeitiger Inanspmcbnabine der Rente 
zuiückziifiihren. Ebenso deutlich ist der Anteil der Er- 
werbsmindenmgsrenten zwischen 1996 und 2010 von 
30,2 Piozent auf 13,3 Rozeiit ziuückgegangen (siehe 
Übei’sichteii II 12 und Abbildung n 2). 


Bei der Unterscheidung der Rentemieuzugäiige nach Ren- 
tenaiten zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen 
West imd Ost. Der größte Unterschied liegt im Anteil der 
Eiwerbsmiiiderungsrenten (West: 14,5 Piozent; Ost: 
8,9 Piozent). Bei der vorgezogenen Altersrente liegt der 
Anteil mit 45,3 Prozent im Osten um ca. die Hälfte höher 
als im Westen mit 30,7 Piozent. Umgekehrt ist es bei Al- 
tersrenten fth langjährig Versicherte (West: 23,6 Piozent; 
Ost: 14,0 Prozent). 

In der Übersicht n 13 werden die Anzahl und der Anteil 
der Reiitemieuziigänge bei der VBL getieimt nach Ab- 
rechnungsverband West imd Ost sowie nach Renteiiarten 
luid Geschlecht dargestellt. Die Abbüdimgen II 3 und II 4 
stellen die Rentenneiizugäiige füi’ 2010 nach Renteiiarten 
jeweils getrennt nach dem Abrechnungsverband Ost luid 
West dar. 
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Übersicht II 1 1 

Zahl der Renten neuzu gange bei der \^L nach Rentenal ten 
in den Jahren 1996 bis 2010 


Rentenart 

Anzahl 

1996 

2002 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

in 1 000 

Regelaltei’siente 

2,6 

4J 

7,9 

11,2 

13,4 

14,3 

15,1 

Altersrenten fih langjährig Versicherte* 

11,6 

11,9 

8,7 

9,9 

9,9 

9,7 

10,3 

Vorgezogene Altersrenten** 

17,0 

24,6 

19,8 

20,0 

19,5 

18,3 

16,4 

Erw^erbsniindeningsreDten 

13,5 

7,0 

6,0 

5,8 

6,3 

6,0 

6,4 

insgesamt 

44,8 

47,7 

42,4 

46,9 

49,1 

48,3 

48,2 


Altersrente fiir langjährig Versicherte nach §§36, 40, 236 und 238 SGB VI, Altersrente für Schweihehmderte nach §§37 und 236a SGB VI 
** Altersrente für Frauen und Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit 

Übersicht II 1 2 


Anteil dei' Rentennenzngänge bei dei' VBL nach Rentenallen 
in den Jahren 1996 bis 2010 


Rentenart 

Anteil in % 

1996 

2002 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 

Regelaltersrente 

5,8 

8.7 

18,7 

24.0 

27,3 

29,5 

31,3 

Altersrenten fih langjährig Versicherte* 

26,0 

25,0 

20,5 

21.1 

20,3 

20,1 

21,4 

Vorgezogene Altersrenten** 

38,0 

51,6 

46,6 

42,6 

39,7 

37,8 

34,0 

EnA'eibsniindenmgsrenten 

30,2 

14.7 

14,2 

12.3 

12,7 

12,6 

13,3 

insgesamt 

100 

100 

100 

100 

100 

100 

100 


* Altersrente für langjährig Versicherte nach §§36, 40, 236 und 238 SGB VI, Altersrente für Schwerbehinderte nach §§37 und 236a SGB VI 
** Altersrente für Frauen und Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit 

Übersicht II 1 3 


Rentennenzngänge bei der \"BL nach Rentenarten und Geschlecht 

im Jahr 2010 


Rentenart 

West 

Ost 

Franen 

Män- 

ner 

gesamt 

Franen 

Män- 

ner 

gesamt 

Anzahl in 1 000 

in % 

Anzahl in 1 000 

in % 

Regelaltersrente 

5,3 

6,4 

11,7 

31,2 

1,8 

1,7 

3,4 

31,7 

Altersrenten ftii’ langjährig Versicherte* 

4,1 

4J 

8,8 

23,6 

0,9 

0,6 

1,5 

14,0 

Vorgezogeiie Altersrenten** 

9,2 

2,2 

11,5 

30,7 

4,3 

0,6 

4,9 

45,6 

EnA'eibsniindenuigsrenten 

3,7 

1,7 

5,4 

14,5 

0,7 

0,2 

1,0 

8,9 

insgesamt 

22,4 

15,0 

37,4 

100 

7,7 

3,2 

10,8 

100 


* Altersrente für langjährig Versicherte nach §§36, 40, 236 und 238 SGB VI, Altersrente für Schwerbehinderte nach §§37 und 236a SGB VI 
** Altersrente für Frauen und Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit 
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Abbildung II 2 


Renten neuzugänge bei der \^L nach Rentenal ten 
für den Abi echnnngsverband West im Jahr 2010 


Enveits- 

niindenuigsreiiten 

14,5% 


Regelaltei’sgi’enze 

31,2% 



Vorgezogeiie 
Altei'si eilten 


Altei’srenten fiu* 
langjährig 

23,6%^ 


30,7% 


Abbildung II 3 


Rentenneuzngänge bei der \^L nach Rentenal ten 
für den Abrechnnngsverband Ost im Jahi' 2010 


Enveibs- 
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In der Übersicht n 14 wird die Zalü der Rentenneuzugänge bei der VBL nach Rentenarten, Alter imd Gesclüecht dar- 
gestellt. 

Übersicht II 1 4 


Zahl der Rentenneuzugänge bei der nach Rentenarten, Altei' und Geschlecht 

im Jahr 2010 




Zugang mit den Lebensjahren 


Rcntcnart 

60 

61 

62 

63 

64 

gesamt 




Anzahl 



Altersrenten fiu langjährig Versicherte* 

Mämier 

1 311 

253 

244 

2 937 

602 

5 347 

Frauen 

2 172 

399 

321 

1 829 

256 

4 977 

insgesamt 

3 483 

652 

565 

4 799 

858 

10 324 

Vorgezogene Alteisienten" 

Mämier 

900 

341 

516 

717 

336 

2 810 

Frauen 

6 414 

1 760 

1 605 

2 707 

1 068 

13 554 

insgesamt 

7 314 

2101 

2121 

3 424 

1404 

16 364 




Zugang mit den Lebensjahi en 


Rentenalt 

bis 30 

31-40 

41-50 

51-60 

über 60 

gesamt 




Anzahl 



Erweibsmindenmgsreiiten 

Mämier 

10 

106 

583 

1 155 

84 

1 938 

Frauen 

27 

332 

1 567 

2 463 

72 

4 461 

insgesamt 

37 

438 

2150 

3 618 

156 

6 399 


* Altersrente fiir langjährig Versicherte nach §§36, 40, 236 und 238 SGB VI, Altersrente für Schwerhehmderte nach §§37 und 236a SGB VI 
** Altersrente für Frauen und Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit 


4.2.3 Altersstruktur des Aktivpersonals 

Im Vergleich von 2006 zu 2010 ist das Durchschnittsalter 
nahezu aller Peisonengiuppen gestiegen. Das Duich- 
sclmittsaltei aller beitiagsfrei PflichU'ersicheiten stieg 
von 45,4 Jahien in 2006 auf 46,2 Jahie in 2010; differen- 
ziert nach den Abreclmungsverbänden West und Ost stieg 
es von 45,8 Jahien auf 46,6 Jahie (Abiechniuigsverband 
West) bzw^. von 40,9 Jaliren auf 41 ,8 Jahie (Abiechniuigs- 
veibaiid Ost). Das Duichschnittsalter aller aktiv Pflicht- 
veisicherten bei der VBL betiug in 2010 44,5 Jahie luid 
lag damit 0,5 Jahie höher als in 2006 {44,0 Jahre). Dabei 
stieg das Durchschnittsalter im Abiechnuiigsverband 
West von 43,5 Jahie auf 44,1 Jahre. Im Abrechinmgsvei- 
band Ost stieg das Diuchsclniittsaltei der aktiv Pflichrt' er- 
sicheiten von 45,5 Jahren in 2006 um 0,7 Jahre auf 
46,2 Jahie in Jalu 2010. 


Der generelle Alteisanstieg ist auf den demographischen 
Wandel zuriickzuführeii, der sich auch in der Beschäftig- 
tenstiuktiu des öffentlichen Dienstes niedeischlägt. 

4.2.4 Vorausberechnung der Entwicklung der 
Zahl der Renten von 2010 bis 2050 

ÄktueUe Voi ansberechmmg 

Die VBL hat eine versichenmgsmathematische Vorausbe- 
rechnung erstellt, die die voraussichthche Entwicklung dei’ 
Rentenbestände bis ziuii Jalu’ 2050 wiedergibt. Nach dieser 
Vorausberechinmg wild mit einei’ deuthch höheren Anzahl 
an Renten gegenüber der Vorausbereclinimg im Vierten 
Versorgungsbericht gerechnet (Näher es dazu vgl. imten). 

Danach wird die Gesamtzahl dei’ Renten staik ansteigen, 
nämlich von 1 170 000 in 2010 auf 2 034 800 in 2050. 
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Dies entspricht einer Steigeiung um 74 Piozent. Mit dem 
höchsten Rentenbestand (2 241 200 Rentner) wixd im 
Jaln 2035 gerechnet; dies entspricht einer Steigeiung nm 
fast 92 R’ozent {siehe Übersicht II 15). 

Die Gesamtzalü der Versicheitenrenten wild von 956 000 
in 2010 auf voraussichtlich 1 735 000 in 2050 und somit 
um 81 Prozent steigen. Im Jahr 2035 wird der Höchst- 
stand mit 1 930 800 erreicht. Gegenüber 2010 wäie das 
eine Steigerung tun 102 Prozent. 

Die Zahl der Hinterbliebenementen wird von 214 000 in 
2010 auf voraussichthch 299 800 hi 2050 und damit um 
40 Prozent steigen. Zrmi Höhepunkt der Entwicklung im 
Jalu 2040 whd mit nuid 313 400 Hinterbliebenementen 
gerechnet. Gegenüber 2010 ist das ehie Steigenmg run 
46 Piozent. 

Im Abreclmungsverband West wird die Zahl der Versi- 
chertenrenten von 835 800 m 2010 auf voraussichtlich 
1 361 400 hl 2050 mid somit tun 63 Piozent steigen. Der 
Höchststand wüd hn Jahr 2035 bei 1 561 900 hegen. Dies 
ist ehie Steigenmg gegenüber 2010 lun 87 Prozent. Die 
Zahl der Hhiterbliebenementen wüd von 207 600 hi 2010 
auf voraussichtlich 247 300 in 2050 und damit lun 
19 Piozent steigen. Am Höhepunkt der Entwickhmg im 
Jalu 2035 wü'd mit 261 700 Hinterbhebenenrenten ge- 
reclmet. Gegenüber 2010 ist das eine Steigenmg imi 
26 Piozent. 

Im Abreclmimgsverband Ost wird die Zahl der Vei'sicher- 
tementen von 120 300 in 2010 auf voraussichtlich 
373 600 in 2050 und sonut auf das Dreifache steigen. 
Zum Höchststand im Jahr 2045 whd mit 374 700 Versi- 
chertementen gerechnet. Dies wäre eine Steigenmg ge- 
genüber 2010 auf das Dreifache. Die Zahl der Hinterbhe- 


beneiuenten dürfte von nuid 6 500 in 2010 auf 52 500 in 
2050 imd daiiht auf das Achtfache steigen. Am Höhe- 
punkt der Entwickhmg hn Jahi' 2045 whd mit 52 800 
Hinterbhebenenrenten gegenüber 2010 ehie Steigenmg 
auf das Achtfache erreicht. Ursäclüich für’ die hu Ver- 
gleich zmn Abrechnimgsverband West vielfach größere 
Steigenmg ist die durch die Einflihnmg der Zusatz\' ersor- 
gurig Ost zum 1. Januar 1997 derzeit noch geihige Zahl 
der Renten im Abrechnimgsverband Ost, w^elche sich mit 
Zeitablauf an die Verhältihsse hn Abrechnimgsverband 
West angleicht. 

4.2.5 Vergleich mit der Vorausberechnung des 
Vierten Versorgungsberichts 

Zwischen den Vorausberechnimgen des Vierten und des 
Fünften Versorgungsberichts ergeben sich bei den lang- 
fristigen Entwicklimgen signifikante Unterschiede (Ab- 
weichmigen hegen zwischen + 20 imd + 50 Prozent). Der 
Aktuar begründet die erheblichen Zuw^ächse hi der Pro- 
gnose wie folgt: 

— Aimahmen über den Bestandabbau sind hisbesondere 
hn Westen nicht ehigetroffen, es fand hingegen sogar 
ein Bestandsaufbau statt 

— Abweichende Bestandsentwickhmg, insbesondere 
eine deutlich geringere Anzalü von Divahditätsfallen 

— Die biomeüischen Rechnirngsgrimdlagen mussten 
konigieit werden. Es ist ehi deutlicher Zuwachs der 
Lebenserwartimg zu verzeichnen 

Aus dieser Vorausberechnimg ergibt sich ein deutlicher 
Hinw^eis darauf, dass sich die bisherigen ehei’ zufrieden- 
stellenden Erwaitimgen nicht erfüllen werden. Disbeson- 


Üb er sicht II 15 

Ent^vicklung der Zahl der Renten bei der VBL 
von 2010 bis 2050 


Jahr 

Versicheiienrenten 

Hinterbliebenenrenten 

insgesamt 

West 

Ost 

gesamt 

West 

Ost 

gesamt 


in 1 000 

2010 

835,8 

120,3 

956,0 

207,6 

6,5 

214,0 

1 170,0 

2015 

1 049,4 

192,3 

1 241,7 

220,4 

13,0 

233,4 

1475,1 

2020 

1 235,3 

258,3 

1 493,6 

234,5 

21,6 

256,1 

1 749,7 

2025 

1 400,9 

311,9 

1 712,8 

248,3 

31,9 

280,2 

1 993,0 

2030 

1 536,1 

354,9 

1 891,0 

257,6 

41,7 

299,3 

2 190,3 

2035 

1 561,9 

368,9 

1 930,8 

261,7 

48,7 

310,4 

2 241,2 

2040 

1 509,5 

369,4 

1 878,9 

261,6 

51,8 

313,4 

2 192,3 

2045 

1 446,6 

374,7 

1 821,3 

257,6 

52,8 

310,4 

2 131,7 

2050 

1 361,4 

373,6 

1 735,0 

247,3 

52,5 

299,8 

2 034,8 
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deie die Zalü der Veisichertementen wird stärker anstei- 
geii als iiii Vierten Wisorgimgsbericht emaitet. Im 
Vierten Veisorgiuigsbericht wwde ein Maxiniiun von 
1 545 000 Verskhertementen iiu Jaln 2030 eru^aitet und 
danach ein deutlicher Rückgang um 24 Piozent auf 
1 1 77 000 Verskhertementen iiu Jahi' 2050. Demgegen- 
über wird im Fünften Vei’sorgungsbericht ein Maximum 
von 1 930 800 Versichertementen im Jaht 2035 erwartet. 
Der Rückgang um 10 Piozent auf 1 735 000 Versicher- 
tementen im Jalu 2050 fallt wesentlich geringer aus. Die 
Zahl der Hinterbliebenementen w'nd dagegen deuthch ge- 
ringer ansteigen. Dies ist nicht zuletzt eine luimittelbare 
Folge der steigenden LebenserW'aitimg. 

Diese demogia fische Entv^icklmig führt folgerichtig zu 
höheren Ausgaben fiii- Versorgimgsleistungen als im Vier- 
ten Versorgungsbericht enA^aitet. Dies wird im folgenden 
Abschnitt unter dem Punkt „Vorausberechnung der Ver- 
sorgungsleistungen“ dargestellt. 

4.3 Entwicklung der Ausgaben für Versor- 
gungsleistungen von 1994 bis 2050 

4.3.1 Ausgaben für Versorgungsleistungen von 
1994 bis 2010 

Bei den jährlkhen Ausgaben für’ Versorgungsleistungen 
eimöglicht das zugrunde liegende Dateimiaterial keine 
Differenz! eiung nach dem Geschlecht. Es wkd im Fol- 
genden unterschieden, wie sich die jährlichen Versor- 
gungsleistimgen auf Versicherten- und Hinterbliebeiien- 
reiiten sowie auf sonstige Leistungen (Sterbegeld, 
Abfiiidiuigen, Erstattimgen usw.) verteilen. 

Die Ausgaben für Versorgungsleistungen insgesamt sind 
bei der VBL von 4 164,7 Mio. Emo in 2006 auf 
4 488,0 Mio. Euro in 2010 gestiegen. Das bedeutet einen 
Anstieg um 7,8 Prozent, hii Vergleich zu filiheren Be- 


richtszeitiäimien sind die Ausgaben deutlich w^eniger 
stark gestiegen (1993 bis 1999: +25 Piozent; 1999 bis 
2002: + 14 Piozent). Demgegenüber sind die Versor- 
gungsleistungen für Verskhertementen sowie fiü' Hinter- 
bliebenenrenten in etw^a gleichem Umfang gestiegen 
(siehe Übersicht 11 16). 

Die Verteilmig der Ausgaben auf Verskheiten- imd Hin- 
terbliebenementen sowie sonstige Leistimgen ist seit 
1994 nahezu luiverändert. 

4.3.2. Entwicklung der durchschnittlichen 
monatlichen Versorgungsleistungen 
von 1994 bis 2010 

Die durchschnittliche monatliche Zusatzrente eines Versi- 
cherten aus der Pflichrt'ersicherung bei der VBL (siehe 
Übersichten 11 1 7 und II 18) lag in 2006 bei 387 Emo und 
in 2010 bei 384 Emo. Dieser Rückgang von 0,8 Piozent 
erkläit sich aus dem gestiegenen Anteil von Renten im 
Abrechinmgsveiband Ost. 

Im Abrechmmgsverband West lag der Duichschnittswert 
2006 bei 405 Emo, im Abrechnimgs verband Ost bei 
120 Emo. Im Jahr 2010 lag der Weit im Abrechinmgsver- 
band West bei 413 Emo, im Abrechnimgs verband Ost da- 
gegen bei 138 Emo. Seit 2002 haben die Versicherten des 
Abrechinmgsverbandes Ost in der Regel die Wartezeit 
von fünf Jahien erftillt imd somit bei Eintritt des Versi- 
chenmgsfalls auch Anspmch auf die reguläre Betriebs- 
rente. Diese Renten sind in der Regel jedoch erheblich 
niedriger als die im Abrechnungsverband West, da für 
Beschäftigte in den neuen Bimdesländera die Zusatzv er- 
sorgung erst 1997 im Abrechinmgsveiband Ost einge- 
fühit wurde und Zeiten vor dem 3. Oktober 1990 dort 
nicht angerechnet werden. Allerdings ist die Dmch- 
schnittsrente von 2006 bis 2010 im Abrechnimgs verband 


Übersicht II 1 6 

Jährliche Ausgaben der \"BL für Versorgungsleistungen 
nach Versicherten- und Hinterbliebenenrenten von 1994 bis 2010 


31. Dezem- 
ber 

Versicheifenrenten 

Hinterbliebenen- 

renten 

sonstige Leistungen^ 

insgesamt 

in Mio. Euro 

1994 

2 244,0 

293,2 

39,1 

2 576,3 

2002 

3 264,4 

414,8 

66,3 

3 745,5 

2006 

3 663,0 

477,1 

24,6 

4 164,7 

2007 

3 735,2 

491,8 

19,4 

4 246,4 

2008 

3 805,7 

513,3 

14,3 

4 333,3 

2009 

3 871,7 

524,6 

13,1 

4 409,4 

2010 

3 936,9 

538,9 

12,2 

4 488,0 


* Abfindimgen, Erträge aus Regressabtretungen 
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Ost mn 15 Prozent gegenüber 2 Rozent im Abrechniuigs- 
verbaiid West gestiegen. Diese deutlich höhere Steige- 
nmg erklärt sich insbesondere dadiuch, dass den Be- 
trieb sreiiten im Abreclmimgs verband Ost im Jahi' 2010 
deutlich längere ^'ersichei'ungszeiten als im Jalir 2006 zii- 
giimde liegen. Dass der Duichscbnittsbetrag der Versi- 
chertemeiiten Ost vom Jaht 2002 mit 138 Emo zimächst 
gefallen mid erst im Jahi' 2010 wieder diesen Betrag er- 
reicht hat, hat seine Ursache darin, dass im Jabi’ 2002 die 


Zahl der Rentner mit längeren Voiversichenmgszeiten im 
Abrechmmgsverband West deutlich höher lag als in spä- 
teren Jahren. 

Die dmchsclinitthchen Zahlbeträge aus beitragsfreier 
Versichenmg lagen 2006 bei 156 Emo imd stiegen bis 
2010 mn IJ Rozent auf 168 Euro. 

Für die Zahlbetiäge der Hinterbhebenementen wiid auf 
die Übersicht n 17 Bezug genonunen. 


Übersicht II 17 

Durchschnittliche monatliche Zahlheträge für Betriebs reuten aus aktiver Pflichte er Sicherung bei der VBL 
getrennt nach Versicherten- und Hinterbbebenenrenten von 1994 bis 2010 


31. De- 
zember 

Versichertenrenten 

Hinterbliebenenrenten 

West 

Ost 

gesamt 

West 

Ost 

Wihven/r 

Halb- 

waisen 

Voll- 

waisen 

Witwen/r 

Halb 

Waisen 

Voll 

Waisen 


in Euro 

1994 

336 


336 

143 

52 

112 




2002 

385 

138 

382 

189 

34 

95 

166 

12 

39 

2006 

405 

120 

387 

214 

37 

90 

101 

24 

39 

2007 

408 

123 

386 

219 

37 

90 

101 

25 

41 

2008 

411 

128 

386 

222 

37 

91 

68 

25 

40 

2009 

413 

133 

386 

227 

38 

88 

67 

27 

42 

2010 

413 

138 

384 

232 

38 

86 

68 

28 

50 


Übersicht II 18 

DuiTbschnittliche Zahlbeträge für Versichertenrenten bei der VBL 
von 1994 bis 2010 


31. De- 
zember 

aus aktiver Pflicht\Trsicherung 

aus beitragsfreier Pflicht\ er Sicherung 

West 

Ost 

Gesamt 

West 

Ost 

Gesamt 


in Euro 

1994 

336 


336 

57 


57 

2002 

385 

138 

382 

104 

56 

103 

2006 

405 

120 

387 

159 

85 

156 

2007 

408 

123 

386 

164 

89 

160 

2008 

411 

128 

386 

168 

92 

163 

2009 

413 

133 

386 

171 

95 

166 

2010 

413 

138 

384 

173 

98 

168 


Drucksache 17/13590 


-74- 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Der Übersicht n 19 ist die Ghedenuig der Betrieb sr eilten 
aus einer aktiven PflichU^ersichemng bei der \"BL nach 
Zahlbetiag mit Stand 31. Dezember 2010 zu entnehmen. 

Es ist zu erkennen, dass bei Versicheitenrenten der 
höchste Anteil mit 22 Rozent auf monathche Beträge 
zwischen 250 bis 400 Euro entfällt. Nahezu gleich ist der 
Anteil von 21,7 Rozent mit einem Zahlbetiag von 
400 imd 550 Euro. Rund 44 Prozent der Rentner erhalten 
eine Beüiebsrente von über 400 Euro. Der Anteil der 
Renten imter 250 Emo beüägt nmd 34 Rozent, auf 
Kleimenten 

imter 150 Emo entfallen lund 22 Rozent. hisgesamt ver- 
fiigen nmd 66 Prozent der Rentner über eine monatliche 
Betriebsrente von über 250 Euro, hn Hinblick auf eine 
durchschnittliche gesetzliche Rente von etw^a 1 100 Euro 
wird deutlich, dass die Zusatzversorgimg iimerhalb der 

Übersicht II 1 9 


gesamten Altersversorgung einen bedeutenden Platz ein- 
ninunt. 

Bei den Witwen- imd WitW' errenten hegt der Hauptanteil 
mit 35 Rozent bei einem Beüag imter 1 50 Emo. Immer- 
hin verfügen nmd 54 Rozent über eine Rente zwischen 
150 imd 400 Emo. Bei den Waisen w^erden fast aus- 
sclüießlich Renten imter 1 50 Euro gezahlt. 

Die Durchschnittszahlbeträge der Beüiebsrenten miter- 
teilt nach Rentenalt, bezogen auf Bestand und Neuzugang 
im Jahr 2010, sind der Übersicht 11 20 zu entnelimen. Die 
höchsten Renten mit 466 Euro (Bestand) mid 425 Euro 
{Neuzugänge 2010) entfallen auf die Regelaltersrenten. 
Die Renten im Abrechinmgsveiband Ost hegen erheblich 
imter den Renten im Abreclmmigsverband West. Dies 
liegt daran, dass im Abreclmmigsverband Ost die Zusatz- 
versorgung erst 1997 eingeführt wmrde mid Zeiten vor 
dem 3. Oktober 1990 dort nicht angereclmet w^erden. 


Gliederung der Betriefosi enten aus aktiver Pflichte ersk her ung bei der VBL nach Zahlbeträgen 

zum 31. Dezember 2010 


Zahlbetrag 

Euro 

von bis unter 

Versichertenrenten 

Hinterb liebe nenienten 

Witwen/r -reuten 

Halbwaisen- 

rente 

Vollwaisen- 

rente 

Anzahl in 
1000 

in % 

Anzahl in 

1 000 

in % 

Anzahl in 1 000 

0-50 

177,2 

22,4 

66,2 

34,8 

6,3 

0,1 

15(4-250 

92,4 

IIJ 

49,2 

25,9 

0,1 

0,0 

250-A0Q 

174,0 

22,0 

53,6 

28,2 

0,0 

0 

400-550 

171,6 

21,7 

14,1 

7A 

0 

0 

550-750 

122,0 

15,4 

4,4 

2.3 

0 

0 

750-1000 

38,8 

4,9 

Ü5 

0,8 

0 

0 

1000-1250 

8,8 

U 

0,5 

0,3 

0 

0 

1250-1500 

3,6 

0,4 

0,2 

OJ 

0 

0 

1500 mid höher 

4,1 

0,5 

0,3 

0.1 

0 

0 

insgesamt 

792,4 

100 

189,9 

100 

6,3 

0,1 
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Durchschnittliche monatliche Betrieb srenten für Versicherte aus aktiver Pflichtversicherung bei der VBL 
nach Rentenartj bezogen auf den Bestand im Monat Dezember 2010 und bezogen auf Neuzugänge 2010 

- Äbrechnungsverbände West und Ost - 



durchschnittlicher Zahlbetrag 

Rentenalt 

Bestand 

Nenzugang 

2010 

Bestand 

Neuzugang 

2010 


West 

Ost 


in Euro 

Regelaltei’siente 

466 

425 

174 

180 

Altersrenten füi' laiigjäluig Versicherte 

430 

326 

141 

166 

Vorgezogeiie Altersrenten 

393 

279 

116 

148 

Eiwerbsmiiidenmgsienteii 

376 

243 

205 

190 

insgesamt 

413 

331 

138 

165 
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4.3.3 Vorausberechnungen der Versorgungs- 
ausgaben von 2011 bis 2050 

Methodik und Annahmen der Vorausberechnung 

Die VBL hat för die EntiAicklmig der Ausgaben fiu Ver- 
sorgungsleistimgen bis zum Jalu 2050 versichenmgsma- 
thematische VorausbeiechnuDgen erstellt. Die Voraiisbe- 
reclmungen basieren auf folgenden Annahmen: 

- geltendem Tarif- bz^\ Satzimgsrecht; 

- das Renteneintrittsalter wd auf der Gnmdlage der 
den Zusatz\"ersorgmigskassen vorliegenden Daten 
festgelegt; 

- bei der Enmdcklimg des Versichenmgsbestandes wird 
fiir den Tarifbereich West von einem Abbau auf 
85 Piozent imd im Tariflbereich Ost auf 80 Piozent des 
Bestandes des Jalires 2002 ausgegangen; 

- bei der Dyiianiisiening der Renten wird mit 1 Piozent 
pro Jahr entsprechend der geltenden taiifv'ertraglichen 
Regelung gerechnet; 

- für die Entt;vicklung der zusatz\"ersorgtmgspflkhtigen 
Entgelte wird füi’ die Jalue 2012 imd 2013 der aktuelle 
Tarif\'ei1iagsabschluss des Bundes herangezogen. In 
den Kalendeijaluen ab 2014 werden diei unterschied- 
liche Varianten der Entgeltentudcklung zugmnde ge- 
legt. hl der Variante 1 werden die Entgelte jäbilich tun 
1,5 R’ozent, in dei’ Variante 3 um jähilich 3,0 Piozent 
erhöht. In der Vaiiante 2 weiden die Entgelte gemäß 
der vom Bundesministeriiun füi’ Wirtschaft mitgeteil- 
ten Schätzung der Entwicklung des Bmttoinlandspro- 
duktes (BIP) angepasst. Bonuspunkte von jährlich 
1 Prozent werden mu in der Vaiiante 3 zugeteilt. 

Auf dieser Basis und imter der Amiabme verschiedener 
Einkommenstrends wird in der Übersicht II 2 1 die Ent- 
wicklung der Vei’sorgimgsleistimgen bis zum Jahie 2050 
luiterteilt nach Abrechinmgsverband Ost und West in den 
diei o. g. Varianten dargestellt. Der Schweipunkt der 
AusW'eitimg wird nicht auf die Entwicklung der nomina- 
len Versorgimgsleistmigen gelegt, solidem auf das Ver- 
hältnis der Versorgiuigsleistiuigen zu der Entwickhmg des 
Bnittoinlandsproduktes (siehe Übersicht n 23). 

In der Variante 1 wild eine Steigenmg der Versorgiuigs- 
leistmigen von 4,5 Mrd. Euio in 2010 auf 9,5 Mrd, Euio 
in 2050 emaitet. Setzt man die Entwickhmg der Versor- 
gungsleistungen und die Entwicklung des BIP miteinan- 
der in Beziehung so ergibt sich ein Anteil von 0,18 Pro- 
zent im Jalu 2010, der bis 2050 auf 0,13 Prozent fallt. 

In der Variante 2 wild eine Steigenmg der Versorgiuigs- 
leistmigen von 4,5 Mid. Emo in 2010 auf 10,5 Mrd. Euro 
in 2050 emaitet. Setzt man die Entwickhmg der Versor- 
gungsleistungen und die Entwicklimg des BIP miteinan- 
der in Beziehung so ergibt sich ein Anteil von 0, 1 8 Pro- 
zent im Jalu 2010, der bis 2050 auf 0,1 5 Prozent Mit. 

In der Variante 3 wild eine Steigenmg der Versorgmigs- 
leistimgen von 4,5 Mid. Emo in 2010 auf 12,2 Mrd. Euro 
in 2050 eiwaitet. Setzt man diese Entwicklmig der Ver- 
sorgimgsleistimgen und die Entwicklmig des BIP mitei- 


nander in Beziehmig so ergibt sich ein Anteil von 
0, 1 8 Prozent im Jabi' 2010, der bis 2050 mit 0, 1 7 Prozent 
nahezu gleich bleibt. 

Im Abrechinmgsverband West wliiden die Ausgaben von 

4.3 Mrd. Emo in 2010 auf 7,6 Mrd. Emo (Variante 1), 

8.4 Mrd. Emo (Variante 2) bzw^. auf 9,7 Mrd. Emo 
(Variante 3) im Jahr 2050 steigen. Demgegenüber ist die 
Steigenmg im Abrechimgsverband Ost w^esentlich höher. 
Dies liegt daran, dass wegen des Neuaufbaus bisher die 
Zahl der Rentner noch gering ist und die Rentenzalilbe- 
träge wegen steigender Versichenmgszeiten sukzessive 
ansteigen werden. Im Jalu 2010 beliefen sich die Ausga- 
ben auf 0,2 Mrd. Emo. Mit foitsclueitender Zeit werden 
die Ausgaben aber entsprechend der Entwicklung der 
Rentenzahlen mid der Versichenmgszeiten übeipropoitio- 
nal zunehmen, hii Jahi' 2050 dliiften sie auf 1,9 Mrd. Euro 
(Variante 1), 2,1 Mrd. Emo (Variante 2) bzw. 2,5 Mrd. 
Euro (Vaiiante 3) steigen. 

Vergleich mit der Vorausberechnung des Vierten 
Versorguugsberkhts 

Zwischen den Vorausberechnmigen des Vierten und des 
Fünften Versorgimgsbeiichts ergeben sich ebenso wie bei 
der Vorausberechnung der Rentneranzalil auch bei den 
Vorausberechnungen der Versorgimgsleistungen bei den 
langfiistigen Entwickhmgen erhebliche Unterschiede. 

Im Vielten Versorgimgsbeiicht wurden im Jalu 2050 no- 
minale Versorgimgsleisten je nach Variante von 8,4 bis 
10,9 Mrd. Emo eiwaitet. Dem stehen im Fünften Versoi- 
gungsbericht Erwaitimgen von 9,5 Mrd. Emo bis 
12,2 Mrd. Euro im Jabi' 2050 gegenüber, hn \ierten Vei- 
sorgungsbeiicht wmde eine deutliche Vermindeiimg des 
Anteils am Bnittoinlandsprodukt von 0, 1 8 Prozent auf 
0,10 Piozent (Variante 1), 0,11 Prozent (Vaiiante 2) mid 
0,13 Piozent (Variante 3) eiwaitet. Im Fünften Versoi- 
gungsbericht sind die diei Varianten zwar nicht identisch 
mit den Varianten des Vierten Versorgungsberichts; es 
lässt sich aber demioch erkemien, dass der Anteil am 
Bnittoinlandsprodukt nicht so deutlich sinken wird. Von 
0,18 Piozent auf 0,13 Prozent (Variante 1), 0,15 Prozent 
(Variante 2) mid 0,17 Piozent (Variante 3). 

Der Aktuar begiündet die erheblichen Zuw^äclise in der 
Vorausberechnmig wie folgt: 

- Aimahmen über den Bestandabbau sind insbesondere 
im Westen nicht eingetrofien, es fand liingegen sogar 
ein Bestandsaufbau statt. 

- Abweichende Bestandsentwickhmg, insbesondere 
eine deutlich geringere Aiizalü von hivaliditätsfallen. 

- Die biomeü’ischen Rechnmigsgnmdlagen mussten 
koirigieit werden. Es ist ein deutlicher Zuwachs der 
Lebenserwurtimg zu verzeichnen. 

- Die Startgutschiiften der rentenfemen Gebrntsjahr- 
gäiige w^aren nach dem Urteil des BGH vom 14. No- 
vember 2007 zu übeiprüfen. hi vielen Fähen wwde 
ein Zuschlag gezahlt. 

- Abweichmigen der tatsächhch erfolgten von den sei- 
nerzeit imtersteUten Anpassmigen der Entgelte. 
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Der emartete Anstieg der nominalen Versoigungsleistiin- 
gen von 4,8 Mid. Emo auf 10,5 Mid. Euro in der Vari- 
ante 2 ist eine Steigenuig um fast 120 Piozent, der jedoch 
durch den emaiteten Anstieg des BIP kompensieit whd. 
Die Belastimg durch Versoigungsleistiingen bleibt jedoch 
auf dem heutigen hohen Niveau und sinkt nicht wit er- 
wartet deutlich ab. Die Tarifremagspaiteien des öffentli- 

Übersicht II 21 


chen Dienstes stehen in der Verant\\^ortimg, die Aus- 
w’kmigen der demogia fischen und biometrischen 
Entwicklungen auf die tarift' erträglich gewährleistete Zu- 
satzversorgung zu analysieren mid die sich daraus erge- 
benden Folgeiungen zu ziehen, zumal die für die Zusatz- 
versorgung wichtige Entwicklung des Kapitahnarktes 
nicht außer Betiacht gelassen w^erden kaim. 


Entwicklung der Verso rgungsleistungen der VBL von 2010 bis 2050 



Entwicklung der Versorgungsleistungen 

Jahr 

Variante 1 (1,5 %)" 

Variante 2 

Einkommenstrend ab 2014 
gemäß BIP-Entwicklung^ 

Variante 3 (3 %)" 


West 

Ost 

gesamt 

West 

Ost 

gesamt 

West 

Ost 

gesamt 


in Mrd* Euro 

2010 

4,3 

0,2 

4,5 

4,3 

0,2 

4.5 

4,3 

0.2 

4,5 

2015 

4.9 

0,3 

5,2 

4,9 

0,3 

5,2 

4,9 

0,3 

5,2 

2020 

5,4 

0,5 

5,9 

5.4 

0,5 

5,9 

5,4 

0,5 

5,9 

2025 

5,8 

0,8 

6,6 

5,8 

0,8 

6,6 

6,0 

0,8 

6,8 

2030 

6,3 

1,1 

7,4 

6,3 

1,1 

7,4 

6,6 

1,2 

7,8 

2035 

6,5 

1,3 

7,8 

6,7 

1,3 

8,0 

7,1 

1,4 

8,5 

2040 

6,6 

1,4 

8,0 

6,9 

1,5 

8,4 

7,5 

1,7 

9,2 

2045 

7,0 

1,7 

8,7 

7,5 

1,8 

9,3 

8,4 

2,0 

10,4 

2050 

7,6 

1,9 

9,5 

S.4 

2,1 

10,5 

9,7 

2,5 

12,2 


* j ährüche EntgeltsteigeruDgen ab 20 1 0 bis 205 0 
Übersicht II 22 


Enrtvicklung der Vei sorgungsleistungen im Verhältnis 
zur Enhvicklung des Bruttoinlandsproduktes (BIP) 



BIP 

Variante 1 (1,5 %)^ 

Variante 2 

Einkommenstrend ab 2014 
gemäß BIP-Enhvicklung^ 

Variante 3 (3 %)" 

Jahr 

(nominal) 

Versor- 

gungs- 

leistungen 

Anteil 
am BIP 

Versor- 

gungs- 

leistungeu 

Anteil 
am BIP 

Versor- 

gungs- 

leistungen 

Anteil 
am BIP 


Mrd, Euro 

Mrd. Euro 

% 

Mrd* Euro 

% 

Mrd, Euro 

% 

2010 

2 496,2 

4,5 

ÖJ8 

4,5 

ÖJ8 

4.5 

ÖJ8 

2015 

2 892,2 

5,2 

ÖJ8 

5.2 

ÖJ8 

5.2 

ÖJ8 

2020 

3 337,3 

5,9 

ÖJ8 

5,9 

ÖJ8 

5.9 

ÖJ8 

2025 

3 818,8 

6,6 

ÖJ7 

6,6 

0J7 

6,8 

ÖJ8 

2030 

4 319,3 

7,4 

0J7 

7.4 

0J7 

7,8 

0J8 

2035 

4 895,0 

7,8 

0J6 

8,0 

0J6 

8,5 

ÖJ7 

2040 

5 514,8 

8,0 

0J5 

8,4 

0J5 

9,2 

ÖJ7 

2045 

6 218,3 

8,7 

0J4 

9.3 

ÖJ5 

10,4 

ÖJ7 

2050 

7 095,0 

9,5 

ÖJ3 

10,5 

ÖJ5 

12,2 

ÖJ7 


* j ährüche Entg^ltsteigermig^ ab 20 1 0 bis 205 0 
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5. Entwicklung der Zahl der Versicherten, der 
Renten sowie der Ausgaben für Versor- 
gungsleistungen der Deutschen Renten- 
versicherung Knappschaft-Bahn-See 

5.1 Entwicklung der Zahl der Pflichtver- 
sicherten von 1993 bis 2010 

Mit der Schließung des Teils C der Satzung zuin 1. Au- 
gust 1979 mirden alle Pflichh'ersicheiteii in den Teil D 
der Satziuig übeifiihit. Bei Teil C handelt es sich dem- 
nach lim einen geschlossenen Bestand. Die Zahl der in 
der Renten-Zusatz\"ersichenmg der KBS TeilD Pflicht- 
versicherten hat sich von nind 118 300 iin Jahr 1993 auf 
nuid 51 900 iin Jahi' 2006 um nmd 56 Piozent veningeit. 
Bis 2010 hat sich die Zalü uni weitere 8,5 Piozent auf 
47 500 vennindeit. 

5.2 Entwicklung der Renten von 1993 bis 2050 

Die Zahl der Renten flü' den Zeitraum 1993 bis 2010 ist in 
der Übersicht II 23 daigestellt. hi Teil C der Satzung sind 
die Zahlen seit längerer Zeit rückläufig, da es sich tun ei- 
nen seit August 1979 geschlossenen Rentnerbestand han- 
delt. Demgegenüber steigt die Zahl der Renten nach 
Teil D der Satzung auf längere Sicht weiter. Die Zahl der 
Rentenempfänger hat sich insgesamt (Teil C und D) von 
155 400 im Jahr 1993 auf mnd 150 500 im Jahi’ 1999 imd 
damit um 10 Piozent veningeit. hi den Jahren 2000 bis 
2001 ist die Zahl der Renten wieder gestiegen, um daim im 
Jahi- 2002 mit 141 000 eiiieut den Stand von 1999 zu enei- 
chen. hn Jaln 2006 ist die Gesamtzahl der Versorgiuigs- 
leistiuigen wieder auf nmd 133 700 abgesiuiken und hat 
sich bis 2010 weiter auf 123 800 vennindeit. 


Bis 2045 wird die Zahl der Renten vor allem nach Teil C 
der Satzung gegen Null tendieren. Auch die Zahl der Ren- 
ten nach Teil D hat mit 105 600 im Jalu 2009 üuen Höhe- 
punkt bereits überschritten, tun zunächst langsam imd 
daim immer schneller zu fallen (siehe Übersicht II 24). 

5.3 Entwicklung der Ausgaben für Versor- 
gungsleistungen von 1993 bis 2050 

Aus den Übersichten n 23 imd II 24 ergibt sich die Ent- 
wicklung der Ausgaben flu Versorgungsleistungen von 
1993 bis 2010 luid von 20010 bis 2050. Die Veisorgimgs- 
leistimgen insgesamt haben sich von 648,2 Mio. Eiuo im 
Jahr 2010 um 9 Piozent auf 589 000 mi Jahi' 2010 ver- 
mindert. Der Rückgang ist auf die EnhAÜcklung in Teil C 
der Satzung (geschlossener Rentenbestand) zurückzuflih- 
ren. Hier sind die Ausgaben (olme sonstige Leistungen) 
von 317,3 Mio. Euro im Jahr 1993 um über 80 Prozent 
auf 89,2 Mio. Euro im Jahi’ 2010 ziulickgegangen. Die 
Ausgaben in Teil D der Satzung haben sich dagegen von 
331 Mio. Emo im Jahr 1993 um 30R’ozent auf nmd 
508 Mio. Emo im Jahi’ 2006 erhöht. Bis 2010 ist ein 
Rückgang imi 1,5 Prozent auf 500 Mio. Emo zu veizeichnen. 

Die Ausgaben fiu Versorgungsleistungen haben sich ab 
2007 sowohl im Teil C als auch im Teil D der Satzimg 
kontinuierhch vei’inindeit. 

Im Teil C werden sich die Ausgaben schnell veningem 
luid sind ab 2030 veinachlässigbar. 

Im Teil D werden sich die Ausgaben bis 2020 kontinuier- 
lich auf 410 Mio. Euro veningem und sich anschließend 
sclmeller vemiindem. hn Jahr 2045 sind lediglich Ausga- 
ben in Höhe von nmd 30 Mio. Euio zu erwurten (siehe 
Übersicht II 24). 

Übersicht II 23 


Entwicklung der Zahl der Renten und jährliche Ausgaben für Versorgungsleistungen 
der Renten-Zusatz\"ersicherung der KBS von 1993 bis 2010 


Jahr 

Teile 

TeüD 

sonstige 

Leistun- 

gen 

Versorgungs- 

leistungen 

insgesamt 

Zusatzrenten 

Betliebsrenten aus 

Pflicht- 

versicherung 

beitragsfreier 

Versichemng 

Anzahl in 
100 

Mio. 

Euro 

Anzahl in 
1000 

Mio. 

Euro 

Anzahl in 
1000 

Mio. 

Euro 

Mio. 

Euro 

Anzahl in 

1 000 

Mio. 

Euro 

1993 

88,3 

317,3 

66,0 

327,1 

Ü1 

0,9 

3,1 

155,4 

648,2 

2002 

44,3 

173,9 

93,1 

459,2 

3,5 

10,7 

4,2 

141,0 

643,8 

2006 

29,5 

125,3 

101,1 

493,2 

3.1 

10,5 

4,0 

133,7 

633,0 

2007 

26,5 

111,2 

102,2 

493,3 

3,0 

10,5 

3,0 

131,7 

618,0 

2008 

23,6 

114,0 

102,3 

491,7 

3,0 

10,3 

3,0 

128,9 

619,0 

2009 

20,3 

102,8 

102,5 

489,8 

3.1 

10,4 

3,0 

125,9 

606,0 

2010 

18,4 

89,2 

102,4 

486,5 

3,0 

10,3 

3,0 

123,8 

589,0 
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Entwicklung der Zahl der Renten und der Versorgungsaus gaben 
dei' Renten-Zusatzversichei ung der KBS von 2011 bis 2050 


Jahr 

Teile 

TeilD 

Zusatzrenten 

Betriebsrenten aus Pflichtversicherung und beitragsfreier 
Versicherung 

Anzahl in 
1000 

Mio. Euro 

Anzahl in 1 000 

Mio. Euro 

2011 

16,4 

75,8 

103 

489 

2015 

10,1 

23,7 

95 

460 

2020 

5,8 

9,8 

69 

410 

2025 

3,8 

3,9 

51 

345 

2030 

2,8 

0,9 

37 

240 

2035 

13 

0,6 

25 

226 

2040 

1,0 

0,2 

12 

130 

2045 

0 

0 

3 

30 

2050 

0 

0 

3 

30 
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Dritter Teil: Versorgungsleistungen und 
Annahmen für die Modellrechnung 

I. Versorgungsleistungen nach beamten- 
rechtlichen Grundsätzen oder Vor- 
schriften: Versorgung nach Dienst- 
ordnungen (Dienstordnungs- 
angestellte des Bundes) 

Dienstoidnungsangestellte (DO-Aiigestellte) sind in Teil- 
bereichen der Sozialversichenmgsträger, insbesondere 
der gesetzlichen Unfallversicheinng, tätig und nelmien 
dort hoheitliche Aufgaben als Daueraufgabe walu. Sie 
stehen in einem privatrechtlichen Arbeits Verhältnis, Ibie 
Rechts- und allgemeinen Dienstverhältnisse sind in 
Dienstordnungen der jeweiligen Sozialversichemngstiä- 
ger geregelt, wodurch beaintemechtliche Vorschiiften 
Anwvendung finden.^^ Dienstordnungen, die iin We- 


^ Zu den Reditsgmndkgen für die Beschäftigung von Dienstord- 
nungsangestellten siehe EJritter Versorgungshericht der Bundesregie- 
rung CBimdestagsdiucksache 15/5821 vom 22. Juni 2005), Anhang, 
Abschnitt n. 


sentüchen auf Musterdienstordnungen bemhen, bedürfen 
der Genehmigung durch die Aufsichtsbehörden der So- 
zialversicheinngstiäger. 

Am 30. Jiuii 2010 war en insgesamt 8 700 Dienstord- 
nungsangestellte unter Aufsicht des Bundes bei den Sozi- 
alversicheinngstiägem beschäftigt, damnter 7 900 bei der 
Unfallversicheiung (siehe Übersicht III I). 

Am L Januar 2011 erhielten insgesaint 5 800 Personen, 
davon 4 000 Ruhegehaltseinpfanger, 1 700 Empfänger 
von Witw^en-AVitw^ergeld sowie 100 Empfänger von Wai- 
sengeld, Versorgungsleistungen aufgiimd einer Dienst- 
ordniuig. Die Versorgungsleistimgen im Jahr 2010 betni- 
gen insgesamt nind 170 Mio. Euro (siehe Über- 
sicht III 2). 


Übersicht III 1 


Zahl dei' Dienstordnungsangestellten des Bundes 
am 30. Juni 2010 



Zahl der 

S ozial veisicheiungsti' a ger 

DO-Angestellten" 


in 1000 

unter Aufsicht des Binides 

8,7 

daiimter bei Unfallversicheiung 

7,9 


* ohne beurlaubte EXJ-Angestellte, einschheßhch Ausbildung 


Übersicht III 2 


Zahl der Verso rgungsempfanger mit Versorgung 
nach Dienstordnungen des Bundes am 1* Januar 2011 
sowie Höhe der Versorgungsausgaben liir das Jahr 2010 




Empfänger von 

Versorgungs- 

ausgaben 

Sozialversichernngsträger 

gesamt 

Ruhegehalt 

Witwen/- 

Witwergeld 

Waisengeld 


in 1 000 

in Mrd. Euro 

unter Aufsicht des Bundes 

5,8 

4,0 

1,7 

0,1 

0,17 

danuiter bei Unfallversichenuig 

4,5 

3,1 

1,3 

0,1 

0,14 
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II. Versorgungsleistungen aus Sonder- 
versorgungssystemen der ehemaligen 
DDR 

VersorguDgsleistuiigen aus nicht in die gesetzhche Ren- 
tenversiclienmg übeifiihiteii Sonden^ersorgungssyste- 
nien erhalten ehemalige Angehörige der Nationalen 
VoLksaiinee (NVA), der Volkspolizei, der Zollvemaltiuig 
luid des Ministerimns fih Staatssklierheit/Amtes für Na- 
tionale Sicherheit (MfS/AfNS) der Deutschen Demokrati- 
schen Republik (DDR), die Anspmch auf Leistungen 
nach den §§ 9 und 11 des Anspruchs- tuid Aiiwartschafts- 
überfiilmingsgesetzes (AAÜG)^ sowie nach Artikels 
des AAÜG-Ändenmgsgesetzes (Dienstbeschädigmigs- 

ausgleichsgesetzes)ö5 haben. 

Die §§ 9 und 11 des AAÜG sehen die Gewährung von 
Voiiuhestandsleistungen (Vomiliestandsgeld befiistete 
emeiteite Versorgung, Invalidenrente bei Eneichen be- 
sonderer Altersgrenzen imd Teihenten (Übergangsrente, 
Invalidenteihente) vor. Da die Zahliuig der Voiiuhe- 
standsleistimgen mid Teihenten mit Beginn einer Rente 
der gesetzlichen Rentenversichenuig, spätestens mit Voll- 
endung des 65. Lebensjahres ehizustellen ist, sind zwi- 
schenzeithch die Ansprüche auf Vomihestandsleistungen 
luid hivahdenteilrenten entfallen. 

Gegenwäitig bestehen noch Anspiüche auf Übergangs- 
renten imd Dienstiuifallleistungen, die aufgnuid der Be- 
stimmungen der (DDR-)Versorgimgsordnungen (VSO) 
luid deren Ergänziuigen aus dem Jahre 1990 gewährt wer- 
den. Verantv^'ortlich gegenüber den Leistimgsempfängem 
sind die zuständigen Versorgimgsträger BMI, BMVg und 
BMF sowie die neuen Länder. Die Auszahliuig der Leis- 
timgen eifolgt diuch die Deutsche Rentenversichenuig 
Biuid. 

Die Ansprüche auf Dienstunfallleistungen nach dem 
AAÜG sind 1996 fiu ehemalige Angehörige der Nationa- 
len Volksaimee (NVA), der Volkspolizei und der Zollver- 
waltiuig in das Dienstbeschädigungsausgleichsgesetz 
überfülut worden. Mit Einbezielnmg des Sondeiversor- 
gungssystem des Mfö/AfNS in das Dienstbeschädigmigs- 
ausgleichsgesetz haben mit Whkimg vom 1 . März 2002 


^ Gesetz zur Überführung der Ansprüche und Anwartschaften aus Zu- 
satz- und Sanderversoigungssystemen des Beitnttsgebiets (An- 
spruchs- und Aiiwartschaftsüberfuhrungsgesetz - AAÜG) vom 
25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606, 1677), zuletzt geändert durch Arti- 
kel 13 des Gesetzes vom 19. Dezembi 2007 (BGBl. I S. 3024). 

^ EJienstbeschädigungsausgleichsgesetz vom 11. November 1996 
(BGBl. I S 1674, 1676), zuletzt geändert durch Artikel 6 Absatz 1 
des Gesetzes vom 20. Juni 2011 (BGBl. IS. 1114). 


alle Personen mit Anspmch auf Dienstunfallleistungen 
(Dienstbeschädigimgsvoll- hzw. -teihente) aus emem 
Sonder\'ersorgiuigssystem Anspmch auf emen Dienstbe- 
schädigimgsausgleich . 

Die auf der Grundlage des Dienstbeschädigungsaus- 
gleichsgesetzes zu gewährende eigenständige Leistung 
zum Ausgleich von während der BeschäMgimgszeit in 
den Sondeiversorgungssystemen der NVA, Volkspohzei, 
des MfS/AfNS luid der Zollven;valtimg der’ DDR erlitte- 
nen Dienstbeschädigimgen sind nicht an eine Alters- 
gienze gebimden luid daher noch über einen längeren 
Zeitiaum zu zahlen. Außerdem kömien Verschlechterun- 
gen von Körper- luid Gesimdheitsschäden, die aus einem 
Dienstunfall resultieren, zu neuen Anspruclisberechtig- 
ten hzw. höheren Zahlbeträgen fühlen. 

Nachdem die Zahl der Leistungsempfänger mit Anspmch 
auf einen Dienstbeschädigimgsausglekh infolge der Ein- 
beziehung des Sonder\^ersorgimgssystems des MfS/AfNS 
ZTAischen 2003 imd 2007 um 684 auf 9 330 angestiegen 
war, veningerte sich üue Anzahl bis zum 31. Dezem- 
ber 20 10 auf 8 671. Die duichsclinittlkhe Höhe des 
Dienstbeschädigimgsausgleichs lag am 1. Januar 2011 
weiterhin bei 141 Euro im Monat. 

Der Anspmch auf eine Übergangsrente nach den Versor- 
gungsordinmgen entföUt spätestens zum Jalir 2016. Der 
Anteil der Empfänger einer Übeigangsrente an der Ge- 
samtzahl der Empfänger von nicht in die gesetzhche Ren- 
tenversichenmg übeifülirten Leistungen beträgt niu noch 
1,2 Pi’ozent. Am 1. Januar 2011 erhielten noch 107 Perso- 
nen eine Übergangsrente mit einem monathchen Durch- 
sclmittsbetrag von 231 Euro. 

Insgesamt wiuden am 1. Januar 2011 an 8 778 Leistungs- 
empfänger Versorgungsleistungen gezahlt. Due Zahl ist 
zwischen 2006 imd 2010 um 15 Piozent ziuückgegangen. 
Die Gesamtausgaben betmgen in 2010 nmd 15,4 Mio. 
Euro. Seit 2006 veningerten sich die Ausgaben damit um 
nmd 30 Prozent (siehe Übersicht HI 3). Die prozentual 
höhere Ausgab emeduzienmg im Verhältnis zur Veiiinge- 
nmg der Empfangerzahl resultiert aus dem jährlichen Ab- 
gang der zahlungsintensiveren Übergangsrente. 

Die Abgänge bei den Empfängern eines Dienstbeschädi- 
gungsausgleichs sind derzeit nur geling und werden teil- 
weise durch Neuzugänge aufgehoben. Aus diesem Gnmd 
ist davon auszugelieiL dass sich die Ausgaben für die 
nicht in die gesetzliche Rentenversichenuig übelführten 
Versorgungsleistungen aus Sondeiversorgungssystemen 
zukünftig nur langsam veningem werden. 
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Übersicht III 3 

Zahl der Bezieher von Versoi gungsleistungen aus SondeiTersoi gungssystemen dei' ehemaligen DDR in den 
Jahren 1993 , 1999 , 2003 , 2006 und 2010 sovne Höhe der Ausgaben 


Erstattungs- 
pflichtige - 
Gebietsköiper- 
schafl 

1993 

1999 

2003 

2006 

2010 

Zahl 

der 

Leis- 

tungs- 

bezie- 

her 

Ausga- 
ben 
in IVfio. 
Euro 

Zahl 

der 

Leis- 

tungs- 

bezie- 

her 

Ausga- 
ben 
in Mio* 
Euro 

Zahl 

der 

Leis- 

tungs- 

bezie- 

her 

Ausga- 
ben 
in Mio. 
Euro 

Zahl 

der 

Leis- 

tungs- 

bezie- 

her 

Ausga- 
ben 
in Mio* 
Euro 

Zahl 

der 

Leis- 

tungs- 

bezie- 

her 

Ausga- 
ben 
in Mio. 
Euro 

Bimd 

32 368 

243,8* 

12 018 

77,3* 

8 573 

21,2* 

7 073 

16,3 

6 000 

11,1 

Länder 

24 173 

279,8 

7 925 

54,6 

4 083 

7,2 

3 258 

5,6 

2778 

4,3 

Insgesamt 

56 541 

523,6 

19 943 

131,9 

12 626 

28,4 

10331 

21,9 

8.778 

15,4 


* emsdiließlidi der vom Versoigungsträger zu zahlendien Rentenversicherungsheiträge 


III. Statistische Annahmen für die Modell- 
rechnung im Bereich Beamten-/ 

Soldaten Versorgung 

In den Vorausberechnungen \\in’de von folgenden Annah- 
men ausgegangen: 

Hinsichtlich des Riihestaiidseintiittsverhaltens \\iii’de wie 
bereits iin Gleiten Versorgungsbericht die schritt^^eise 
Anhebung der Altersgi enzen duich das Dieiistiechtsiieu- 
oidnungsgesetz^^ beiiicksichtigt. Es wairde davon aiisge- 
gangen, dass sich der übeiwiegende Teil der Beamten, 
Richter luid Berufssoldaten fiii' eine spätere Peiisionie- 
nmg und damit gegen höhere Abschläge entscheiden 
wird. Als Basis für die altersabhängigen Wahrscheinlich- 
keiten eines Ruhestandseintritts wunden die Daten der 
Jalue 2008 bis 2010 zugiimde gelegt. Verschiebungen, 
die möglicherweise durch die Einschräiikinig der Alters- 
teilzeit entstehen, bleiben unberücksichtigt. 


^ Gesetz zur Neuordnuug und Modeimsieiung des Buudesdienstrechts 
(Dienstrechtsneuordnungsgesetz - DNeuG) vom 5. Februar 2009 
(BGBL I S. 160). 


Hinsichtlich der WiedereinsteUungen wunde für’ die Be- 
amten des Bundes eine jälnliche Stellenabbauquote von 
1,9 Pi’ozeiit in den Jabieii 2011 luid 2012 luid danach von 
jäbilich 0,4 Prozent bis zum Jahi' 2014 berücksichtigt. Bei 
Bahn luid Post werden keine neuen Beamten eingestellt. 
Im niittelbaieii Brmdesdienst wunde davon ausgegangen, 
dass alle Stellen iiachbesetzt werden. Für den Bereich der 
Binidesw^ehr fand das Gesetz zui’ Begleitung der Reform 
der Biuideswehi-^^ Berücksichtigrmg. In der Modelbech- 
nung wunde somit von einer’ vorzeitigen Zuriuibesetzinig 
von 3 100 Benifs Soldaten inid 1 500 Beamten bis Ende 
2017 ausgegangen. Zusätzlich wunde die Reduzierumg der 
Persoiialergänzimg auf das für’ die neue Stiuiktin erforder- 
liche Soll berücksichtigt. 

Für das Alter der neu Eingestellten wunden Altersvertei- 
hmgen fth die einzehien Bereiche zugnmde gelegt, die 
anhand von Bestandsveigleichen der Jalue 2005 bis 2010 
aus der Peisonalstaiidstatistik geschätzt wunden (Über- 
sicht III 4). 


^ Gesetz zur Begleitung der Reform der Bundeswehr (Bundeswehrre- 
fonn-Begleitgesetz - BwRefBeglG) vom 21. Juli 2012 (BGBl. I 
S. 1583). 

Übersicht III 4 


Durchschnittsalter zum Zeitpunkt der Verbeamtung und Annahmen 
znm Wiedereinstellungs- bzw* Verbeamtungsalter nach Beschältigungsbereicheu und Laufbahugruppen 


Beschäftignngsbereich 

Laufbahngruppe 

Durchschnittsalter zum Zeit- 
punkt der Verbeamtung^ 

Wiedereinstellungsalter/ 

Verbeamtungsalter^ 

Beamte imd Richter’ 

höherer Dienst 

35,5 

27-16 


gehobener Dienst 

28,0 

22^0 


mittlerer Dienst 

27,3 

19-10 


Vollziigsdieiist 

24,2 

19-35 

Mittelbarer Biuidesdienst 


26,9 

21-37 

Bemfssoldaten 


30,4 

23-34 


Ohne Verbeamtungen auf Widemif. 
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Für die künftige Entwicklung der Abgänge aus dem Be- 
stand der Ruhegelialtsempföiigei wegen Todes und die 
Fortschieibmig des Bestandes der aktiven Beamten wm- 
den ini Rahmen des Fünften Wisorgiuigsberichts älmlich 
wie für die voiangegangenen Versoigimgsbeiichte Ster- 
bewahisclieinliclikeiten für Beamte geschätzt.^® Dieses 
Verfahien ergibt z. B. fiii- 60-jährige Beamtinnen und Be- 
amte eine tun lund 2 Jahi e höhere Lebenseiwaitung im 
Vergleich zur vom Statistischen Bundesamt veröffenthch- 
ten Peiiodensterbetafel 2008/2010, wonach 60-jährige 
Mäimei’ beziehimgsw^eise Frauen mit wieheren 2L2 bezie- 
hungsw'cise 24,8 Jalnen rechnen können. 

Für den Voiausbereclmungszeitiaum wnrde entsprechend 
der Basisaimahme LI der 12. koordinierten Bevölke- 
nmgsvorausberechinmg angenommen, dass sich die Le- 
bensemaitung der Beamtiimen imd Beamten künftig er- 
höht, jedoch nicht in dem Ausmaß wie die der 
Wolmbevölkerung. So geht die Vorausberechmmg füi' den 
Fünften Versorgmigsbericht davon aus, dass sich der Ab- 
stand der LebenserW'artimg einer 60-jährigen Beamtin be- 
zielnmgsweise eines 60-jährigen Beamten gegenüber der- 
jenigen der Wolmbevölkenmg bis 2060 auf nmd ein Jahi' 
halbiert. 

In IV 2.3. w^erden die Auswmkungen einer noch stärker 
ansteigenden Lebenseroaitung auf die Versorgimgsquote 
luid Versorgungs-Steuer-Quote dargestellt. Die Sterbe- 
tafeln füi' diese Sensitivitätsanalyse basieren auf dem 
obigen Verfalnen miter Verwendung der hohen Lebenser- 
waitiuigsaimalime L2 der 12. koordinieiten Bevölke- 
nuigs vorausberechmmg anstelle der Basisamiahme LI. 

Bei der Bestands entwicklung der Empßinger von Wit- 
wen- bzw. Witw^ergeld ergeben sich die Zugänge dmch 
TodesföUe von aktiven Beamten sowie Ruhegehaltsemp- 
fangeiii. Die Anzahl der Todesfälle waude mit Hilfe der 
Sterbetafel berechnet. Es wurde untei'stellt, dass sich die 
vom Alter der Verstorbenen abhängigen Anteile der To- 
desfälle, die zu Fällen von Hinterbliebenenversorgung 
fülnen, nicht verändern. Daher wwden für den gesamten 
Zeitraum die Anteile der Jahie 2008 bis 2010 zugnuide 
gelegt. Das Alter der hinzukonmienden Witw^en und Wit- 
wer hängt vom Alter der Verstorbenen ab. Ausw^eitungen 
der Versorgungsempfangerstatistik haben ergeben, dass 
Witw^en dmchschnittlich nmd 5 Jalire jünger waren als 
ilue verstorbenen Ehegatten. Das Alter der Witwer ent- 
sprach im Diuchsclmitt hingegen dem der verstorbenen 
Versorgungsurheberin. 

Für die Entwickhmg der Diirchschnittsbezüge {olme Be- 
züge anpasstmgen) der Neuzugänge wild bei Ruhestands- 
eintiitt vor dem Eneichen der Regelaltersgrenze aufgnmd 
der Versorgungsabschläge bei vorzeitigem Ausscheiden 
bis zum Jaln 2030 ein Absinken gegenüber dem derzeiti- 
gen Niveau (der Neuzugänge) eiwaiäet. Der steigende 


Das ScMtzungsverfehren ist an die Methode der amtlichen Sterbeta- 
feln angelehnt. Die Sterbewahrscheinhchkeiten basieren auf von den 
Versorgungsstellen gemeldeten Angaben zu Abgängen von Zah- 
lungsfallen. Die daraus resultierenden Sterbewahrscheinhchkeiten 
smd daher keine amthchen Sterbetafeln und werden nur für die Mo- 
dellrechnung des Fünften Versorgungsberichts verwendet. 


Anteü von Freistelhmgen (Beiulaubungen, Teilzeit) vom 
Dienst steht in erster Linie im Zusammenhang mit der 
steigenden Emerbstätigkeit von Frauen. Der hierdurch 
bedingte Rückgang der Versoigtmgsbezüge wild dmch 
eine fth Frauen und Mämier geüemit durchgefülirte Be- 
reclmung berilcksichtigt. 

Die künftigen Bezügeanpassimgen hängen von der ge- 
samtw^irtschaftlichen Entwickhmg tmd den daraus resul- 
tierenden allgemeinen Erhöhmigsspielräumen ab. Die 
Einkommensentwickhmg im öfienthchen Dienst wird 
dmch die finanz- mid haushaltspohtischen Erfordernisse 
begrenzt. 

Bei den ftii' die langftistige Vorausberechnung der Versor- 
gmigsausgaben zugumde gelegten Amiahmen über die 
wiitschafthche Entwickhmg und die Bezügeanpassmigen 
handelt es sich nicht um Piognosen. Ein solcher An- 
spmch köimte allenfalls für den mittelfnstigen Zeiüaum 
{2012 bis 2017) erhoben w^erden, wobei bereits für diesen 
Zeitiamn ein erhebhches Prognoserisiko besteht. Die 
langfi’istige Vorausberechnung von 2018 bis 2050 kaim 
nm’ die Fimktion haben, die Wkkimg imterschiedlicher 
Bezügeerhöhrmgen auf die Versorgungsausgaben abzu- 
schätzen. 

Mit insgesamt diei Virianten der Bezügeanpassungen 
{1,5 Pi’ozent, nmd 2,6 Prozent imd 3 Piozent) soll die 
Bandbreite möglicher Entwicklimgen abgedeckt werden. 
Für die Annahmen waren folgende Überiegimgen aus- 
schlaggebend: 

Entwicklung des Bi uttoinlanclsprodukts 

Für den Zeitraum 2012 bis 2017 folgt die Modelhech- 
nung der Projektion der Bimdesregienmg zm’ gesamtwmt- 
schaftlichen Entwickhmg in Deutschland vom 17. Okto- 
ber 2012. Danach düifte das Bmttoinlandsprodukt {BIP) 
in Pieisen von 2005 - also real - jaliresdurchschnittlich 
mn nmd 1 ,2 Prozent und in jew^eihgen Preisen mn jahies- 
dmchschnittlich nmd 2,8 Prozent zimehmen. 

Für den Zeiü aum 2018 bis 2023 WTude in der Modell- 
reclmmig ein Anstieg des Bruttoinlandsprodükts in jew^ei- 
ligen Preisen von jahresdurclischnittlich nmd 2,9 Prozent, 
danach in Höhe von nmd 2,5 Piozent miterstellt. 

Das Szenario geht von einer Zimahme des Deflators des 
Bnittoinlandsprodukts von 1,5 Piozent pro Jalu mid ei- 
nem jahiesdmchsclmitthchen realen BIP-Wachstum von 
1,1 Piozent ab 2012 aus. 

Entwicklung der Besoidungs- und Versorgungs- 
anpnssungen 

2011 bis 2013 

Die Versorgimgsbezüge wurden zum 1. Januar 2011 in 
der Versorgimgsempfanger Statistik erhoben. Fm die fol- 
genden Anpassimgen in den Jahi eii 201 1 bis 2013 wanden 
in allen diei Vaiianten die tatsäclihchen {geplanten) Be- 
soldimgsanpassungen (2011: 0,3 Piozent; 2012: 3,3 Pro- 
zent; 2013a: 1,2 Prozent; 2013b: l,2R’ozent) zugnmde 
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gelegt. Weiterhin v^airde beiücksichtigt, dass ziim 1 . Ja- 
nuar 2012 die befristete Küiziing der Sonderzahhing aiis- 
gelatifeii ist {entspricht einer Versorgtmgsanpassung von 
1,925 R’ozent). 

2014 bis 2017 

Bei den Besolduiigs- und Versoigiingsanpassungen winde 
hl der Variante 1 von emer jährlichen Anpassung hi Höhe 
von 1,3 Prozent, in der Variante 2 in Höbe von nind 
2,3 R’ozent imd hi der Variante 3 in Höhe von 2,8 Prozent 
ausgegangen. Dabei winde berücksichtigt, dass die Bezü- 


^ Gesetz über die Anpassung von I>ienst- und Versorgimgsbezügen im 
Bund 2010/2011 (Bundesbesoldungs- und - Versoigungsai^assungs- 
gesetz 2010/2011 - BBVAnpG 2010/2011) vom 19. November 2010 
(BGBl.I S. 1552) und Gesetzentwurf eines Bundesbesoldungs- und- 
versorgungsai^assungsgesetzes 2012/2013 (BBVÄiq)G 2012/2013). 


geanpassiuigen in dieser Zeit uni den Beitrag ziu’ Versoi- 
gungsriicklage inn jew^^eüs 0,2 Prozentpmikte veiinindert 
w^erden. 

2018 bis 2050 

Angesichts des langfristig zu erw- artenden Rückgangs im 
Emerbspotential wird allgeniem mit einer Abschwü- 
chimg des Wirtschaftsw^aclistinns gerecluiet. In den hier 
durchgefühiten Modellr echinmgen wurde daher zwischen 
2023 und 2050 mit gerhigeren Wachstunisraten des realen 
BIP gerechnet als hi den Jahren zuvor. Da das niedrigere 
gesamtwirtschaftliche Wachstum mit dein rückläuftgen 
Emerbspotential begiündet w^erden kami, ist nicht mit ei- 
nem niedrigeren Wachstum der Pro-Kopf-Größen zu 
reclmen. Daher wurden die Besoldurigs- imd Versor- 
gurigsanpassimgen in den dr ei Varianten ab 2018 unver- 
ändert gelassen. 
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Vierter Teil: Anhang 
A. Begriffserläuterungen 


Altersgrenze 

- Antiagsaltersgienze 

- besondere Altersgrenze 

- Regelalteisgreiize 

Altersrente fiii- langjäluig Versicheite 


Altersrente ftii- besonders langjährig 
Versicherte 

Altersteilzeit 


Aint (aus dem der Beamte in den 
Ruhestand tritt) 


Aibeitnehiner des öffentlichen 
Dienstes 


Beamte 


Beiliilfe 


Beitragsbemessiuigsgi’enze 

Bemfssoldaten 

Beschäftigungsbereich 

Besoldimgsgiuppen 

Beüiebsiente 

Bnittoinlandsprodukt (BIP) 


gesetzhch bestiinmtei Zeitpunkt des Eintiitts in den Ruhestand 

63. Lebensjahr, bei Schweibeliindeiten 62. Lebensjahr 

ftii’ einzehie Beamtengiuppen gesetzlich bestimmte Altersgr enze, die von 
der Regelalteisgreiize abweicht {z. B. für Polizeivollzugsbeamte, Beamte 
im Feuen;vehidienst und Berufssoldaten) 

gesetzhch bestiinmtei Zeitpunkt des Eintiitts in den Ruhestand kiaft Ge- 
setzes: z.Zt. Vollendimg des 65. Lebensjahres und 2 Monate; wird schritt- 
w^eise auf die Vollendimg des 67. Lebensjahres angehoben. 

Altersrente ftii- Versicherte, die das 65. Lebensjalir vollendet (wird ab 
2012 schrittw^eise auf die Vollendung des 67. Lebensjalnes angehoben) 
und die Wartezeit von 35 Jahren erfüllt haben; vorzeitig mit Vollendung 
des 63. Lebensjahres, jedoch mit Abschlägen (nach § 36 SGB VI) 

Altersrente für Versicherte, die das 65. Lebensjahr vollendet imd die War- 
tezeit von 45 Jahren erfüllt haben 

besondere Form der Teilzeitbeschäftigimg mit dei’ Hälfte der’ bisherigen 
Arbeitszeit ab dem 60. Lebensjahr (Brmd) bis zum Begimi des Ruhestan- 
des 

Amt iin statusrechtlichen Sinn: bestimmt die Rechtsstelhmg des Beamten 
gegenüber dem Dienstheini in Bezug auf einen amtsgemäßen Aufgaben- 
bereich, Besoldimg, Versorgimg; grundsätzlich gekemizeichnet durch Zu- 
gehörigkeit zu einer Laufbahn rmd Laufbalmgruppe, Besoldimgsgnippe, 
Amtsbezeichnung 

in einem privatrechtlichen Aibeitsveitragsverhältnis Beschäftigte, die in 
der Regel in der gesetzlichen Rentenversicherung versicheiungspflichtig 
sind 

Bedienstete, die diuch Emeimungsurkunde in ein Beamtenveihältnis auf 
Lebenszeit, auf Zeit oder auf Probe berufen worden sind; liiei’ olme Be- 
amte auf Widerruf. 

finanzielle Hilfeleistimg des Diensthenii (anstelle des hälftigen Kranken- 
versichenmgsbeitrages des Arbeitgebers) für- Beamte imd Versorgimgs- 
empföriger (gilt entsprechend für’ Richter, Benifssoldatenrmd Soldaten auf 
Zeit) in Krarikheits-, Pflege-, Geburts- rmd TodesföUen; das Beüiilferecht 
ist beim Bimd gestützt auf § 79 BBG (Fürsorgepflicht des Diensthenii) 

jew^eiliger Höchstbetrag des Arbeitsentgelts, von dem Beiträge zur Sozial- 
versichenmg (Renten-, Kranken-, Pflegermd Arbeitslosenverskheiung) zu 
entr ichten sind 

benifsrnäßige Soldaten der Brmdeswehr i. S. d. Soldatengesetzes; ohne 
Zeitsoldaten rmd Gnmdweludienstleistende 

umnittelbarer Brmdesbereich, G 131, mittelbarer Bmidesdienst, Bahn, 
Post 

Einstuhmg der Ämter nach ihr er Wertigkeit; liiernach bestmmit sich das 
Grundgehalt von Beamten, Richtern und Soldaten 

Rente, die im Rahmen des seit dem 1 . Januar 2002 geltenden neuen Be- 
triebsrentensystems gezahlt w^ird 

Marktwert aller für den Endverbrauch bestmmiten Waren und Dienstleis- 
tungen, die in einem Land in einem bestimmten Zeitabschnitt hergestellt 
w^erden 
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BIP-Deflator 

= Verhältnis von nominalem zu realem BIP, misst das aktuelle Preisniveau 
bezogen auf das Preisniveau des Basisjalu es 

DieiistheiT 

= jui’istische Person, der gegenüber Rechte und Pflichten des Beamten aus 
seinem Beamtenverhältnis bestehen 

Dieiistimföliigkeit 

= gesundheithch bedingte dauerhafte Minderung der Dienstföhigkeit eines 
Beamten 

Dienstiinfall 

= ein auf äußerer Einwirkung beinhendes, plötzliches, örthch imd zeithch 
bestinunbares, einen Köiperschaden veiursachendes Ereignis, das in Aus- 
übung oder infolge des Dienstes eingetieten ist 

qualifizierter Dienstiinfall 

= ein Unfall, den Beamte bei einem Dienst erleiden, der mit einer besonde- 
ren Gefahrenlage verbunden und damit lebensgeföhrlich ist 

eiiism eiliger Riiliestand 

= voilibergehende Versetzimg in den Ruhestand von politischen Beamten; 
der einsbA^eihge Ruhestand endet bei erneuter Bemfimg in das Beamten- 
verhältnis auf Lebenszeit 

Erw^eibsniiiidening 

= gesundheithch bedingte Mindenmg der En;verbsfähigkeit in dem Umfang, 
dass eine Enverbstätigkeit in gewisser Regelmäßigkeit nicht mehi' ausge- 
übt werden kami oder dabei niu geringfügige Einkünfte erzielt werden 
kömien 

En;\"eibsniiiidenmgsrente 

= Rente bei Vorliegen von teilweiser oder voller ErwerbsmindeiTing nach 
Erfiilhuig der Wartezeit von 60 Monaten gemäß § 43 SGB VI sowie dem 
Vorliegen besonderer versichenuigsrechtlicher Voraussetzungen nach §§ 
43, 241 SGB VI 

Fnilipensioniemiig 

= Eintritt in den Ruhestand vor Erreichen der gesetzlichen Altersgrenze, 
z. B. wegen dauernder Dienstunföhigkeit 

Gewähileistiuigsbescheid 

= Bescheid über die Gewähiieistiuig einer späteren Versorgung tmd damit 
Versichenuigsfteilieit in der gesetzlichen Kranken- tmd Rentenversiche- 
iimg 

G 131 

= Gesetz zu Artikel 131 des Gnmdgesetzes 

Giiuidversoigung 

= in der Regel die gesetzliche Rente; aber auch Leistiuigen aus Lebensversi- 
cheiungen oder bemfsständischen Versorgiuigswerken (z. B. Ärzteversor- 
giuig), die die gesetzhche Rente ersetzen und zu denen der Arbeitgeber 
Beiträge oder Zuschüsse geleistet hat 

Hinterbliebene 

= Witw^en, Wib^^er tmd Waisen 

Hinteibliebeiienientiiei- 

= Empfänger von Witwen-ZWitw^er- tmd Waisementen 

Laufbahiigiiippen 

= Laufbahnen werden atifgumd der Besoldungsgmppe des Eingangsamtes 

den Latifbalmgiiippen des einfachen, mittleren, gehobenen oder höheren 

Dienstes zugeordnet: 

- die Laufbahngiiippe des einfachen Dienstes setzt den eifolgreichen 
Besuch einer Hauptschule oder einen als gleichwertig anerkamiten Bil- 
dtmgsstand voraus; 

- die Laufbahngiiippe des mittleren Dienstes setzt den Abschluss einer 
Realschule {10 Schuljahre) oder den erfolgreichen Besuch einer 
Hauptschule und daran anschließend eine förderliche Benifsausbil- 
dung oder einen als gleichwertig anerkannten Bildtmgsstand voraus; 

- die Laufbalmgmppe des gehobenen Dienstes setzt die Fachhochschul- 
reife oder eine andere zu einem Hochschulstudhun berechtigende 
Schulbildung oder einen als gleichwertig anerkaimten Bildtmgsstand 
voraus; 

- die Laufbahngiiippe des höheren Dienstes setzt ein abgeschlossenes 
— für die Laufbahn geeignetes — wissenschaftliches Studiiun an einer 
Universität voraus 
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Mmdestbetrag der Wrsorgiuigsreiite 


Mittelbarer öffentlicher Dienst 


Nettoai’beitsentgelt, fiktives 


Regelaltersrente 


Ruhegehalt 

luhegehaltfaliige Dienstbezüge 

Ruhegehaltssatz 
Ruhe geha Its skala 

Sozi a Iversicheningsbeiträ ge 

Uinlageinonate 

Uinlagesatz 

Unteihaltsbeitia g 


Unveifallbai’keitsvoiaussetziingen 

(Betriebsientengesetz) 


Versicherte 

- aktiv Pflichh' ersicheite 


- beiüagsfiei PflichU'ersicheile 

Versichertemente 

Versichenuigsrente 

Versichenuigsrente auf Gnuid des 
Beüiebsientengesetzes 

Ver soigungsabschla g 


Betiag, der dem Rentenberechtigten in jedem Fall als Wisorgimgsrente 
gezalüt wild 

öffentliche Veiwaltung diuch vom Staat ausgeghederte rechtsfaliige Ver- 
waltungsüäger des öffenthchen Rechts oder Privati echts 

gesamh'ersoigimgsfähiges Entgelt, das um fiktive Abzüge (Lohnsteuer, 
Solidaiitätszuschlag sowie Arbeitnehmeranteile an den Beitragen zur So- 
zialversichenmg) gekürzt ist 

Altersrente mit Vollendung des 67. Lebensjahres imd nach ErMlung der 
Wartezeit von 60 Monaten nach § 35 SGB VI; nach § 235 SGB VI wird 
der Anspnich auf die Regelaltersrente scluittweise von der Vollendung 
des 65. Lebensj alnes auf die Vollendung des 67. Lebensjahres angehoben 

Versorgrmg, die dem Beamten nach der Versetzimg in den Ruhestand ge- 
währt wird 

Besoldungsbestandteile, die die Grundlage für’ die Berechniuig der Versor- 
gimgsbezüge bilden: Grundgehalt; Familienzusclilag; nihegehaltfaliige 
Zulagen 

luhegehaltfaliige Dienstzeit multiplizieit mit 1,79375 Prozent 

der Ruhegehaltssatz steigt jedes Jaln linear um 1,79375 Piozent, so dass 
der Höchstsatz von 71,75 Piozent nach 40 luhegehaltfahigen Dienstj ahren 
eiTcicht wird 

Beiträge zur gesetzlichen Rentenversichenmg, zur’ gesetzhchen Kranken-, 
Pflege- imd Arbeitslosenversichenmg 

Monate, fiii’ die Umlagen füi' einen aktiv Pflichrt^ersicherten an eine Zu- 
satzversorgiuigseiiuichtimg entiichtet worden sind 

Bemessungssatz (Vomhundertsatz) des zusatz\"ersorgimgspflichtigen Ent- 
gelt flü' die vom Arbeitgeber an die Zusatz\"ersorgrmgseiimchtimg zu zah- 
lende Umlage 

Leistung an Beamte, die vor Vollendung einer 5-jähiigen Dienstzeit we- 
gen Dienstiuffähigkeit oder Eneichens einer Altersgr enze entlassen wer- 
den imd daher keinen Anspiuch auf Ruliegehalt haben 

Voraussetziuigen, bei deren Vorliegen Zusagen auf Leistungen einer be- 
tiiebhchen Altersversorgung nicht mein’ verfallen (vgl. § 1 des Betriebs- 
rentengesetzes) 


Aibeitnelnner, die von ihrem Arbeitgeber aufgrund eines Tar ifi' ertrages 
oder aufgnmd eines Einzelarbeitsvertrages bei einer Zusatz\^ei’sorgungs- 
eiinichtung zu versichern sind 

Versicherte, deren Pflichrt'ersichenmg bei einer Zusatz\^ersorgungsein- 
richtimg geendet hat 

Rente, die an einen ehemals Versicherten gezahlt wild 

Rente, die den versicheiungsmathematischen Gegeimert der gezahlten 
Beiträge bzw. den früheren Beitiägen entsprechenden Teil der Umlage 
darstellt 

Rente nach § 18 Absatz 2 Beüiebsrentengesetz 


Veiinindeiung des Ruhegehalts um 3,6 Rozent für jedes Jahr’ des vorzeiti- 
gen Eintiitts in den Ruhestand vor Eneichen der maßgebhchen Altei’s- 
grenze 
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Veisoigimgsaiipa s suiig 

Veisoigiuigsaiiwartscha ft 

Veisoigimgsait 

Veisoigimgseinpfänger 

Veisoigimgsquote 

Veisoigiingsrente 

Veisorgimgs-Steiiei’-Qiiote 

Veisoigimgstarifv^eiträge 

Versoigimgsmhebei 

Ziisatz\"ersoigimg 

Ziisatz\"ersoigimgseiiu’khtimgen 
ziisatz\'ersorgiingspfliclitiges Entgelt 

Ziisatz\"ersoigiuigssysteme, haus- 
haltsfmanzieite 


Erhöliimg der Versoigimgsbezüge durch Bundesgesetz entsprechend der 
Entwicklung der allgemeinen wiitschaftlichen imd finanziellen Verhält- 
nisse 

nach Erfiilhuig der Wartezeit (wie in der gesetzlichen Rentenversichenmg 
5 Jalue) entsteht ein Anspmch auf spätere Versorgimg 

Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgmig (Witw^en-AVitw^er- und Wai- 
sengeld) als Versorgimgsbezüge 

Personen, die nach beamten- oder soldateni echtlichen Vorschiifien Ver- 
sorgimg erhalten; hierzu zählen ehemahge Beamte, Richter und Berufs- 
soldaten sowie deren Hinterbhebene 

Verhältnis der Versorgungsausgaben zum Bmttoinlandsprodukt 


Rente, die im Rahmen eines Gesamh'ersorgungssystems ermittelt wüd 

Verhältnis der Versorgungsausgaben zu den Steuerehmahmen des Bundes 

Tarifi7erträge, die die zusätzhche Alters- imd Hinteibhebenenversorgung 
regeln 

Person, aus deren fiüherem Dienstverhältnis der Anspruch der Hinterbhe- 
benen auf Versorgung abgeleitet wir d 

zusätzhche Alters- imd Hinterbliebenenversorgimg füi' die Aibeitnehmer 
des öffentlichen Dienstes 

Träger der Zusatz\versorgimg des öffenthchen Dienstes 

steueipfiichtiger Arbeitslohn; das zusatzversorgungspflichtige Entgelt bil- 
det die Gnmdlage flh die vom Arbeitgeber an die jew^eihge Zusatzv^ersor- 
gimgseiiuichtimg zu zahlende Umlage imd für die Ennitthmg der Versor- 
gimgspunkte 

Zusatzv^ersorgirngssysteme, deren Leistungen lumiittelbar aus dem Haus- 
halt einer Gebietsköiperschaft gezahlt werden 
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B. Abkürzungsverzeichnis 


AAÜG 

Anspnichs- und Anwaitschaftsüberftihiungsgesetz 

Aflsrs 

Amt fiii’ Nationale Sicherheit (ehemahge DDR) 

ALG 

Gesetz über die Alteissicheiung der Landwirte 

ATZ 

Altersteilzeit 

BBG 

Bimdesbeamtengesetz 

BBVAiipG 

Bimdesbesoldungs- und Veisorgungsanpassungsgesetz 

BeamtVG 

Beamtenveisorgungsgesetz 

BEZNG 

Bimdeseisenbahnneugliedeningsgesetz 

BeüAVG 

Gesetz zur Verbesseiung der betrieblichen Altersversorgung vom 19. Dezember 1974 

BEV 

Bundeseisenbahnveiinögen 

BGBl. I 

Bundesgesetzblatt Teil 1 

BIP 

Bmttoinlandspiodukt 

BMAS 

Bimdesministerium ftir Arbeit und Soziales 

BMF 

Biuidesministeritun der Finanzen 

BMFSFJ 

Biuidesministerium ftir Familie, Senioren, Frauen und Jugend 

BMG 

Bimdesministerium ftir Gesundheit 

BMELV 

Bimdesministerium ftir Emähnmg, Landwditschaft und Verbraucherschutz 

BMI 

Bimdesministerium des hmeiii 

BMV^S 

Bimdesministerium ftir Verkehr-, Bau- und Stadtentwiddimg 

BMVg 

Bimdesministerium der Verteidigimg 

BPS-PT 

Bimdes-Pensions-Service fiii' Post und Telekoinmunikation 

BSZG 

Bimdessonderzahlimgsgesetz 

BT 

Bimdestag 

BVA, Abt. B 

Bahnversicheiungsanstalt, Abteilung B 

DB AG 

Deutsche Bahn Aktiengesellschaft 

DBGiG 

Deutsche Bahn Giündimgsgesetz 

DDR 

Deutsche Demokratische Republik 

DNeuG 

Diensüechtsneuordnungsgesetz 

DO-Aiigestellte 

Dienstordnimgsangestellte 

DRB 

Deutsche Rentenversichenmg Bund 

EWU 

Europäische Whtschaftsunion 

G 131 

Gesetz ziu’ Regelung der Rechtsverhältnisse der imter Aitikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen 

GG 

Gnmdgesetz 

GMBl. 

Gememsames Ministerialblatt 

GKV 

Gesetzliche Kiankenversicheiung 
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GMG 

Gesundheitsmodemisieinngsgesetz 

GRV 

Gesetzliche Reiitenversichenmg 

HBeglG 

Haushaltsbegleitgesetz 

KBS 

Deutsche Rentenveisichenuig Knappschaft-Balin-See 

MfS 

Mhiisteiiimi füi’ Staatssicherheit (ehemalige DDR) 

Mio. 

Millionen 

Mi’d. 

Milliarden 

NVA 

Nationale Volksaiinee (ehemalige DDR) 

PersAnpassG 

Gesetz zin Anpassrmg der Personalstärke der Sheitiaafte - Personalanpassimgsge- 
setz - 

Rspi. 

Rechtsprechmig 

RV 

Rentenversicheinng 

SG 

Soldatengesetz 

SGB 

Sozialgesetzbnch 

SVG 

Soldatenversorgiuigsgesetz 

VBL 

Versorgungsanstalt des Bundes luid der Länder 

VBL-S 

Satzung der Versorgungsanstalt des Bundes luid der Länder 

VBLU 

Versorgungsverband bundes- luid landesgePörderter Untemelmien e. V 

V£zV 

Versorgungsfondszuweisrmgsverordinmg 

VRefomiG 

Versorgungsrefonngesetz 

VSO 

Versorgungsordnung 

WehrR-ÄiidG 

WeluTechtsändeiungsgesetz 

WSV 

ZVK 

Wasser- und Schiffiabitsvervy^altimgen 

Zusatz\'ersorgrmgskasse 


ZVK 
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F Statistischer Anhang 


I. Statistischer Anhang 


1 

Entwicklung der Zahl der Beamten, Richter und Berufssoldaten des Bundes 





von 1960 bis 2010*) 






Insgesamt 

Männer 

Frauen 



Beamte 



Beamte 



Beamte 



zu- 


Berufs- 

zu- 


Berufs- 

zu- 


Berufe- 

J 3Ji r 

sammen 

und 

Soldaten 

sammen 

und 

soldaten 

sammen 

und 

soldaten 



Richter 



Richter 



Richter 



- 1 000 - 

I960 

102,3 

69,8 

32,5 

101,9 

69,4 

32,5 

0,4 

0,4 


1965 

134,1 

84,6 

49,5 

132,9 

83,4 

49,5 

1,2 

1,2 

- 

1970 

142,4 

88,0 

54,4 

140,9 

86,5 

54,4 

1,5 

1,5 

- 

1975 

162,3 

99,0 

63,3 

159,2 

95,9 

63,3 

3,1 

3,1 

- 

19S0 

162,7 

100,7 

62,0 

158,6 

96,6 

62,0 

4,1 

4,1 

- 

19S5 

172,9 

107,2 

65,7 

165,7 

100,1 

65,6 

7,2 

7,1 

0,1 

1990 

178,8 

108,5 

70,3 

168,8 

98,6 

70,2 

10,0 

9,9 

0,1 

1995 

182,0 

123,6 

58,4 

164,7 

106,4 

58,3 

17,3 

17,2 

0,1 

2000 

186,1 

127,2 

58,9 

162,2 

103,4 

58,7 

23,9 

23,7 

0,2 

2001 

185,1 

126,9 

58,2 

160,4 

102,4 

58,0 

24,7 

24,5 

0,2 

2002 

184,1 

126,2 

57,9 

158,7 

101,0 

57,7 

25,4 

25,1 

0,2 

2003 

185,0 

126,5 

58,5 

158,4 

100,2 

58,2 

26,6 

26,3 

0,3 

2004 

186,0 

127,3 

58,7 

158,2 

99,9 

58,3 

27,7 

27,3 

0,4 

2005 

185,5 

126,1 

59,4 

157,0 

98,7 

58,3 

28,5 

27,4 

1,1 

2006 

186,0 

127,1 

58,9 

155,9 

98,3 

57,7 

30,0 

28,8 

1,2 

2007 

184,4 

126,7 

57,6 

153,5 

96,9 

56,6 

30,8 

29,8 

1,0 

2008 

182,9 

125,3 

57,6 

151,4 

95,0 

56,4 

31,5 

30,3 

1,2 

2009 

181,6 

124,6 

57,0 

149,6 

93,6 

56,0 

32,0 

31,0 

1,0 

2010 

179,5 

124,5 

55,0 

146,5 

92,5 

54,0 

33,0 

32,0 

1,0 

2010 elnschl. Beurlaubte 

184,3 

128,6 

55,7 

148,5 

93,9 

54,6 

35,8 

34,7 

1,1 






Vollzelt 





1960 

102,3 

69,8 

32,5 

101,9 

69,4 

32,5 

0,4 

0,4 

- 

1965 

134,1 

84,6 

49,5 

132,9 

83,4 

49,5 

1,2 

1,2 

- 

1970 

142,4 

88,0 

54,4 

140,9 

86,5 

54,4 

1,5 

1,5 

- 

1975 

162,1 

98,8 

63,3 

159,2 

95,9 

63,3 

2,9 

2,9 

- 

1980 

162,4 

100,4 

62,0 

158,6 

96,6 

62,0 

3,8 

3,8 

- 

1985 

172,1 

106,4 

65,7 

165,6 

100,0 

65,6 

6,5 

6,4 

0,1 

1990 

177,3 

107,0 

70,3 

168,6 

98,4 

70,2 

8,7 

8,6 

0,1 

1995 

179,1 

120,7 

58,4 

164,2 

105,9 

58,3 

14,9 

14,8 

0,1 

2000 

177,2 

118,3 

58,9 

157,8 

99,1 

58,7 

19,4 

19,2 

0,2 

2001 

174,8 

116,6 

58,2 

155,2 

97,2 

58,0 

19,7 

19,5 

0,2 

2002 

172,3 

114,4 

57,9 

152,5 

94,8 

57,7 

19,8 

19,6 

0,2 

2003 

171,3 

112,8 

58,5 

151,0 

92,8 

58,2 

20,3 

20,0 

0,3 

2004 

170,5 

111,8 

58,7 

149,8 

91,5 

58,3 

20,7 

20,3 

0,4 

2005 

169,0 

109,6 

59,4 

148,0 

89,7 

58,3 

21,0 

19,9 

1,1 

2006 

168,8 

110,0 

58,8 

147,0 

89,4 

57,7 

21,8 

20,6 

1,2 

2007 

167,3 

109,7 

57,6 

145,4 

88,8 

56,6 

22,0 

21,0 

1,0 

2008 

166,5 

109,0 

57,5 

144,3 

87,8 

56,4 

22,2 

21,1 

1,1 

2009 

165,3 

108,4 

56,9 

143,1 

87,1 

56,0 

22,2 

21,2 

0,9 

2010 

162,9 

108,0 

54,9 

140,4 

86,4 

54,0 

22,5 

21,6 

0,9 






Teilzeit'^ 





1960 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1965 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

1970 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

1975 

0,2 

0,2 

- 

0,0 

0,0 

- 

0,2 

0,2 

- 

1981 

0,3 

0,3 

- 

0,0 

0,0 

- 

0,3 

0,3 

- 

1985 

0,8 

0,8 

- 

0,1 

0,1 

- 

0,7 

0,7 

- 

1990 

1,5 

1,5 

- 

0,2 

0,2 

- 

1,3 

1,3 

- 

1995 

2,9 

2,9 

- 

0,5 

0,5 

- 

2,4 

2,4 

- 

2000 

8,9 

8,9 

- 

4,3 

4,3 

- 

4,6 

4,6 

- 

2001 

10,2 

10,2 

- 

5,2 

5,2 

- 

5,0 

5,0 

- 

2002 

11,8 

11,8 

- 

6,3 

6,3 

- 

5,5 

5,5 

- 

2003 

13,7 

13,7 

- 

7,4 

7,4 

- 

6,3 

6,3 

- 

2004 

15,4 

15,4 

- 

8,4 

8,4 

- 

7,0 

7,0 

- 

2005 

16,5 

16,5 

- 

8,9 

8,9 

- 

7,6 

7,6 

- 

2006 

17,1 

17,1 

0,0 

8,9 

8,9 

0,0 

8,2 

8,2 

0,0 

2007 

17,0 

17,0 

0,1 

8,2 

8,1 

0,0 

8,9 

8,8 

0,0 

2008 

16,4 

16,3 

0,1 

7,2 

7,1 

0,0 

9,2 

9,2 

0,0 

2009 

16,3 

16,3 

0,1 

6,5 

6,5 

0,0 

9,8 

9,8 

0,0 

2010 

16,6 

16,5 

0,1 

6,1 

6,1 

0,0 

10,5 

10,5 

0,1 

*) Ohne Beamte Im Vorbereitungsdienst; 1960-2010 ohne beurlaubte Bedienstete, außerdem 2010 elnsohl. beurlaubte Bedienstete. 

1) Elnsohl. Merstellzelt. 















Quelle: Statistisches Bundesamt, Personalstandstatlstik 
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2.1 Beamte, Richter und Berufssoldaten des Bundes am 30. Juni 2010 
nach Besoldungsgruppen*) 

Laufbahngiuppen/ 

Besoldungsgruppen 

Insgesamt 

Männer 

Frauen 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

-1 000- 

Höherer Dienst 










B11-B5,R10-R5 

1,1 

0,9 

0,2 

1,0 

0,8 

0,2 

0,2 

0,2 

0,0 

B4-B1,R4,R3,C4,W3 

2,3 

1,9 

0,3 

1,9 

1,6 

0,3 

0,3 

0,3 

- 

A 16 + Amtell., A16, R2, C3, W2 

2,4 

1,5 

0,9 

2,1 

1,2 

0,9 

0,3 

0,3 

0,0 

A15, R1,C2, W 1 

9,5 

6,5 

3,0 

7,6 

4,7 

2,9 

1,9 

1,8 

0,1 

A 14, C 1 

10,5 

5,4 

5,1 

8,5 

3,5 

5,0 

2,0 

1,9 

0,1 

A13 

5,7 

3,2 

2,5 

4,4 

1,9 

2,5 

1,3 

1,3 

0,0 

Zusammen 

31,5 

19,5 

12,1 

25,6 

13,7 

11,9 

6,0 

5,8 

0,2 

Gehobener Dienst 










A 14”S",A 13"S"+AmtS2Ulage, A 13”S" 

7,S 

7,4 

0,3 

6,0 

5,7 

0,3 

1,8 

1,8 

- 

A12 

11,6 

9,3 

2,4 

9,3 

6,9 

2,4 

2,4 

2,4 

0,0 

All 

18,3 

12,5 

5,8 

14,3 

8,5 

5,8 

4,0 

4,0 

0,0 

AIO 

13,5 

10,7 

2,8 

9,6 

6,9 

2,7 

3,8 

3,8 

0,1 

A9 

6,5 

5,6 

0,9 

4,5 

3,6 

0,9 

2,0 

2,0 

0,0 

Zusammen 

57,7 

45,5 

12,2 

43,6 

31,5 

12,1 

14,1 

14,0 

0,1 

Mlüle rer Dienst 










A 10"S'', A 9"S" Amtszulage 

10,1 

6,1 

4,0 

9,7 

5,7 

4,0 

0,4 

0,4 

0,0 

A 9"S" 

24,3 

14,9 

9,4 

22,3 

12,9 

9,4 

2,0 

2,0 

0,0 

AS 

40,3 

22,9 

17,4 

33,8 

17,1 

16,7 

6,4 

5,8 

0,7 

A7 

15,8 

15,2 

0,6 

10,3 

9,8 

0,5 

5,5 

5,4 

0,1 

A6 

2,2 

2,2 

- 

1,3 

1,3 

- 

0,9 

0,9 

- 

A5 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

Zusammen 

92,6 

61,3 

31,4 

77,4 

46,8 

30,6 

15,2 

14,5 

0,8 

Einfacher Dienst 










A 6"S", A 5’^" + Amtszulage 

0,8 

0,8 

- 

0,7 

0,7 

- 

0,1 

0,1 

- 

A5"S" 

0,9 

0,9 

- 

0,7 

0,7 

- 

0,2 

0,2 

- 

A 4 - A 1 

0,7 

0,7 


0,5 

0,5 

- 

0,2 

0,2 

- 

Zusammen 

2,4 

2,4 


1,9 

1,9 

- 

0,5 

0,5 

- 

Insgesamt 

184,3 

128,6 

55,7 

148,5 

93,9 

54,6 

35,8 

34,7 

1,1 

*) Elnschl. beurlaubte Bedienstete; ohne Beamte Im Vorbereitungsdienst. 












Quelle; Statistisches 

Bundesamt, Personalstandstatlstik 
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2.2 Beamte, Richter und Berufssoldaten des Bundes am 30. Juni 201 0 
nach Beschäftigungsumfang und Laufbahngmppen*) 




Insgesamt 



Männer 



Frauen 


Laufbahngruppen 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 






-1000- 





Vollaaftbeschäfligte 










Höherer Dbnst 

27,9 

16,0 

11,9 

24,0 

12,3 

11,7 

3,9 

3,7 

0,2 

Gehobener Dienst 

49,2 

37,3 

11,9 

40,6 

28,8 

11,8 

8,7 

8,5 

0,1 

Mittlerer Dienst 

83,5 

52,5 

31,0 

73,9 

43,5 

30,4 

9,6 

9,0 

0,6 

Einfacher Dienst 

2,1 

2,1 

- 

1,8 

1,8 

- 

0,3 

0,3 

- 

Zusammen 

162,9 

108,0 

54,9 

140,4 

86,4 

54,0 

22,5 

21,6 

0,9 

T e ilzeitbeschäftigte' * 










Höherer Dienst 

2,5 

2,4 

0,0 

0,9 

0,9 

0,0 

1,6 

1,5 

0,0 

Gehobener Dienst 

6,6 

6,6 

0,0 

2,3 

2,3 

0,0 

4,3 

4,3 

0,0 

Mittlerer Dienst 

7,3 

7,2 

0,1 

2,7 

2,7 

0,0 

4,6 

4,5 

0,0 

Einfacher Dienst 

0,2 

0,2 

- 

0,1 

0,1 

- 

0,1 

0,1 

- 

Zusammen 

16,6 

16,5 

0,1 

6,1 

6,1 

0,0 

10,5 

10,5 

0,1 

Beurlaubte 










Höherer Dienst 

1,1 

1,0 

0,1 

0,6 

0,5 

0,1 

0,5 

0,5 

0,0 

Gehobener Dienst 

1,8 

1,6 

0,3 

0,7 

0,4 

0,3 

1,1 

1,1 

0,0 

Mittlerer Dienst 

1,8 

1,5 

0,3 

0,7 

0,5 

0,2 

1,1 

1,0 

0,1 

Einfacher Dienst 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

Zusammen 

4,8 

4,1 

0,7 

2,1 

1,5 

0,6 

2,7 

2,6 

0,1 

Beschäftigte 










Höherer Dienst 

31,5 

19,5 

12,1 

25,6 

13,7 

11,9 

6,0 

5,8 

0,2 

Gehobener Dienst 

57,7 

45,5 

12,2 

43,6 

31,5 

12,1 

14,1 

14,0 

0,1 

Mittlerer Dienst 

92,6 

61,3 

31,4 

77,4 

46,8 

30,6 

15,2 

14,5 

0,8 

Einfacher Dienst 

2,4 

2,4 

- 

1,9 

1,9 

- 

0,5 

0,5 

- 

insgesamt 

184,3 

128,6 

55,7 

148,5 

93,9 

54,6 

35,8 

34,7 

1,1 

*) Einschl. beurlaubte Bedienstete; ohne Beamte im Vorbereitungsdienst. 

1 ) Einschl. Altersteilzeit. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Personalstandstatistik 
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2.3 Beamte, Richter und Berufssoldaten des Bundes am 30. Juni 2010 
nach Altersjahrgängen*) 



Insgesamt 

Männer 

Frauen 

Altersjahrgänge 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Berufs- 

soldaten 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Berufs- 

soldaten 

zu- 

sarnnren 

Beamte 

und 

Berufs- 

soldaten 



Richter 



Richter 



Richter 



-1000- 

1989 und jünger 

0,4 

0,3 

0,0 

0,2 

0,2 

0,0 

0,2 

0,1 

0,0 

1988 

0,3 

0,3 

0,0 

0,2 

0,2 

0,0 

0,1 

0,1 

0,0 

1987 

0,6 

0,6 

0,1 

0,3 

0,3 

0,0 

0,3 

0,3 

0,0 

1986 

1,0 

0,9 

0,1 

0,5 

0,5 

0,0 

0,5 

0,4 

0,1 

1985 

1,1 

1,0 

0,2 

0,6 

0,5 

0,1 

0,5 

0,4 

0,1 

1984 

1,3 

1,1 

0,2 

0,7 

0,6 

0,1 

0,6 

0,5 

0,1 

1983 

1,5 

1,2 

0,2 

0,8 

0,6 

0,1 

0,7 

0,6 

0,1 

1982 

2,0 

1,5 

0,5 

1,1 

0,8 

0,3 

0,9 

0,7 

0,2 

1981 

2,5 

1,7 

0,8 

1,5 

0,9 

0,6 

1,0 

0,8 

0,2 

1980 

3,1 

2,0 

1,1 

2,0 

1,1 

1,0 

1,1 

0,9 

0,2 

1979 

3,8 

2,2 

1,6 

2,6 

1,2 

1,5 

1,2 

1,0 

0,2 

1978 

4,6 

2,5 

2,0 

3,3 

1,4 

1,9 

1,3 

1,1 

0,2 

1977 

5,1 

2,9 

2,2 

3,7 

1,6 

2,0 

1,4 

1,3 

0,1 

1976 

5,2 

2,9 

2,3 

3,9 

1,8 

2,2 

1,3 

1,2 

0,1 

1975 

5,2 

3,0 

2,2 

3,9 

1,8 

2,1 

1,3 

1,2 

0,1 

1974 

5,2 

2,9 

2,2 

3,9 

1,8 

2,1 

1,2 

1,1 

0,1 

1973 

5,3 

3,1 

2,2 

4,2 

2,1 

2,1 

1,1 

1,1 

0,1 

1972 

5,7 

3,5 

2,3 

4,5 

2,3 

2,2 

1,2 

1,2 

0,1 

1971 

6,1 

3,8 

2,3 

4,8 

2,6 

2,2 

1,3 

1,2 

0,1 

1970 

6,3 

4,2 

2,2 

5,0 

2,9 

2,1 

1,3 

1,3 

0,1 

1969 

6,5 

4,4 

2,1 

5,1 

3,1 

2,1 

1,3 

1,3 

0,0 

1968 

6,8 

4,7 

2,1 

5,4 

3,4 

2,1 

1,4 

1,4 

0,0 

1967 

6,9 

4,8 

2,1 

5,6 

3,4 

2,1 

1,3 

1,3 

0,0 

1966 

6,6 

4,5 

2,2 

5,5 

3,3 

2,2 

1,2 

1,1 

0,0 

1965 

6,6 

4,5 

2,1 

5,4 

3,4 

2,1 

1,1 

1,1 

0,0 

1964 

7,0 

4,8 

2,2 

5,8 

3,6 

2,2 

1,2 

1,2 

0,0 

1963 

7,1 

4,9 

2,3 

5,9 

3,7 

2,3 

1,2 

1,2 

0,0 

1962 

7,3 

4,8 

2,4 

6,0 

3,6 

2,4 

1,2 

1,2 

0,0 

1961 

7,5 

4,8 

2,6 

6,3 

3,7 

2,6 

1,2 

1,2 

0,0 

1960 

7,1 

4,5 

2,7 

6,2 

3,5 

2,7 

0,9 

0,9 

0,0 

1959 

6,5 

4,0 

2,5 

5,8 

3,2 

2,5 

0,8 

0,8 

0,0 

1958 

6,1 

3,8 

2,4 

5,4 

3,1 

2,4 

0,7 

0,7 

0,0 

1957 

5,5 

3,7 

1,8 

4,8 

3,0 

1,8 

0,6 

0,6 

0,0 

1956 

4,3 

3,6 

0,7 

3,7 

2,9 

0,7 

0,7 

0,7 

0,0 

1955 

4,0 

3,5 

0,5 

3,4 

2,9 

0,5 

0,6 

0,6 

0,0 

1954 

3,8 

3,3 

0,5 

3,2 

2,8 

0,5 

0,5 

0,5 

0,0 

1953 

3,6 

3,1 

0,5 

3,0 

2,6 

0,5 

0,5 

0,5 

0,0 

1952 

3,3 

2,9 

0,4 

2,9 

2,5 

0,3 

0,4 

0,4 

0,0 

1951 

3,0 

2,7 

0,2 

2,6 

2,4 

0,2 

0,3 

0,3 

0,0 

1950 

2,6 

2,5 

0,1 

2,3 

2,2 

0,1 

0,3 

0,3 

0,0 

1949 

2,3 

2,2 

0,1 

2,0 

1,9 

0,1 

0,3 

0,3 

0,0 

1948 

2,1 

2,0 

0,0 

1,8 

1,8 

0,0 

0,2 

0,2 

0,0 

1947 

1,7 

1,7 

0,0 

1,5 

1,5 

0,0 

0,2 

0,2 

- 

1946 und älter 

1,9 

1,8 

0,0 

1,7 

1,7 

0,0 

0,2 

0,2 

- 

Insgesamt 

186,1 

128,8 

57,3 

149,1 

94,1 

55,0 

37,0 

34,7 

2,3 


*) Einschi, beurlaubte Bedienstete; ohne Beamte im Vorbereitungsdienst. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Personalstand Statistik 
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2.4 Beamte, Richter und Berufssoyateo des Bundes am 30. Juni 2010 
nach Altersklassen*) 


zusammen 

Beamte und Richter 

Berulssoldaten 

Altersklassen 





-1000- 



1 nsgesamt 


unter 35 Jahren 

34,9 

22,5 

12,4 

35-44 

61,2 

39,4 

21,8 

45-54 

63,8 

42,7 

21,0 

55 -60 

19,3 

17,4 

2,0 

61 Jahre und älter 

6,8 

6,7 

0,1 

insgesamt 

186,1 

128,8 

57,3 



Männer 


unter 35 Jahren 

23,2 

12,5 

10,7 

35-44 

48,6 

27,3 

21,2 

45-54 

54,4 

33,4 

21,0 

55 -60 

16,8 

14,8 

1,9 

61 Jahre und älter 

6,0 

6,0 

0,1 

insgesamt 

149,1 

94,1 

55,0 



Frauen 


unter 35 Jahren 

11,7 

10,0 

1,7 

35-44 

12,6 

12,1 

0,5 

45-54 

9,4 

9,3 

0,1 

55 -60 

2,6 

2,5 

0,0 

61 Jahre und älter 

0,7 

0,7 

0,0 

insgesamt 

37,0 

34,7 

2,3 

*) Einschi, beurlaubte Bedienstete; ohne Beamte im Vorbe leitungsdienst. 




Quelle: Statistisches BurxJesamt, Persor^lstarxistatistik 
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3 Entwicklung der Zahl dar Varsorgungsampfängar 
das Bundas von 1970 bis 2011 nach darVarsorgungsart*) 


zu- 

sannnnen 

Beamte und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

G 131 

zu- 

sammen 

Beamte und 

Richter 

Beruls- 

scldaten 

G131 






1 000- 






Insgesamt 



Ruhege haltse m pfä nger 


1970^^ 

320,0 

38,5 

23,3 

258,2 

148,6 

21,0 

21 ,7 

105,9 

1975 

309,0 

44,4 

27,3 

237,3 

134,9 

24,0 

22,1 

88,8 

1980 

288,4 

51 ,9 

35,9 

200,6 

123,1 

27,5 

28,6 

67,0 

1985 

263,4 

54,3 

42,9 

166,2 

109,7 

27,9 

32,7 

49,1 

1990 

244,5 

58,5 

51 ,7 

134,3 

103,9 

31 ,2 

38,7 

34,0 

1991 

241 ,5 

59,3 

54,3 

127,9 

103,6 

31 ,9 

40,6 

31,1 

1992 

238,9 

60,4 

57,0 

121 ,5 

104,3 

33,0 

42,9 

28,4 

1993 

239,0 

60,9 

62,6 

115,5 

107,7 

33,8 

47,9 

26,0 

1994 

243,9 

62,9 

68,9 

112,3 

112,8 

35,2 

53,4 

24,2 

1995 

243,2 

64,5 

74,6 

104,1 

116,7 

37,1 

58,2 

21,5 

1996 

241 ,5 

66,5 

76,2 

98,8 

117,8 

39,2 

59,2 

19,5 

1997 

237,0 

68,2 

77,3 

91,4 

117,9 

41 ,0 

59,7 

17,2 

1998 

234,3 

70,5 

78,6 

85,2 

118,8 

43,4 

60,3 

15,2 

1999 

231 ,2 

72,6 

79,4 

79,3 

119,2 

45,5 

60,5 

13,2 

2000 

226,4 

73,4 

79,5 

73,5 

118,0 

46,4 

60,0 

11,5 

2001 

222,4 

74,5 

80,2 

67,7 

117,8 

47,7 

60,2 

9,9 

2002 

217,9 

75,2 

81 ,4 

61,3 

117,8 

48,7 

60,7 

3,4 

2003 

213,7 

76,1 

82,3 

55,3 

117,7 

49,6 

61,2 

7,0 

2004 

210,4 

76,8 

83,3 

50,2 

118,2 

50,4 

61,9 

5,8 

2005 

207,1 

77,5 

84,6 

45,0 

119,0 

51 ,4 

62,8 

4,8 

2006 

204,8 

78,8 

85,8 

40,1 

120,2 

52,7 

63,8 

3,8 

2007 

203,1 

80,4 

87,0 

35,7 

122,1 

54,2 

64,8 

3,1 

2008 

202,3 

81,9 

87,8 

32,6 

123,8 

55,8 

65,6 

2,5 

2009 

200,1 

83,4 

89,1 

27,6 

126,0 

57,4 

66,7 

1,9 

2010 

197,6 

84,5 

89,2 

23,9 

127,1 

58,6 

67,1 

1,4 

2011 

195,1 

85,2 

89,9 

20,0 

128,4 

59,6 

67,7 

1,0 


W itwen- A/V itwe rge Ide m pfä nger 



Wa isengelde mpfä nger 


1970^^ 

163,8 

16,0 

1.0 

146,8 

7,6 

1,5 

0,6 

5,5 

1975 

164,4 

18,4 

2,9 

143,1 

9,6 

2,0 

2,2 

5,4 

1980 

156,6 

21 ,4 

4,8 

130,4 

3,7 

3,0 

2,5 

3,2 

1985 

146,0 

23,4 

7,7 

114,9 

7,7 

2,9 

2,5 

2,3 

1990 

134,5 

24,9 

11,1 

98,5 

6,0 

2,4 

1,9 

1,7 

1991 

132,1 

25,1 

11,9 

95,1 

5,6 

2,2 

1,8 

1,6 

1992 

129,2 

25,2 

12,4 

91,6 

5,4 

2,2 

1,7 

1,5 

1993 

126,2 

25,0 

13,1 

88,1 

5,1 

2,1 

1,6 

1,4 

1994 

125,9 

25,4 

14,0 

86,6 

5,2 

2,2 

1,6 

1,4 

1995 

121 ,5 

25,3 

14,9 

81,3 

5,0 

2,1 

1,6 

1,4 

1996 

118,9 

25,3 

15,6 

78,0 

4,8 

2,0 

1,4 

1,3 

1997 

114,6 

25,3 

16,2 

73,1 

4,5 

1,9 

1,4 

1,2 

1998 

111,1 

25,3 

16,9 

68,9 

4,4 

1,9 

1,4 

1,1 

1999 

107,7 

25,2 

17,5 

64,9 

4,3 

1,9 

1,4 

1,1 

2000 

104,2 

25,1 

18,1 

60,9 

4,2 

1,8 

1,3 

1,0 

2001 

100,4 

25,0 

18,7 

56,8 

4,2 

1,3 

1,4 

1,0 

2002 

96,0 

24,7 

19,3 

52,0 

4,2 

1,3 

1,4 

1,0 

2003 

91 ,8 

24,8 

19,7 

47,3 

4,1 

1,3 

1,4 

1,0 

2004 

88,0 

24,6 

20,0 

43,5 

4,2 

1,3 

1,4 

0,9 

2005 

84,0 

24,3 

20,4 

39,3 

4,2 

1,9 

1,4 

0,9 

2006 

80,4 

24,2 

20,7 

35,5 

4,1 

1,9 

1,4 

0,8 

2007 

77,0 

24,3 

20,8 

31,9 

4,1 

1,9 

1,4 

0,8 

2008 

74,4 

24,2 

20,9 

29,4 

4,0 

1,9 

1,4 

0,8 

2009 

70,1 

24,1 

21,1 

24,9 

4,0 

1,9 

1,3 

0,8 

2010 

66,6 

24,0 

20,9 

21,7 

3,9 

1,9 

1,3 

0,8 

2011 

62,9 

23,8 

20,9 

18,2 

3,8 

1,3 

1,3 

0,7 

*) Abvsaichiungen in den Sunnnnen durch Runden der Zahlen. 






ab 1991 ESeutschland. 








1) Bis 1993 Stand 1.2., ab 1994 Stand 1.1 . 







2) Teilweise geschätzt. 













Quelle; Statistisches Bundesamt, Verscrgungsempfängerstatistik 
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4.1 Verso rg u ngssmpfänger des Bundes am 1 . Januar 201 1 
nach Laufbahn- und Besoldungsgruppen 

Laufbahngruppen/ 

Besold u ngsg ru ppen 

Insgesamt 

zusamrrten 

Beamte 

und 

Rbhter 

Berufssoldaten 

G131 

-1000- 

Höherer Dienst 





B11 -B5, R10-R5 

3,5 

2,4 

1,0 

0,1 

B4-B1,R4,R3,C4 

5,9 

4,2 

1,7 

0,0 

A 16 + Amtszulage, A16, R2, C3 

5,1 

2,5 

2,4 

0,2 

A15,R1,C2 

13,3 

6,3 

6,9 

0,1 

A14,C1 

13,3 

2,7 

9,8 

0,9 

A13 

3,0 

0,6 

1,0 

1,3 

Zusammen 

44,1 

18,8 

22,7 

2,6 

Gehobener Dienst 





A13"S: 

12,9 

10,9 

1,9 

0,2 

A12 

13,4 

7,8 

5,3 

0,4 

A11 

22,2 

3,4 

11,5 

2,3 

A10 

5,3 

2,7 

0,6 

2,0 

A9 

3,4 

0,2 

0,1 

3,1 

Zusammen 

57,2 

29,9 

19,4 

7,8 

Mittlerer Dienst 





A 10"S“, ATS“ + Amtszulage 

20,1 

9,4 

10,7 

0,0 

A9"S: 

38,3 

9,8 

28,6 

0,0 

A8 

17,6 

10,2 

7,3 

0,1 

A7 

5,9 

3,2 

1,0 

1,7 

A6 

6,5 

0,8 

0,0 

5,7 

A5 

1,5 

0,1 

0,0 

1,4 

Zusammen 

89,9 

33,4 

47,7 

3,9 

Einfacher Dienst 





AS'^S", A5'*S'* + Amtszulage 

1,5 

1,5 

- 

- 

A5"Sr 

0,8 

0,7 

0,0 

0,0 

A4-A1 

0,9 

0,6 

0,0 

0,3 

Zusamnrven 

3,1 

2,8 

0,0 

0,3 

Sonstige 

0,8 

0,3 

0,1 

0,4 

Insgesamt 

195,1 

35,2 

89,9 

20,0 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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A 4.1 Versorgungsempfänger des Bundes am 1 . Januar 201 1 
nach Versorgungsart und Besoldungsgruppen 

Laufbahn gruppen/ 
Besoldungsgruppen 

Empfänger von Ruhegehalt 

Empfänger von Hinterbliebenen bezögen 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

Gl 31 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

G131 

-1000- 

Höherer Dienst 









B11-B5,R10-R5 

2,5 

1,8 

0,7 

- 

1,0 

0,6 

0,3 

0,1 

B4-B1,R4,R3,C4 

4,2 

3,0 

1,2 

- 

1,7 

1,2 

0,5 

0,0 

A 16 + Amtszulage, A16, R2, C3 

3,5 

1,8 

1,7 

0,0 

1,7 

0,7 

0,7 

0,2 

A15, R1,C2 

9,6 

4,5 

5,1 

- 

3,7 

1,8 

1,8 

0,1 

A 14, C 1 

9,5 

1,9 

7,6 

0,0 

3,9 

0,8 

2,2 

0,9 

A13 

1,5 

0,5 

1,0 

0,0 

1,5 

0,1 

0,1 

1,3 

Zusamrmn 

30,7 

13,5 

17,2 

0,1 

13,4 

5,3 

5,5 

2,6 

Gehobener Dienst 









A 13"S" 

9,5 

S,1 

1,4 

0,0 

3,5 

2,8 

0,5 

0,2 

A12 

9,5 

5,5 

4,0 

0,0 

3,9 

2,2 

1,3 

0,3 

A11 

15,3 

6,0 

9,1 

0,1 

6,9 

2,4 

2,4 

2,1 

A10 

2,0 

1,6 

0,3 

0,1 

3,3 

1,1 

0,3 

1,9 

A9 

0,3 

0,1 

0,0 

0,2 

3,0 

0,1 

0,1 

2,9 

Zusamnrten 

36,6 

21,3 

14,7 

0,5 

20,6 

3,6 

4,7 

7,3 

Mittlerer Dienst 









A 10"S:, A9"S" + Amtszulage 

16,8 

7,4 

9,3 

- 

3,4 

1,9 

1,4 

0,0 

A9"S" 

29,8 

6,6 

23,2 

0,0 

8,5 

3,1 

5,4 

0,0 

A8 

9,6 

6,6 

3,0 

- 

3,0 

3,6 

4,3 

0,1 

A7 

2,2 

1,9 

0,3 

0,1 

3,7 

1,3 

0,7 

1,7 

A6 

0,6 

0,3 

0,0 

0,3 

5,9 

0,4 

0,0 

5,4 

A5 

0,2 

0,0 

0,0 

0,1 

1,3 

0,0 

0,0 

1,2 

Zusamrmn 

59,2 

22,9 

35,8 

0,5 

30,7 

10,4 

11,9 

3,4 

Einfacher Dienst 









A 6*3“, AS^S"* + Amtszulage 

1,0 

1,0 

- 

- 

0,4 

0,4 

- 

- 

A5“S“ 

0,3 

0,3 

- 

0,0 

0,4 

0,4 

0,0 

0,0 

A4-A1 

0,3 

0,3 

0,0 

0,0 

0,6 

0,3 

0,0 

0,3 

Zusammen 

1,6 

1,6 

0,0 

0,0 

1,5 

1,2 

0,0 

0,3 

Sonstige 

0,2 

0,2 

- 

0,0 

0,5 

0,1 

0,1 

0,4 

Insgesamt 

128,4 

59,6 

67,7 

1,0 

66,7 

25,6 

22,1 

19,0 





Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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4.2 Versorgungsempfänger des Bundes am 1 . Januar 201 1 
nach Versorgungsart und Laufbahngmppen 

Art der Versorgung/ 
Laufbahngruppen 

Insgesamt 

Männer 

Frauen 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

G131 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufs- 

soldaten 

G131 

zu- 

sammen 

Beamte 

und 

Richter 

Berufe- 

soldaten 

G131 

-1000- 

Empfänger von Ruhegehalt 













Höherer Dienst 

307 

13,5 

17,2 

0,1 

29,9 

12,7 

17,1 

0,1 

0,8 

0,8 

0,1 

0,0 

Gehobener Dienst 

36,6 

21,3 

14,7 

0,5 

35,4 

20,2 

14,7 

0,5 

1,2 

1,2 

0,0 

0,0 

Mittlerer Dienst 

59,2 

22,9 

35,8 

0,5 

58,0 

21,8 

35,8 

0,5 

1,2 

1,2 

0,0 

0,0 

Einfacher Dienst 

1,6 

1,6 

0,0 

0,0 

1,5 

1,5 

0,0 

0,0 

0,1 

0,1 

- 

- 

Sonstige 

0,2 

0,2 

- 

0,0 

0,2 

0,2 

- 

0,0 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

Zusammen 

128,4 

59,6 

67,7 

1,0 

125,0 

56,4 

67,6 

1,0 

3,3 

3,2 

0,1 

0,0 

Empfänger von Witwen-/ 













Wilwergeld 













Höherer Dienst 

12,6 

4,9 

5,3 

2,4 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

12,5 

4,9 

5,2 

2,4 

Gehobener Dienst 

19,4 

8,0 

4,3 

7,1 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

19,3 

7,9 

4,3 

7,1 

Mittlerer Dienst 

29,0 

9,6 

11,2 

8,2 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

28,9 

9,5 

11,2 

8,2 

Einfacher Dienst 

1,4 

1,1 

0,0 

0,2 

0,0 

0,0 

- 

- 

1,4 

1,1 

0,0 

0,2 

Sonstige 

0,5 

0,1 

0,1 

0,3 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,5 

0,1 

0,1 

0,3 

Zusammen 

62,9 

23,8 

20,9 

18,2 

0,3 

0,2 

0,1 

0,0 

62,6 

23,5 

20,8 

18,2 

Empfänger von Waisengeld 













Höherer Dienst 

0,8 

0,4 

0,3 

0,2 

0,4 

0,2 

0,1 

0,1 

0,4 

0,2 

0,1 

0,1 

Gehobener Dienst 

1,2 

0,6 

0,4 

0,2 

0,6 

0,3 

0,2 

0,1 

0,6 

0,3 

0,2 

0,1 

Mittlerer Dienst 

1,7 

0,8 

0,7 

0,2 

0,8 

0,4 

0,3 

0,1 

0,9 

0,4 

0,3 

0,1 

Einfacher Dienst 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

Sonstige 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- 

- 

0,0 

Zusammen 

3,8 

1,8 

1,3 

0,7 

1,9 

0,9 

0,6 

0,3 

1,9 

0,9 

0,6 

0,4 

Versorg u ngsem pfänger 













Höherer Dienst 

44,1 

18,8 

22,7 

2,6 

30,3 

12,9 

17,3 

0,1 

13,8 

5,8 

5,4 

2,5 

Gehobener Dienst 

57,2 

29,9 

19,4 

7,8 

36,1 

20,6 

14,9 

0,6 

21,1 

9,4 

4,5 

7,3 

Mittlerer Dienst 

89,9 

33,4 

47,7 

8,9 

59,0 

22,3 

36,2 

0,6 

30,9 

11,1 

11,5 

8,3 

Einfacher Dienst 

3,1 

2,8 

0,0 

0,3 

1,6 

1,6 

0,0 

0,0 

1,5 

1,2 

0,0 

0,3 

Sonstige 

0,8 

0,3 

0,1 

0,4 

0,2 

0,2 

0,0 

0,0 

0,5 

0,1 

0,1 

0,4 

insgesamt 

195,1 

85,2 

89,9 

20,0 

127,2 

57,6 

68,4 

1,3 

67,8 

27,6 

21,5 

18,7 







Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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5 Versorgungsempfänger des Bundes am 1 . Januar 201 1 
nach Altersklassen und Versorgungsart 




Beamte 



Alter von ... bis unter 

zusammen 

und 

Berufssoldaten 

G131 

... Jahren 


Richter 




- 1000 - 


unter SO 

2,2 

Empfänger von Ruhegehalt 

1,3 

0,8 


50-55 

SA 

1,0 

4,4 

- 

55-60 

11,5 

1,5 

10,0 

- 

60-65 

14,9 

4,8 

10,1 

- 

65-70 

29,9 

15,4 

14,6 

- 

70-75 

33,7 

17,8 

15,9 

- 

75-80 

14,4 

8,5 

5,9 

- 

80-85 

7,6 

5,4 

2,2 

0,0 

85-90 

5,6 

3,0 

2,4 

0,2 

90-95 

2,2 

0,7 

1,2 

0,4 

95 und älter 

1,0 

0,3 

0,2 

0,5 

Zusamnrten 

128,4 

59,6 

67,7 

1,0 

unter 50 

0,9 

Empfänger von Witwengeld 

0,5 

0,4 

0,0 

50-55 

0,9 

0,5 

0,5 

0,0 

55-60 

1,5 

0,8 

0,7 

0,0 

60-65 

2,6 

1,3 

1,3 

0,0 

65-70 

4,8 

2,4 

2,3 

0,1 

70-75 

7,4 

3,8 

3,2 

0,3 

75-80 

6,5 

3,5 

2,4 

0,6 

80-85 

S,7 

4,1 

3,2 

1,4 

85-90 

14,8 

4,2 

4,7 

5,9 

90-95 

10,8 

1,9 

1,9 

7,0 

95 und älter 

3,9 

0,7 

0,3 

2,9 

Zusam irrten 

62,9 

23,8 

20,9 

18,2 

unter 10 

0,2 

Empfänger von Waisengeld 

0,1 

0,1 


10-15 

0,4 

0,2 

0,2 

- 

15-20 

0,7 

0,4 

0,3 

- 

20-25 

0,8 

0,5 

0,3 

0,0 

25 und älter 

1,8 

0,7 

0,4 

0,7 

Zusammen 

3,8 

1,8 

1,3 

0,7 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorg ungsempfängerstatistik 
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6.1 Versorgungszugänge des Bundes nach Laufbahngmppen im Jahr 2010 
* Empfänger von Ruhegehalt (Männer und Frauen) - 


Grund für den Eintritt in den Ruhestand 

Insgesamt 

Höherer 

Dienst 

Gehobener 

Dier^t 

Mittlrer/ 

E infacher 

Dienst 

Durchsdinitts- 

alter 

-1 OC 

0- 


zusammen 





Dienstunfähigkeit 

0,50 

0,04 

0,14 

0,33 

51,6 

Erreicben einer Altersgrenze 

4,33 

0,98 

1,27 

2,08 

59,3 

Besondbse Altersgrenze 

2,56 

0,48 

0,63 

1,44 

55,6 

Auf Antrag nach Vollendung des 60. Lebensjahres 

0,21 

0,03 

0,07 

0,11 

62,2 

Auf Antrag nach Vollendung des 63. Lebensjahres 

0,28 

0,07 

0,09 

0,13 

63,6 

Regele ttersgrenze 65 Jahre 

1,29 

0,40 

0,48 

0,40 

65,1 

Sonstige Grunde 

0,27 

0,03 

0,01 

0,22 

51,2 

Zusammen 

5,10 

1,04 

1,42 

2,63 

58,1 

Beamte und Richter 




Dier^tunfähigkeit 

0,46 

0,03 

0,12 

0,31 

52,3 

Erreichen einer Altersgrenze 

2,30 

0,51 

0,88 

0,90 

63,5 

Besondere Altersgrenze 

0,52 

0,01 

0,24 

0,26 

60,1 

Auf Antrag r^ach Vollendung des 60. Lebensjahres 

0,21 

0,03 

0,07 

0,11 

62,2 

Auf Antrag r^ach Vollendung] des 63. Lebensjahres 

0,28 

0,07 

0,09 

0,13 

63,6 

Regeialtersgrenze 65 Jahre 

1,29 

0,40 

0,48 

0,40 

65,1 

Sonstige GrürxJe 

0,02 

0,02 

0,00 

- 

58,0 

Zusammen 

2,77 

0,56 

1,01 

1,21 

61,6 


Berufssoldaten 




Dienstunfähigkeit 

0,04 

0,01 

0,01 

0,02 

44,3 

Errebhen einer Altersgrenze 

2,04 

0,47 

0,39 

1,18 

54,5 

Besondere Altersgrenze 

2,04 

0,47 

0,39 

1,18 

54,5 

Auf Antrag nach Vollendung des 60. Lebensjahres 

- 

- 

- 

- 

- 

Auf Antrag nach Vollendung des 63. Lebensjahres 

- 

- 

- 

- 

- 

Regelaltersgrenze 65 Jahre 

- 

- 

- 

- 

- 

Sonstige Grunde 

0,24 

0,01 

0,01 

0,22 

50,6 

Zusammen 

2,32 

0,49 

0,41 

1,43 

53,9 


Quelb: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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6.2 Versorgungszugänge des Bundes nach Laufbahn gruppen im Jahr 2010 
- Empfänger von Hinterbliebenen bezogen - 





Mittlerer/ 

Grund für den Eintritt in den Ruhestand 

Insgesamt 

Höherer Dienst 

Gehobener Dienst 

Einfacher 





Dienst 


-1000- 


zusammen 



Zugänge von Witwen/Witwern 

2,3 

0,5 

0,7 

1,1 

Zugänge von Waisen 

0,2 

0,1 

0,1 

0,1 

Zusammen 

2,6 

0,6 

0,7 

1,2 


Beamte u nd Richter 



Zugänge von Wilwen/Wilwern 

1,2 

0,2 

0,4 

0,5 

Zugänge von Waisen 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

Zusammen 

1,3 

0,3 

0,5 

0,5 


Berufssoldaten 



Zugänge von Wilwen/Wilwern 

1,1 

0,3 

0,2 

0,6 

Zugänge von Waisen 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

Zusammen 

1,3 

0,3 

0,3 

0,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorg ungsempfängerstatfetik 
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6.3 Versorgungszugänge des Bundes nach Laufbahn gruppen im Jahr 2010 


- Durchschnittsalter bei Eintritt in den Ruhestand (Männer und Frauen) - 





Gehobener 

Dienst 

Mittlerer/ 

Grund für den Eintritt in den Ruhestand 

Insgesamt 

Höherer Dienst 

Einfacher 




Dienst 

zusamrrken 




Dienstunfähig keil 

51,6 

54,3 

53,0 

50,7 

Besondere Altersgrenze 

55,6 

57,9 

56,7 

54,4 

Antragsaltersgrenze 60. Lebensjahr 

62,2 

62,8 

62,1 

62,1 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

63,6 

63,6 

63,4 

63,6 

Regelaltersgrenze 65. Lebensjahr 

65,1 

65,2 

65,1 

65,1 

Zusammen 

58,5 

61,2 

59,9 

56,5 

Vorruhestandsregelung und sonstige Gründe 

51,2 

57,2 

53,9 

50,2 

Insgesamt 

58,1 

61,1 

59,9 

56,0 

Beamte und Richter 




Dienstunfähigkeit 

52,3 

55,7 

54,0 

51 ,3 

Besondere Altersgrenza 

60,1 

60,4 

60,1 

60,1 

Antragsaltersgrenze 60. Lebensjahr 

62,2 

62,8 

62,1 

62,1 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

63,6 

63,6 

63,4 

63,6 

Regelaltersgrenze 65. Lebensjahr 

65,1 

65,2 

65,1 

65,1 

Zusamnnen 

61,7 

64,3 

62,2 

60,1 

Vorruhestandsregelung und sonstige Gründe 

58,0 

57,6 

65,0 

- 

Insgesamt 

61,6 

64,0 

62,2 

60,1 

Berufssoldaten 




Dienstunfähig keil 

44,3 

50,6 

42,6 

42,4 

Besondere Altersgrenze 

54,5 

57,9 

54,5 

53,1 

Antragsaltersgrenze 60. Lebensjahr 

- 

- 

- 

- 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

- 

- 

- 

- 

Regelaltersgrenze 65. Lebensjahr 

- 

- 

- 

- 

Zusammen 

54,3 

57,7 

54,2 

52,9 

Vorruhestandsregelung und sonstige Gründe 

50,6 

56,4 

52,5 

50,2 

Insgesamt 

53,9 

57,7 

54,1 

52,5 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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7 Verso tgungsabgänge des Bundes nach Verso igungsart und Attersgmppen im Jahr 2010 


Insgesamt 

Männer 

Frauen 

Altersgruppen 

zu- 

Beamte 

Berufs- 


zu- 

Beamte 

Berufs- 

G131 

zu- 

Beamte 

Berufs- 

G131 

von ... bis unter ... 

sammen 

und 

Soldaten 

G131 

sammen 

und 

soldaten 

sammen 

und 

soldaten 

Jsirrsn 


Richter 




Richter 




Richter 




- 1 000 - 






Insgesamt 







65 und Jünger 

0,7 

0,3 

0,4 

0,0 

0,5 

0,2 

0,2 

0,0 

0,3 

0,1 

0,1 

0,0 

65-70 

0,4 

0,2 

0,2 

0,0 

0,4 

0,2 

0,2 

- 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

70-75 

0,7 

0,4 

0,3 

0,0 

0,6 

0,3 

0,3 

- 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

75 -SO 

0,6 

0,3 

0,2 

0,0 

0,5 

0,3 

0,2 

- 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

S0-S5 

1,0 

0,6 

0,3 

0,1 

0,5 

0,3 

0,2 

- 

0,4 

0,2 

0,2 

0,1 

S5-90 

2,2 

0,8 

0,8 

OJ 

0,8 

0,4 

0,3 

- 

1,5 

0,4 

0,4 

0,6 

90-95 

2,4 

0,5 

0,6 

1,3 

0,5 

0,2 

0,3 

0,1 

1,9 

0,3 

0,3 

1,2 

95 und älter 

1,7 

0,4 

0,2 

1,1 

0,4 

0,1 

0,1 

0,2 

1,3 

0,3 

0,1 

0,9 

Insgesamt 

9,7 

3,5 

3,0 

3,3 

4,1 

2,0 

1,8 

0,4 

5,6 

1,5 

1,2 

2,9 





Empfänger von Ruhegehalt 






65 und Jünger 

0,2 

0,1 

0,1 

- 

0,2 

0,1 

0,1 

- 

0,0 

0,0 

- 

- 

65-70 

0,4 

0,2 

0,2 

- 

0,4 

0,2 

0,2 

- 

0,0 

0,0 

- 


70-75 

0,6 

0,3 

0,3 

- 

0,6 

0,3 

0,3 

- 

0,0 

0,0 

0,0 

- 

75-80 

0,5 

0,3 

0,2 

- 

0,5 

0,3 

0,2 

- 

0,0 

0,0 

- 

- 

80-85 

0,5 

0,3 

0,2 

- 

0,5 

0,3 

0,2 

- 

0,0 

0,0 

- 

- 

85-90 

0,8 

0,4 

0,3 

- 

0,8 

0,4 

0,3 

- 

0,0 

0,0 

- 

- 

90-95 

0,6 

0,2 

0,3 

0,1 

0,5 

0,2 

0,3 

0,1 

0,0 

0,0 


- 

95 und älter 

0,4 

0,1 

0,1 

0,2 

0,4 

0,1 

0,1 

0,2 

0,0 

0,0 


0,0 

Zusammen 

3,9 

1,9 

U 

0,3 

3,8 

1,8 

1,7 

0,3 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 





Empfänger von Wltwen-ZWItwergeld 






65 und Jünger 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

65-70 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- 


0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

70-75 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 


- 



0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

75-80 

0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 



0,1 

0,1 

0,0 

0,0 

80-85 

0,4 

0,2 

0,2 

0,1 





0,4 

0,2 

0,2 

0,1 

85-90 

1,5 

0,4 

0,4 

0,6 

0,0 

0,0 

- 

- 

1,5 

0,4 

0,4 

0,6 

90-95 

1,9 

0,3 

0,3 

1,2 

0,0 

0,0 

0,0 

- 

1,8 

0,3 

0,3 

1,2 

95 und älter 

1,3 

0,3 

0,1 

0,9 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

1,3 

0,3 

0,1 

0,9 

Zusammen 

5,4 

1,4 

1,1 

2,9 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

5,4 

1,4 

1,1 

2,9 





Empfänger von Walsengeld 






20 und Jünger 

0,0 

0,0 

0,0 


0,0 

0,0 

0,0 


0,0 

0,0 

0,0 

- 

20-25 

0,1 

0,0 

0,1 


0,1 

0,0 

0,0 


0,1 

0,0 

0,1 

- 

25-30 

0,2 

0,1 

0,1 


0,1 

0,1 

0,0 


0,1 

0,1 

0,0 

- 

30 und älter 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Zusammen 

0,4 

0,2 

0,2 

0,0 

0,2 

0,1 

0,1 

0,0 

0,2 

0,1 

0,1 

0,0 







Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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8 Ruhegehattsennpfänger Bundes am 1 . Januar 2011 

nach Größenklassen der monatlichen Ruhegehaltsbezüge 



Beamte 



Monatliche Ruhegehaltsbezüge'^ 

zusammen 

und 

Berufssoldaten 

G 131 

von ... bis unter ... EUR 


Richter 






1000 - 


unter 1 000 

2,1 

1,4 

0,2 

0,5 

1 000 - 1 250 

1,2 

1,0 

0,1 

0,1 

1 250 - 1 500 

3,1 

2,6 

0,4 

0,2 

1 500 - 1 750 

4,1 

3,2 

0,8 

0,1 

1 750-2 000 

12,S 

6,9 

5,8 

0,1 

2 000-2 250 

29,S 

8,0 

21,8 

0,0 

2 250-2 500 

15,9 

6,4 

9,6 

0,0 

2 500-2 750 

14,1 

5,4 

8,7 

0,0 

2 750-3 000 

9,7 

5,4 

4,3 

0,0 

3 000-3 250 

9,4 

7,8 

1,6 

0,0 

3 250-3 500 

6,5 

1,6 

4,8 

0,0 

3 500 und mehr 

19,7 

10,1 

9,6 

0,0 

Insgesamt 

128,4 

59,6 

67,7 

1,0 

1) Nach Anwendung der Ruhensregelung. 





9 R uhege ha Itse mpfänge r des Bu nde s a m 1 . Ja n ua r 20 1 1 



nach Größenklassen des erneichten Ruhegehaltssatzes 




Beamte 



Ruhegehaltssatz 

zusammen 

und 

Berufssoldaten 

G 131 

von ... bis unter ... % 


Richter 






1000 - 


unter 50 

4,9 

2,6 

1,9 

0,3 

50-55 

2,1 

1,0 

0,9 

0,2 

56-60 

2,8 

1,6 

1,2 

0,0 

60-65 

3,6 

2,4 

1,1 

0,1 

65-71,75 

15,8 

7,7 

7,7 

0,4 

71,75 und mehr 

99,2 

44,3 

54,9 

0,0 

Insgesamt 

128,4 

59,6 

67,7 

1,0 



Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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1 0 Versorg u ng sa u sga ben des B u ndes 
von 1970 bis 2010 nach Beschäftig ungsbereichen*) 




Bund 




Jahr 

Insgesamt 

zu* 

sammen 

Beamte und 
Richter 

Berufs-soidaten 

G131 

Bahn 

Post 

mittelbarer 

Bundesdienst 


in Mrd.EUR 


1970 

3,6 

1,0 

0,3 

0,2 

1,1 

1,0 

1,0 

- 

1975 

5,3 

2,3 

0,5 

0,4 

1,9 

1,3 

1,2 

0,0 

19Ö0 

7,6 

3,3 

0,3 

0,6 

2,0 

2,5 

1,0 

0,1 

1905 

7,9 

5,4 

0,9 

0,3 

1,7 

2,7 

1,3 

0,1 

1990 

9,2 

3,7 

1,1 

1,1 

1,4 

3,1 

2,2 

0,2 

1991 

9,7 

3,3 

1,2 

1,3 

1,4 

3,2 

2,4 

0,2 

1992 

10,4 

4,1 

1,3 

1,5 

1,4 

3,4 

2,7 

0,2 

1993 

10,7 

4,2 

1,3 

1,0 

1,3 

3,5 

2,3 

0,2 

1994 

11,0 

4,4 

1,4 

1,7 

1,2 

3,5 

2,9 

0,2 

1995 

11,9 

4,6 

1,5 

1,9 

1,2 

3,7 

3,3 

0,3 

1996 

12,3 

4,6 

1,0 

1,9 

1,1 

3,3 

3,7 

0,3 

1997 

12,9 

4,7 

1,7 

2,0 

1,0 

3,9 

4,0 

0,3 

1993 

13,3 

4,3 

1,3 

2,1 

0,9 

4,0 

4,3 

0,3 

1999 

13,3 

4,3 

1,3 

2,1 

0,9 

4,1 

4,6 

0,3 

2000 

14,2 

4,3 

1,9 

2,1 

0,3 

4,1 

4,9 

0,3 

2001 

14,6 

4,9 

2,0 

2,2 

0,7 

4,2 

5,1 

0,3 

2002 

14,3 

5,0 

2,0 

2,3 

0,7 

4,2 

5,2 

0,4 

2003 

14,9 

5,0 

2,1 

2,3 

0,6 

4,2 

5,3 

0,4 

2004 

14,4 

4,9 

2,0 

2,3 

0,5 

4,0 

5,1 

0,4 

2005 

14,3 

4,9 

2,1 

2,3 

0,5 

3,9 

5,1 

0,4 

2006 

13,9 

4,3 

2,1 

2,3 

0,4 

3,7 

4,9 

0,4 

2007 

13,3 

4,3 

2,1 

2,3 

0,4 

3,6 

5,0 

0,4 

2003 

14,3 

5,0 

2,2 

2,4 

0,3 

3,7 

5,2 

0,4 

2009 

14,6 

5,1 

2,3 

2,5 

0,3 

3,7 

5,4 

0,5 

2010 

14,6 

5,1 

2,4 

2,5 

0,2 

3,5 

5,4 

0,5 


*) Abweichungen in den Sumnnen durch Runden der Zehien. - Gebietsstand früheres Bundesgebiet bis 1990, 
ab 1991 Deutschiand. 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 


Jahr 

1960 

1970 

1975 

19S0 

1985 

1990 

1991 

1992 

1993 

1994 

1995 

1996 

1997 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

2006 

2007 

2008 

2009 

2010 
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1 Entwicklung der Zahl der Beamten*) der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes 

nach Geschlecht 


Bahn 

Post 

Mittelbarer Bundesdlenst^^ 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

- 1 000 - 

230,3 

227,9 

2,4 

216,8 

188,9 

27,9 

9,0 

7,1 

1,9 

209,6 

207,0 

2,6 

248,4 

216,1 

32,3 

10,9 

8,5 

2,4 

213,6 

209,2 

4,4 

268,7 

229,9 

38,8 

12,9 

10,1 

2,8 

186,4 

1S1J 

4,7 

284,3 

230,0 

54,3 

15,4 

12,2 

3,1 

169,6 

164,6 

5,0 

303,5 

244,4 

59,1 

1S,1 

13,1 

5,0 

142,1 

136,4 

5,7 

306,6 

237,9 

68,7 

20,9 

14,4 

6,5 

137,1 

131,1 

6,0 

305,1 

229,8 

75,3 

21,4 

14,9 

6,5 

130,6 

124,4 

6,2 

300,0 

223,7 

76,3 

22,4 

15,1 

7,3 

127,5 

120,9 

6,6 

298,5 

220,1 

78,4 

27,7 

19,8 

7,8 

122,0 

115,4 

6,6 

289,5 

212,1 

77,4 

28,3 

20,0 

8,3 

113,7 

107,2 

6,5 

270,7 

195,6 

75,1 

32,0 

21,5 

10,4 

104,2 

97,9 

6,2 

248,0 

177,7 

70,3 

33,7 

21,9 

11,8 

94,6 

88,6 

6,0 

217,4 

154,6 

62,7 

35,3 

22,1 

13,2 

85,2 

79,3 

5,9 

199,7 

140,4 

59,3 

35,7 

22,8 

13,6 

74,0 

68,4 

5,6 

182,0 

124,6 

57,5 

36,8 

22,5 

14,3 

68,6 

63,2 

5,4 

167,1 

112,9 

54,2 

37,0 

22,3 

14,7 

62,1 

56,8 

5,3 

141,6 

95,6 

45,9 

37,4 

22,3 

15,1 

58,7 

53,6 

5,1 

129,8 

88,9 

40,9 

37,7 

22,2 

15,5 

54,7 

49,8 

4,9 

127,7 

87,1 

40,5 

38,8 

22,4 

16,4 

52,0 

47,1 

4,9 

122,7 

84,2 

38,5 

37,9 

21,4 

16,5 

48,1 

43,3 

4,8 

114,7 

79,3 

35,4 

40,1 

22,5 

17,6 

46,8 

42,1 

4,7 

109,2 

75,9 

33,3 

40,3 

22,2 

18,1 

45,8 

41,1 

4,7 

104,5 

72,4 

32,2 

39,7 

21,6 

18,0 

44,4 

39,8 

4,7 

98,5 

67,9 

30,6 

37,6 

20,3 

17,3 

43,7 

39,0 

4,7 

94,2 

64,8 

29,4 

36,9 

19,6 

17,3 

42,7 

38,1 

4,6 

88,6 

61,0 

27,7 

36,1 

18,9 

17,1 

47,8 

41,9 

5,9 

122,9 

82,4 

40,5 

38,5 

19,7 

18,9 


Im Vorbereitungsdienst; 1960-2010 ohne beurlaubte Bedienstete, außefdem 2010 elnschl. beurlaubte Bedienstete, 
hl. Deutsche Bundesbank. 

'k:>i!LJ«ii«. oliiLSiiisiuriss» Duriua:ädriii, ro^siu^lüll^»lül^lUäli:lll^»ll^ 
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12 Beamte der Bahn, der Post und des mittelbarer Bundesdienstes am 30. Juni 2010 

nach Beschäftigungsumfang, Laufbahngmppen und Geschlecht*) 




Bahn 



Post 


Minel barer Bundesdienst 

Laufbahngmppen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 






-1000- 





Vollzeitbeschäfligte 










Höherer Dienst 

0,1 

0,1 

0,0 

0,3 

0,2 

0,1 

3,0 

2,2 

0,8 

Gehobener Dienst 

3,7 

3,4 

0,3 

9,6 

8,0 

1,6 

19,9 

11,8 

8,1 

Minierer Dienst 

29,0 

27,0 

2,0 

31,2 

21,0 

10,2 

2,3 

1,7 

0,6 

Einfacher Dienst 

0,4 

0,4 

0,0 

26,7 

23,0 

3,8 

0,2 

0,2 

0,0 

Zusammen 

S3,2 

30,9 

2,3 

67,8 

52,2 

15,6 

25,4 

15,9 

9,5 

T ei izeitbesc häfligte' ^ 










Höherer Dienst 

0,1 

0,1 

0,0 

0,2 

0,1 

0,1 

0,9 

0,4 

0,5 

Gehobener Dienst 

2,3 

1,9 

0,4 

3,3 

1,7 

1,6 

8,9 

2,3 

6,6 

Minierer Dienst 

6,9 

5,1 

1,8 

11,6 

3,4 

8,2 

0,8 

0,3 

0,5 

Einfacher Dienst 

0,2 

0,2 

0,0 

5,7 

3,5 

2,2 

0,0 

0,0 

0,0 

Zusammen 

9,5 

7,2 

2,3 

20,8 

8,8 

12,0 

10,7 

3,1 

7,6 

Beurlaubte 










Höherer Dienst 

0,1 

0,1 

0,0 

1,0 

0,8 

0,2 

0,3 

0,1 

0,1 

Gehobener Dienst 

2,3 

2,0 

0,3 

11,4 

9,1 

2,3 

2,0 

0,5 

1,5 

Minierer Dienst 

2,6 

1,7 

0,9 

20,6 

10,9 

9,6 

0,2 

0,1 

0,1 

Einfacher Dienst 

0,0 

0,0 

- 

1,3 

0,6 

0,8 

- 

- 

- 

Zusammen 

5,1 

3,8 

1,3 

34,3 

21,4 

12,9 

2,5 

0,7 

13 

Beschättigte 










Höherer Dienst 

0,3 

0,3 

0,0 

1,5 

1,2 

0,3 

4,2 

2,7 

1,5 

Gehobener Dienst 

8,3 

7,2 

1,1 

24,2 

18,8 

5,5 

30,8 

14,6 

16,1 

Minierer Dienst 

38,5 

33,8 

4,7 

63,4 

35,3 

28,0 

3,3 

2,1 

1,2 

Einfacher Dienst 

0,6 

0,6 

0,0 

33,8 

27,1 

6,7 

0,2 

0,2 

0,0 

Insgesamt 

47,8 

41,9 

5,9 

122,9 

82,4 

40,5 

38,5 

19,7 

18,9 

*) Einschi, beuriaubte Bedienstete; ohne Beamte im Vorbereitungsdienst. 
1) Einschi. AJteisteilzeit. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Personalstandstatistik 
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1 3 Beamte der Bahn, der Post un< 

nach Alters 

d des mittelbaren Bundesdiensles am 30. Juni 2010 

ahrgängen und Geschlecht*) 




Bahn 



Post 


Mittelbarer Bundesdienst 

AlterBjahrgänge 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 






-1000- 





19&3 und jünger 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

_ 

0,5 

0,1 

0,3 

1982 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

0,4 

0,1 

0,3 

1981 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

0,6 

0,1 

0,5 

1980 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

0,7 

0,1 

0,5 

1979 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

0,6 

0,2 

0,4 

1978 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

0,6 

0,2 

0,4 

1977 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

0,7 

0,2 

0,5 

1976 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

- 

0,0 

0,8 

0,3 

0,5 

1975 

0,0 

0,0 

0,0 

0,3 

0,1 

0,2 

0,8 

0,3 

0,6 

1974 

0,1 

0,1 

0,1 

1,2 

0,4 

0,7 

0,9 

0,3 

0,6 

1973 

0,2 

0,1 

0,1 

1,7 

0,7 

1,1 

1,0 

0,4 

0,6 

1972 

0,5 

0,3 

0,2 

2,3 

0,9 

1,4 

1,1 

0,4 

0,6 

1971 

0,8 

0,5 

0,3 

3,0 

1,4 

1,7 

1,2 

0,5 

0,7 

1970 

1,0 

0,7 

0,3 

3,4 

1,5 

1,9 

1,2 

0,6 

0,7 

1969 

1,2 

0,9 

0,3 

4,1 

2,0 

2,1 

1,3 

0,5 

0,7 

1968 

1,2 

0,9 

0,3 

4,8 

2,3 

2,5 

1,4 

0,6 

0,8 

1967 

1,2 

0,9 

0,3 

5,5 

2,9 

2,6 

1,3 

0,6 

0,7 

1966 

1,2 

1,0 

0,2 

6,0 

3,4 

2,5 

1,4 

0,6 

0,7 

1965 

1,4 

1,1 

0,3 

6,8 

4,0 

2,8 

1,4 

0,7 

0,8 

1964 

1,7 

1,2 

0,5 

7,5 

4,4 

3,1 

1,3 

0,7 

0,6 

1963 

1,7 

1,2 

0,4 

7,5 

4,5 

3,0 

1,2 

0,6 

0,6 

1962 

1,6 

1,4 

0,3 

7,1 

4,5 

2,5 

1,2 

0,6 

0,6 

1961 

1,7 

1,5 

0,2 

6,4 

4,3 

2,1 

1,3 

0,6 

0,6 

1960 

2,1 

1,9 

0,2 

5,6 

4,1 

1,5 

1,1 

0,6 

0,5 

1959 

2,8 

2,7 

0,2 

5,3 

4,4 

1,0 

1,1 

0,6 

0,5 

1958 

3,2 

2,9 

0,3 

5,8 

4,9 

0,9 

1,2 

0,7 

0,5 

1957 

3,3 

3,0 

0,3 

6,7 

5,6 

1,1 

1,2 

0,7 

0,5 

1956 

3,3 

3,1 

0,3 

6,7 

5,4 

1,3 

1,3 

0,8 

0,5 

1955 

3,0 

2,7 

0,3 

6,1 

4,6 

1,4 

1,3 

0,7 

0,6 

1954 

2,5 

2,2 

0,2 

3,7 

2,8 

0,9 

1,3 

0,8 

0,5 

1953 

2,1 

2,0 

0,1 

2,7 

2,1 

0,6 

1,2 

0,8 

0,4 

1952 

2,2 

2,1 

0,1 

2,5 

2,1 

0,4 

1,1 

0,8 

0,3 

1951 

2,2 

2,1 

0,1 

2,1 

1,8 

0,3 

1,1 

0,8 

0,3 

1950 

1,9 

1,9 

0,0 

2,0 

1,7 

0,3 

1,0 

0,7 

0,2 

1949 

1,2 

1,1 

0,0 

1,9 

1,6 

0,2 

0,9 

0,7 

0,2 

1948 

0,9 

0,9 

0,0 

1,7 

1,5 

0,2 

0,8 

0,6 

0,2 

1947 

0,8 

0,7 

0,0 

1,4 

1,2 

0,2 

0,6 

0,4 

0,1 

1946 und älter 

0,7 

0,6 

0,0 

1,3 

1,1 

0,2 

0,6 

0,5 

0,1 

Insgesamt 

47,8 

41,9 

5,9 

122,9 

82,4 

40,5 

38,5 

19,7 

18,9 

*) Einschi, beurlaubte Bedienstete; ohne Beamte im Vorbereitungsdienst. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Personalstandstatistik 
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14 Beamte der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes am 30. Juni 2010 
nach Altersklassen und Geschlecht*) 


zusammen 

Männer 

Frauen 

Attersk lassen 





-1 000- 



Bahn 


unter 35 Jahren 

0,0 

0,0 

_ 

35-44 

8,1 

5,9 

2,2 

45-54 

23,8 

20,9 

2,9 

55-60 

13,0 

12,3 

0,7 

61 und älter 

2,9 

2,8 

0,1 

insgesamt 

47,8 

41,9 

5,9 



Post 


unter 35 Jahren 

0,0 

0,0 

0,0 

35-44 

35,4 

17,6 

17,9 

45-54 

65,5 

46,7 

18,7 

55-60 

16,8 

13,5 

3,3 

61 und älter 

5,2 

4,6 

0,6 

insgesamt 

122,9 

82,4 

40,5 



Mittelbarer Bundbsdienst 


unter 35 Jahren 

5,2 

1,4 

3,8 

35-44 

11,9 

5,1 

6,9 

45-54 

12,3 

6,6 

5,7 

55-60 

6,7 

4,7 

2,1 

61 und älter 

2,4 

1,9 

0,5 

insgesamt 

38,5 

19,7 

18,9 

*) Einsdil. beurlaubte Bedienstete; ohne Beamte im Vorbereitungsdienst. 




Quelte: Statistisches BurKtesamt, Personalstandstatistik 
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15 Entwicklung der Zahl der Versorgungsempfänger der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes 


von 1970 bis 2011 nach Art der Versorgung und Geschlecht 


Bahn 

Post 

Mittelbarer Bundesdienst^^^^ 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer^^ 

Frauen^’ 

-1 000- 



284,3 

142,2 

142,1 

Insgesamt 

165,1 

72,9 

92,2 

5,8 

2,7 

3,1 

1975 

283,3 

142,0 

141,8 

172,6 

75,1 

97,4 

6,4 

3,0 

3,4 

1980 

286,8 

152,8 

134,0 

172,7 

77,1 

95,6 

7,0 

3,3 

3,6 

1985 

271,4 

145,5 

126,0 

169,1 

77,4 

91,7 

7,5 

3,7 

3,7 

1990 

253,7 

137,9 

115,8 

176,8 

86,9 

89,9 

7,9 

4,1 

3,9 

1991 

251,0 

137,1 

113,9 

179,1 

89,5 

89,8 

7,9 

4,1 

3,9 

1992 

247,9 

135,9 

112,1 

182,1 

92,3 

89,8 

8,4 

4,3 

4,1 

1993 

244,5 

134,1 

110,4 

184,6 

94,8 

89,8 

8,5 

4,4 

4,2 

1994 

244,3 

134,2 

110,1 

187,3 

97,7 

89,7 

12,2 

6,1 

6,1 

1995 

242,3 

134,2 

108,1 

195,5 

105,1 

90,4 

12,0 

5,9 

6,0 

1996 

242,5 

136,2 

106,5 

211,3 

118,7 

92,6 

12,4 

6,2 

6,1 

1997 

242,4 

137,6 

104,8 

223,8 

128,4 

95,4 

12,5 

6,4 

6,2 

1998 

243,8 

140,6 

103,2 

239,0 

140,1 

99,0 

12,5 

6,5 

6,1 

1999 

245,4 

144,1 

101,3 

246,8 

146,1 

100,7 

12,9 

6,8 

6,1 

2000 

243,4 

144,0 

99,5 

260,5 

156,5 

104,0 

12,9 

6,9 

6,0 

2001 

242,9 

145,4 

97,6 

270,3 

163,2 

107,1 

14,1 

7,7 

6,4 

2002 

238,4 

142,5 

95,9 

273,6 

164,8 

108,8 

14,3 

7,9 

6,4 

2003 

233,4 

139,5 

93,9 

273,5 

163,7 

109,9 

14,7 

8,2 

6,5 

2004 

228,1 

136,6 

91,6 

272,4 

161,6 

110,8 

14,8 

8,4 

6,4 

2005 

223,5 

134,1 

89,4 

271,1 

159,4 

111,7 

15,2 

8,7 

6,5 

2006 

218,4 

131,2 

87,2 

270,2 

157,6 

112,6 

16,0 

9,3 

6,7 

2007 

211,9 

127,0 

84,9 

270,7 

157,3 

113,3 

16,6 

9,8 

6,9 

2008 

205,6 

122,8 

82,8 

271 ,8 

157,7 

114,2 

17,1 

10,1 

7,0 

2009 

199,3 

118,7 

80,5 

273,0 

157,6 

115,4 

17,7 

10,6 

7,1 

2010 

192,7 

114,7 

78,0 

273,9 

157,6 

116,4 

18,3 

11,0 

7,3 

2011 

186,4 

110,6 

75,7 

276,2 

158,4 

117,8 

18,8 

11,3 

7,5 

1970^' 

141,0 

138,8 

Ruhegehaltsempfänger 

2,2 89,0 70,3 

18,7 

2,9 

2,7 

0,2 

1975 

138,6 

136,5 

2,1 

89,2 

70,4 

18,7 

3,2 

2,9 

0,3 

1980 

149,7 

147,4 

2,3 

91 ,5 

72,3 

19,2 

3,4 

3,1 

0,4 

1985 

143,0 

140,8 

2,2 

92,6 

73,1 

19,5 

3,8 

3,4 

0,4 

1990 

136,6 

134,5 

2,1 

105,4 

83,2 

22,2 

4,3 

3,8 

0,5 

1991 

135,9 

133,8 

2,1 

108,7 

85,9 

22,9 

4,4 

3,9 

0,5 

1992 

134,8 

132,7 

2,1 

112,6 

88,9 

23,7 

4,5 

4,0 

0,5 

1993 

133,3 

131,2 

2,1 

115,8 

91,5 

24,4 

4,6 

4,1 

0,5 

1994 

133,2 

131,2 

2,1 

119,5 

94,4 

25,1 

6,6 

5,9 

0,7 

1995 

133,4 

131,3 

2,1 

128,4 

101,8 

26,6 

6,5 

5,7 

0,8 

1996 

135,4 

133,3 

2,1 

144,9 

115,5 

29,3 

6,9 

6,0 

0,9 

1997 

137,2 

135,0 

2,2 

157,8 

125,2 

32,6 

7,2 

6,2 

1,0 

1998 

140,4 

138,2 

2,2 

173,1 

136,7 

36,4 

7,4 

6,3 

1,0 

1999 

144,0 

141,7 

2,3 

181,4 

142,8 

38,6 

7,8 

6,7 

1,1 

2000 

144,0 

141,7 

2,4 

195,4 

153,2 

42,2 

8,0 

6,8 

1,2 

2001 

145,6 

143,1 

2,5 

205,5 

159,8 

45,7 

9,1 

7,5 

1,6 

2002 

142,9 

140,3 

2,6 

209,4 

161,3 

48,0 

9,3 

7,6 

1,7 

2003 

139,9 

137,4 

2,6 

209,3 

160,1 

49,2 

9,8 

7,9 

1,8 

2004 

137,1 

134,5 

2,6 

208,2 

157,9 

50,3 

10,0 

8,1 

1,9 

2005 

134,8 

132,1 

2,6 

207,1 

155,7 

51,4 

10,6 

8,5 

2,1 

2006 

131,9 

129,2 

2,7 

206,4 

153,9 

52,5 

11,1 

8,9 

2,2 

2007 

127,8 

125,0 

2,7 

207,1 

153,6 

53,5 

11,8 

9,4 

2,4 

2008 

123,7 

120,9 

2,8 

208,5 

153,9 

54,6 

12,3 

9,8 

2,6 

2009 

119,7 

116,9 

2,8 

210,0 

153,8 

56,1 

13,0 

10,2 

2,7 

2010 

115,7 

112,9 

2,8 

211,3 

153,7 

57,5 

13,6 

10,6 

3,0 

2011 

111,7 

108,9 

2,8 

213,7 

154,6 

59,1 

14,1 

10,9 

3,2 


1) Einschi. Verso rgyngsempfängerZ-empfän gerinnen nach dem Gesetz zu Art. 131 des Grundgesetzes und Versorgungsempfänger/ 
-empfängerinnen mit verkürztem Erhebungsprogiamm. 

2) Ab 1994einschl. Deutsche Bundesbank. 

3) Teilweise geschätzt. 

4) 1970-1993 teilweise geschätzt. 

Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorg ungsempfängerstatistik 
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15 Entwicklung der Zahl der Verso rgungsennpfänger der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes 


von 1970 bis 201 1 nach Art der Versorgung und Geschlecht 


Bahn 

Post 

Mittelbarer Bundesdlenst'^^ 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer^^ 

Frauen^^ 

-1 000- 


WIlwenAA/ltwer 


1970^? 

138,0 

1.0 

137,0 

73,0 

0,9 

72,1 

2,6 

0,0 

2,6 

1975 

135,1 

0,9 

134,2 

76,6 

1,0 

75,6 

2,9 

0,0 

2,9 

19S0 

127,2 

0,9 

126,3 

74,1 

1,0 

73,1 

3,2 

0,0 

3,2 

1985 

120,0 

0,8 

119,2 

70,1 

0,9 

69,2 

3,3 

0,0 

3,3 

1990 

111,3 

0,8 

110,5 

66,2 

0,9 

65,3 

3,3 

0,0 

3,3 

1991 

109,6 

0,8 

108,8 

65,4 

0,9 

64,6 

3,3 

0,0 

3,3 

1992 

107,9 

0,8 

107,2 

64,7 

0,8 

63,9 

3,5 

0,0 

3,5 

1993 

106,3 

0,7 

105,6 

64,1 

0,8 

63,3 

3,6 

0,1 

3,6 

1994 

106,1 

0,7 

105,3 

63,2 

0,8 

62,4 

5,3 

0,1 

5,2 

1995 

104,1 

0,7 

103,4 

62,7 

0,9 

61,8 

5,1 

0,1 

5,0 

1996 

102,6 

0,7 

101,9 

62,2 

1,0 

61,3 

5,1 

0,1 

5,1 

1997 

100,9 

0,7 

100,2 

61,9 

1,0 

60,8 

5,0 

0,1 

4,9 

1998 

99,4 

0,6 

98,7 

61,8 

1,1 

60,6 

4,9 

0,1 

4,8 

1999 

97,5 

0,6 

96,9 

61,4 

1,2 

60,2 

4,8 

0,1 

4,7 

2000 

95,7 

0,6 

95,1 

61,0 

1,2 

59,8 

4,6 

0,1 

4,5 

2001 

93,7 

0,5 

93,1 

60,7 

1,3 

59,4 

4,7 

0,1 

4,6 

2002 

91,9 

0,5 

91,3 

60,2 

1,4 

58,8 

4,6 

0,1 

4,5 

2003 

89,9 

0,5 

89,4 

60,2 

1,4 

58,7 

4,6 

0,1 

4,5 

2004 

87,6 

0,5 

87,1 

60,1 

1,5 

58,5 

4,5 

0,1 

4,4 

2005 

85,4 

0,4 

85,0 

60,1 

1,6 

58,5 

4,5 

0,1 

4,4 

2006 

83,2 

0,4 

82,7 

59,9 

1,7 

58,2 

4,5 

0,1 

4,3 

2007 

80,9 

0,4 

80,5 

59,6 

1,7 

57,9 

4,4 

0,1 

4,3 

2008 

78,8 

0,4 

78,4 

59,5 

1,8 

57,7 

4,4 

0,2 

4,2 

2009 

76,5 

0,4 

76,1 

59,3 

1,9 

57,4 

4,3 

0,1 

4,2 

2010 

74,0 

0,3 

73,6 

59,0 

1,9 

57,1 

4,3 

0,2 

4,2 

2011 

71,7 

0,3 

71,4 

58,9 

Walsen 

2,0 

56,9 

4,3 

02 

4,1 

1970^^ 

5,3 

2,4 

2,9 

3,1 

1,7 

1,4 

0,2 

0,0 

0,2 

1975 

10,1 

4,6 

5,5 

6,8 

3,7 

3,1 

0,3 

0,1 

0,1 

1980 

9,9 

4,5 

5,4 

7,1 

3,8 

3,3 

0,3 

02 

0,1 

1985 

8,5 

3,9 

4,6 

6,4 

3,4 

3,0 

0,3 

02 

0,1 

1990 

5,8 

2,6 

3,2 

5,2 

2,8 

2,4 

0,3 

0,1 

0,1 

1991 

5,5 

2,5 

3,0 

5,0 

2,7 

2,3 

0,3 

0,1 

0,1 

1992 

5,2 

2,4 

2,8 

4,8 

2,6 

2,2 

0,3 

02 

0,2 

1993 

4,9 

2,2 

2,7 

4,7 

2,5 

2,2 

0,3 

02 

0,1 

1994 

5,0 

2,3 

2,7 

4,5 

2,4 

2,1 

0,4 

02 

0,2 

1995 

4,8 

2,2 

2,6 

4,3 

2,3 

2,0 

0,3 

02 

0,2 

1996 

4,5 

2,0 

2,5 

4,2 

2,3 

2,0 

0,3 

02 

0,2 

1997 

4,3 

1,9 

2,4 

4,2 

2,2 

2,0 

0,3 

02 

0,2 

1998 

4,1 

1,8 

2,3 

4,1 

2,2 

1,9 

0,3 

02 

0,2 

1999 

4,0 

1,8 

2,2 

4,1 

2,1 

2,0 

0,3 

02 

0,2 

2000 

3,8 

1,7 

2,1 

4,1 

2,1 

2,0 

0,3 

02 

0,2 

2001 

3,6 

1,7 

2,0 

4,0 

2,1 

2,0 

0,3 

02 

0,2 

2002 

3,6 

1,7 

2,0 

4,0 

2,1 

1,9 

0,3 

02 

0,2 

2003 

3,5 

1,6 

1,9 

4,1 

2,1 

2,0 

0,4 

02 

0,2 

2004 

3,5 

1,6 

1,8 

4,1 

2,1 

2,0 

0,4 

02 

0,2 

2005 

3,3 

1,5 

1,8 

4,0 

2,1 

1,9 

0,4 

02 

0,2 

2006 

3,3 

1,6 

i,s 

4,0 

2,0 

1,9 

0,4 

02 

0,2 

2007 

3,2 

1,5 

1,7 

3,9 

2,0 

1,9 

0,4 

02 

0,2 

2008 

3,2 

1,5 

1,7 

3,8 

2,0 

1,8 

0,4 

02 

0,2 

2009 

3,1 

1,5 

1,7 

3,7 

1,9 

1,8 

0,4 

02 

0,2 

2010 

3,0 

1,4 

1,5 

3,7 

1,9 

1,8 

0,4 

02 

0,2 

2011 

3,0 

1,4 

1,5 

3,6 

1,9 

1,7 

0,4 

02 

0,2 


1 ) Elnschl. Versorg ungsempfängerZ-empfänge rinnen nach dem Gesetz zu Art 131 des Grundgesetzes und VersorgungsempfängerZ 
-empfänge rinnen mit verkürztem Ertiebungsprogramm. 

2) Ab 1994 elnschl. Deutsche Bundesbank. 

3) Teilweise geschätzt. 

4) 1970-1993 teilweise geschätzt. 

Quelle; Statistisches Bundesamt Versorg ungsempfängerstatlstlk 
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16 Versorgungsempfänger der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes am 1. Januar 201 1 
nach Versorgungsart, Laufbahngruppen und Geschlecht 

Art der Versorg ung/ 
Laufbahn gruppen 

Bahn 

Post 

Mittelbarer Bundesdienst*) 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

zusammen 

Männer 

Frauen 

-1000- 

Empfänger von Ruhegehalt 










Höherer Dienst 

1,8 

1,7 

0,0 

3,0 

2,8 

0,1 

2,5 

2,1 

0,3 

Gehobener Dienst 

14,8 

14,4 

0,4 

30,8 

26,9 

3,9 

9,3 

7.1 

2,2 

Mittlerer Dienst 

83,7 

81,4 

2,3 

111,8 

65,9 

46,0 

2,0 

1,5 

0,6 

Einfacher Dienst 

11,4 

11,3 

0,1 

68,0 

59,0 

9,1 

0,1 

0,1 

0,0 

Sonstige 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

- 

0,0 

- 

- 

- 

Zusamrrven 

111,7 

108,9 

2,8 

213,7 

154,6 

59,1 

13,9 

10,8 

3,1 

Empfänger von Witwen-/ 










Wilwergeld 










Höherer Dienst 

0,8 

0,0 

0,8 

0,8 

0,0 

0,8 

0,8 

0,0 

0,7 

Gehobener Dienst 

7,5 

0,0 

7,4 

8,6 

0,1 

8,5 

2,8 

0,1 

2,7 

Mittlerer Dienst 

50,6 

0,2 

50,3 

21,9 

1,5 

20,4 

0,6 

0,0 

0,6 

Einfacher Dienst 

12,8 

0,1 

12,8 

27,5 

0,3 

27,2 

0,1 

- 

0,1 

Sonstige 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

Zusammen 

71,7 

0,3 

71,4 

58,9 

2,0 

56,9 

4,2 

0,2 

4,1 

Empfänger von Waisengeld 










Höherer Dienst 

0,0 

0,0 

0,0 

0,1 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Gehobener Dienst 

0,3 

0,2 

0,2 

0,6 

0,3 

0,3 

0,3 

0,1 

0,1 

Mittlerer Dienst 

z,o 

1,0 

1,0 

1,5 

0,8 

0,7 

0,0 

0,0 

0,0 

Einfacher Dienst 

0,6 

0,3 

0,3 

1,5 

0,8 

0,7 

0,0 

0,0 

0,0 

Sonstige 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

Zusamimen 

3,0 

1,4 

1,5 

3,6 

1,9 

1,7 

0,4 

0,2 

0,2 

Versorg u ngse mpfänger 










Höherer Dienst 

2,6 

1,7 

0,9 

3,9 

2,9 

1,0 

3,3 

2,2 

1,1 

Gehobener Dienst 

22,6 

14,7 

8,0 

40,0 

27,3 

12,7 

12,4 

7,4 

5,0 

Mittlerer Dienst 

136,2 

82,6 

53,6 

135,2 

68,2 

67,0 

2,7 

1,5 

1,2 

Einfacher Dienst 

24,9 

11,6 

13,2 

97,0 

60,0 

37,0 

0,2 

0,1 

0,1 

Sonstige 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

0,0 

- 

0,0 

Insgesamt 

186,4 

110,6 

75,7 

276,2 

158,4 

117,8 

18,5 

11,1 

7,4 

*) Ohne Forschungseinrichtungen. 













Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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1 7 Versorgungsempfänger der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes am 1 . Januar 201 1 

nach Altersklasssen 


Bahn 

Post 

Mittelbarer Bundesdienst*) 

Altersjahrgänge 





-1000- 


Empfänger von Ruhegehalt 


u nter 50 

0,9 

20,1 

0,5 

50-55 

2,2 

12,6 

0,4 

55-60 

5,1 

30,5 

1,0 

60-65 

14,0 

31,1 

1,5 

65-70 

20,0 

33,1 

4,3 

70-75 

26,1 

34,4 

3,1 

75-80 

16,3 

22,2 

1,2 

80-85 

16,6 

18,2 

1,1 

85-90 

7,6 

9,0 

0,6 

90-95 

2,2 

2,1 

0,2 

95 und älter 

0,7 

0,5 

0,1 

Zusammen 

111,7 

213,7 

13,9 


Empfänger von Witwengeld 


u nter 50 

0,5 

0,9 

0,1 

50-55 

0,7 

1,2 

0,1 

55-60 

1,4 

2,2 

0,2 

60-65 

2,5 

3,3 

0,3 

65-70 

4,2 

4,6 

0,4 

70-75 

8,9 

8,9 

0,5 

75-80 

11,6 

10,7 

0,5 

80-85 

16,1 

12,6 

0,8 

85-90 

16,2 

9,5 

0,9 

90-95 

7,2 

3,7 

0,4 

95 und älter 

2,5 

1,2 

0,1 

Zusammen 

71,7 

58,9 

4,2 

*) Ohne Forschungseinrichtungen. 





Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


-123- 


Drucksache 17/13590 


18. 1 Versorgungszugänge der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes 

nach Laufbahn gruppen im Jahr 2010 
- Empfänger von Ruhegehalt - 

Grund für den Eintritt des Ruhestandes 

Insgesamt 

Höherer 

Dienst 

Gehobener 

Dienst 

Mittlerer/ 

Einfacher 

Dienst 

Durchschnitts- 

alter 

-1000- 



Bahn 





Dienstunfähigkeit 

0,69 

0,00 

0,07 

0,62 

54,5 

Erreichen einer Altersgrenze 

0,40 

0,04 

0,20 

0,17 

64,7 

Besondere Atersgrenze 

- 

- 

- 

- 

- 

Antragsaltersgrenze 60. Lebensjahr 

0,04 

- 

0,02 

0,02 

62,1 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

0,02 

0,00 

0,02 

0,00 

63,5 

RegelalterBgrenze65. Lebensjahr 

0,34 

0,03 

0,16 

0,14 

65,1 

Sonstige Gründe 

- 

- 

- 

- 

- 

Zusammen 

1,09 

0,04 

0,26 

0,78 

58,2 


Post 





Dienstunfähigkeit 

2,24 

0,01 

0,18 

2,06 

49,0 

Erreichen einer Altersgrenze 

0,94 

0,04 

0,24 

0,66 

64,4 

Besondere Atersgrenze 

- 

- 

- 

- 

- 

Antragsaltersgrenze 60. Lebensjahr 

0,05 

0,00 

0,01 

0,04 

60,8 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

0,22 

0,02 

0,06 

0,14 

63,2 

Regelaltersgrenze 65. Lebensjahr 

0,67 

0,02 

0,18 

0,48 

65,1 

Sonstige Gründe 

4,59 

0,09 

1,29 

3,21 

56,5 

Zusammen 

7,77 

0,13 

1,71 

5,93 

55,3 

Mittelbarer Bundesdienst*) 




Dienstunfähigkeit 

0,25 

0,01 

0,20 

0,04 

52,8 

Erreichen einer Altersgrenze 

0,52 

0,12 

0,36 

0,04 

64,1 

Besondere Atersgrenze 

- 

- 

- 

- 

- 

Antragsaltersgrenze 60. Lebensjahr 

0,08 

0,01 

0,06 

0,01 

61,7 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

0,14 

0,03 

0,11 

0,01 

63,3 

Regelaltersgrenze 65. Lebensjahr 

0,31 

0,09 

0,19 

0,03 

65,1 

Sonstige Gründe 

0,05 

0,00 

0,01 

0,04 

58,1 

Zusammen 

0,82 

0,14 

0,57 

0,12 

60,3 

*) Ohne Forsch ungseinrichtungen. 







Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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18.2 Versorgungszugänge der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes 
nach Laufbahngruppen im Jahr 2010 
- Empfänger von Hinterbliebenen bezögen - 

Grund für den Eintritt des Ruhestandes 

Insgesamt 

Höherer Dienst 

Gehobener 

Dienst 

Mittlerer/ 

Einfacher 

Dienst 

-1 000- 

Bahn 




Zugänge von Wiitwen/Witwern 

2,9 

0,0 

0,3 

2,6 

Zugänge von Waisen 

0,1 

0,0 

0,0 

0,1 

Zusamrrven 

3,1 

0,0 

0,3 

2,7 

Post 




Zugänge von Witwen/Witwern 

3,2 

0,1 

0,5 

2,6 

Zugänge von Waisen 

0,3 

0,0 

0,1 

0,2 

Zusamnrten 

3,5 

0,1 

0,6 

2,8 

Mittelbarer Bundesdienst*) 




Zugänge von WHwen/Witwern 

0,3 

0,0 

0,2 

0,0 

Zugänge von Waisen 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

Zusammen 

0,3 

0,0 

0,2 

0,0 

* ) Oh ne Forsc h u ngsei n richtu n gen . 






Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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18.3 Versorgungszugänge der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes 


nach Laufbahngmppen im Jahr 2010 



- Durchschnittsalter bei Eintritt in den Ruhestand (Männer und Frauen) - 


Grund für den Eintritt in den Ruhestand 

Insgesamt 

Höherer Dienst 

Gehobener 

Dienst 

Mittlerer/ 

Einfacher 




Dienst 

Bahn 




Dienstunfähigkeit 

54,5 

60,0 

58,9 

54,0 

Besondere Altersgrenze 

- 

- 

- 

- 

Antragsaltersgrenze 60. Lebensjahr 

62,1 

- 

62,7 

61,6 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

63,5 

63,3 

63,4 

63,8 

Regelaltersgrenze 65. Lebensjahr 

65,1 

65,1 

65,1 

65,1 

Zusamrrven 

58,2 

64,5 

63,2 

56,2 

Vorruhestandsregelung und sonstige Gründe 

- 

- 

- 

- 

Insgesamt 

58,2 

64,5 

63,2 

56,2 

Post 




Dienstunfähigkeit 

49,0 

55,5 

51 ,5 

48,8 

Besondere Altersgrenze 

- 

- 

- 

- 

Antragsaltersgrenae 60. Lebensjahr 

60,8 

61,0 

61,6 

60,7 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

63,2 

63,3 

63,2 

63,2 

Regelaltersgrenze 65. Lebensjahr 

65,1 

65,9 

65,1 

65,0 

Zusammen 

53,6 

63,3 

59,0 

52,6 

Vorruhestandsregelung und sonstige Gründe 

56,5 

57,0 

57,0 

56,3 

Insgesamt 

55,3 

59,2 

57,5 

54,6 

Mittelbarer Bundesdienst 




Dienstunfähig keil 

52,8 

54,5 

53,1 

50,8 

Besondere Altersgrenze 

- 

- 

- 

- 

Antragsaltersgrenze 60. Lebensjahr 

61,7 

62,2 

61,6 

61,6 

Antragsaltersgrenze 63. Lebensjahr 

63,3 

63,4 

63,3 

63,6 

Regelaltersgrenze 65. Lebensjahr 

65,1 

65,1 

65,1 

65,1 

Zusammen 

60,5 

63,6 

60,1 

57,7 

Vorruhestandsregelung und sonstige Gründe 

58,1 

61,0 

59,8 

57,7 

Insgesamt 

60,3 

63,5 

60,1 

57,7 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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19 Versorgungsabgänge der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes nach Versorgungsart 

und Altersgmppen im Jahr 2010 
- Männer und Frauen - 


Altersgruppen 
von ... bis 
unter... Jahren 

Insgesamt 

Männer 

Frauen 

zu- 

sammen 

Bahn 

Post 

mitte Ib. 

Bundes- 

dienst 

zu- 

sammen 

Bahn 

Post 

mittel b. 

Bundes- 

dienst 

zu- 

sammen 

Bahn 

Post 

m Ittel b. 

Bundes- 

dienst 

-1000- 


Insgesamt 


65 und jünger 

1,74 

0,36 

1,28 

0,10 

1,20 

0,28 

0,86 

0,06 

0,54 

0,08 

0,42 

0,04 

65-70 

0,81 

0,36 

0,42 

0,04 

0,67 

0,31 

0,33 

0,03 

0,15 

0,05 

0,09 

0,01 

70-75 

1,56 

0,76 

0,75 

0,05 

1,23 

0,62 

0,58 

0,04 

0,32 

0,14 

0,17 

0,02 

75-80 

2,04 

0,97 

1,04 

0,03 

1,40 

0,67 

0,71 

0,02 

0,65 

0,30 

0,33 

0,02 

80-85 

4,02 

2,03 

1,88 

0,10 

2,42 

1,25 

1,11 

0,06 

1,00 

0,79 

0,77 

0,04 

85-90 

5,00 

2,83 

2,01 

0,16 

1,95 

1,06 

0,82 

0,08 

3,06 

1,78 

1,20 

0,08 

90-95 

3,19 

2,03 

1,08 

0,08 

0,80 

0,54 

0,23 

0,03 

2,39 

1,50 

0,84 

0,05 

95 und älter 

1,99 

1,27 

0,65 

0,07 

0,49 

0,33 

0,15 

0,01 

1,49 

0,94 

0,50 

0,05 

Insgesamt 

20,35 

10,61 

9,10 

0,64 

10,15 

5,04 

4,79 

0,33 

10,20 

5,58 

4,31 

0,31 





Empfänger von 

Ruhegehalt 






65 und jünger 

1,04 

0,26 

0,73 

0,04 

0,87 

0,25 

0,58 

0,03 

0,17 

0,01 

0,15 

0,01 

65-70 

0,71 

0,31 

0,37 

0,04 

0,65 

0,31 

0,32 

0,03 

0,06 

0,00 

0,05 

0,01 

70-75 

1,29 

0,62 

0,63 

0,04 

1,22 

0,61 

0,57 

0,04 

0,07 

0,00 

0,06 

0,01 

75-80 

1,48 

0,67 

0,79 

0,02 

1,39 

0,67 

0,70 

0,02 

0,09 

0,00 

0,08 

0,00 

80-85 

2,59 

1,25 

1,27 

0,07 

2,40 

1,25 

1,09 

0,06 

0,20 

0,01 

0,18 

0,01 

85-90 

2,19 

1,08 

1,03 

0,08 

1,91 

1,05 

0,79 

0,08 

0,28 

0,03 

0,25 

0,01 

90-95 

0,98 

0,55 

0,40 

0,03 

0,79 

0,53 

0,23 

0,03 

0,19 

0,02 

0,17 

0,00 

95 und älter 

0,55 

0,33 

0,20 

0,02 

0,48 

0,32 

0,15 

0,01 

0,06 

0,01 

0,05 

0,00 

Zusammen 

10,83 

5,08 

5,41 

0,34 

9,70 

4,99 

4,42 

0,30 

1,12 

0,09 

0,99 

0,05 





EmpfängervonW Itwen-A/V Itwergeld 






65 und jünger 

0,10 

0,03 

0,07 

0,00 

0,03 

0,00 

0,02 

0,00 

0,07 

0,03 

0,04 

0,00 

65-70 

0,10 

0,05 

0,05 

0,00 

0,01 

0,00 

0,01 

0,00 

0,09 

0,05 

0,04 

0,00 

70-75 

0,27 

0,14 

0,12 

0,01 

0,02 

0,00 

0,01 

- 

0,25 

0,14 

0,11 

0,01 

75-80 

0,57 

0,30 

0,25 

0,01 

0,01 

0,00 

0,01 

- 

0,56 

0,30 

0,24 

0,01 

80-85 

1,42 

0,78 

0,61 

0,03 

0,02 

0,00 

0,02 

- 

1,40 

0,78 

0,59 

0,03 

85-90 

2,81 

1,75 

0,98 

0,08 

0,04 

0,01 

0,03 

- 

2,78 

1,75 

0,95 

0,08 

90-95 

2,21 

1,48 

0,68 

0,05 

0,01 

0,00 

0,01 

- 

2,20 

1,48 

0,67 

0,05 

95 und älter 

1,44 

0,94 

0,45 

0,05 

0,01 

0,01 

0,00 

0,00 

1,43 

0,93 

0,45 

0,05 

Zusammen 

8,92 

5,47 

3,21 

0,24 

0,14 

0,02 

0,12 

0,00 

8,78 

5,45 

3,09 

0,24 





Empfänger von Waisengeld 






20 und jünger 

0,04 

- 

0,04 

0,00 

0,03 

- 

0,03 

0,00 

0,02 

- 

0,02 

0,00 

20-25 

0,21 

0,00 

0,19 

0,02 

0,12 

0,00 

0,11 

0,01 

0,09 

0,00 

0,08 

0,01 

25-30 

0,23 

0,01 

0,20 

0,03 

0,11 

0,00 

0,10 

0,01 

0,12 

0,00 

0,10 

0,02 

30 und älter 

0,12 

0,06 

0,06 

0,00 

0,05 

0,02 

0,03 

0,00 

0,07 

0,04 

0,03 

0,00 

Zusammen 

0,61 

0,07 

0,48 

0,06 

0,31 

0,02 

0,26 

0,03 

0,30 

0,04 

0,23 

0,03 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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20 Ruhegdhalsdmpfängdrddr Bahn, dar Post und das mittalbaran Bundasdianstas am 1. Januar 2011 

nach Größanklassan dar monatlichan Ruhagahaltsbazüga 


Monafilche Ruhegehaltsbezüge'^ 
von ... bis unter ... EUR 

Bahn 

Post 

mittelbarer Bundesdlenst^^ 


- 1 000 - 

unter 1 000 

1,6 

3,0 

0,1 

1 000 - 1 250 

5,1 

10,6 

0,2 

1 250 - 1 500 

13,6 

49,2 

0,7 

1 500 - 1 750 

25,1 

52,1 

1,2 

1 750 - 2 000 

30,2 

36,8 

1,7 

2 000 - 2 250 

1S,5 

28,7 

2,1 

2 250 - 2 500 

3,S 

7,4 

1,9 

2 500 - 2 750 

3,5 

7,6 

1,7 

2 750 - 3 000 

4,3 

7,3 

1,5 

3 000 - 3 250 

3,8 

6,9 

1.1 

3 250 - 3 500 

0,8 

2,2 

0,4 

3 500 und mehr 

1,5 

1,9 

1,4 

Insgesamt 

111,7 

213,7 

13,9 

1} Nach Anwendung der Ruhensregelung. 

2) Ohne Fbrschungselniichtungen. 



21 Ruhagahaltsampfängardar Bahn, dar Post und das mittalbaran Bundasdianstas am 1 . Januar 201 1 

nach Größanklassan das anaichtan Ruhagahaltssatzas 


Ruhegehaltssatz 
von ... bis unter ... % 

Bahn 

Post 

mitttel barer Bundesdlenst'^ 


- 1 000 - 

unter 50 

2,0 

20,8 

0,8 

50-55 

2,2 

10,3 

0,6 

55-60 

4,6 

13,3 

0,8 

60-65 

9,1 

20,9 

1,1 

65-71,75 

24,3 

50,5 

2,3 

71,75 und mehr 

69,4 

97,9 

8,4 

Insgesamt 

111,7 

213,7 

13,9 

1) Ohne Fbrschungselniichtungen. 





Quelle: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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22 Versorgungsausgaben der Bahn, der Post und des mittelbaren Bundesdienstes 

von 1970 bis 2010 


Bahn 

Post 

1 Mittelbarer Bundesdienst'' 


in Mrd. EUR 

1970 

1,0 


1,0 


1975 

13 


1,2 

0,0 

1980 

2,5 


1,6 

0,1 

1985 

2,7 


1,8 

0,1 

1990 

3,1 


2,2 

0,2 

1991 

3,2 


2,4 

0,2 

1992 

3,4 


2,7 

0,2 

1993 

3,5 


2,8 

0,2 

1994 

3,5 


2,9 

0,2 

1995 

3,7 


3,3 

0,3 

1996 

3,8 


3,7 

0,3 

1997 

3,9 


4,0 

0,3 

1998 

4,0 


4,3 

0,3 

1999 

4,1 


4,6 

0,3 

2000 

4,1 


4,9 

0,3 

2001 

4,2 


5,1 

0,3 

2002 

4,2 


5,2 

0,4 

2003 

4,2 


5,3 

0,4 

2004 

4,0 


5,1 

0,4 

2005 

3,9 


5,1 

0,4 

2006 

3,7 


4,9 

0,4 

2007 

3,6 


5,0 

0,4 

2008 

3,7 


5,2 

0,4 

2009 

3,7 


5,4 

0,5 

2010 

3,5 


5,4 

0,5 

1) Teilweise geschätzt. 




2) Ohne Forschungsein richtugnen. 






Quelb: Statistisches Bundesamt, Versorgungsempfängerstatistik 
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